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VORWORT

Anlässlich der österreichischen EU-Ratspräsidentschaft im ersten
Halbjahr 2006 veranstaltete der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfra-
gen der österreichischen Sozialpartner gemeinsam mit dem Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozial ausschuss eine internationale Konferenz
zum Thema "Herausforderungen für eine partizipative Demokratie in
einem erweiterten Europa", die im Adolf-Czettel-Bildungszentrum
der AK-Wien abgehalten wurde.

Im vorliegenden Konferenzband präsentieren wir die einzelnen Bei-
träge dieser Veranstaltung, und zwar in allen drei Konferenzsprachen.
Die Beiträge unterliegen der Verantwortung der jeweiligen Autoren
und stellen keine akkordierte Meinung der österreichischen Sozialpart-
ner dar.

Auf diesem Wege sei auch nochmals allen gedankt, die zum guten
Gelingen der Konferenz beitrugen, vor allem den Teams der Beiratsge-
schäftsführung und des EWSA, welches nicht nur die Veranstaltungs-
organisation tatkräftig unterstützte, sondern auch die Verdolmet-
schung der Konferenz und die Übersetzung des Konferenzbandes be-
sorgte.

Wien, im Dezember 2006

Harald Kaszanits
Wirtschaftskammer Österreich

Maria Kubitschek
Bundesarbeitskammer

Richard Leutner
Österreichischer Gewerkschaftsbund

Nikolaus Morawitz
Landwirtschaftskammer

Österreich
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ERÖFFNUNG

Herbert Tumpd, Präsident der österreichischen Bundesarbeitskammer
Rudolf Schwarzböck, Präsident der Landwirtschaftskammer Österreich
Anne-Marie Sigmund, Präsidentin des Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses

"Dem Europagedanken hilft es nicht, wenn wir nur über gemeinsa-
me Ziele sprechen, nicht aber über die notwendigen Instrumente",
sagte Präsident Tumpel. "Nehmen wir als Beispiel die Lissabon-Ziele:
Europa ist sich einig, dass mehr Wachstum und Beschäftigung wichtig
sind. Aber was brauchen wir für die Umsetzung dieser Ziele? Hier lie-
gen die Defizite der EU", kritisierte Tumpel und forderte eine größere,
breitere und offenere Diskussion. Partizipative Demokratie verlange
nicht in allen Ausformungen Übereinstimmung - es sei eine positive
Diskussionskultur wichtig, um das Gemeinsame und das Trennende zu
erörtern. Gerade der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss
zeige, wie konstruktiv auch kontroversielle Diskussionen verlaufen
können. "Die EU-Akzeptanz der Bürger sinkt in wesentlichen Berei-
chen. Umso wichtiger ist es, dass es zur Erreichung der gemeinsamen
Ziele auch konkrete Instrumente gibt", so Präsident Tumpel.

Einen permanenten Dialog, bei dem es keinen Sieger und keinen Ver-
lierer gibt, sondern die bestmögliche Annäherung der Interessen, for-
derte Präsident Schwarzböck. "Die Globalisierung zwingt Europa,
leistungsfähig zu sein. Es ist notwendiger denn je, trotz vorhandener
Interessengegensätze partnerschaftlich zu diskutieren und gemeinsam
Ziele zu finden", so Schwarzböck. Europa könne in dieser Frage der ge-
samten Welt als Vorbild dienen.

Frau Präsidentin Sigmund hob die Notwendigkeit eines gemeinsa-
men Dialogs hervor. "Mir tut es weh, wenn ich höre: ,Die in Brüssel
entscheiden das alles'. Brüssel ist doch nur der Entscheidungsort, die
Entscheidungsträger sind national verankert", schilderte Anne- Marie
Sigmund bei der Konferenzeröffnung. Sie betonte die Bedeutung par-
tizipativer Elemente für das europäische Demokratiemodell. Man müs-
se den Bürgern die Möglichkeit geben, aus ihren Erfahrungen und Er-
wartungen heraus an der europäischen Willensbildung teilzuhaben.
"Der zivile Dialog ist ein Kernanliegen. Dafür brauchen wir funktio-
nierende Strukturen", so Präsidentin Sigmund. Und schließlich zog sie
die Schlussfolgerung: "Was macht es aus, Europäer zu sein? Teil unse~
rer europäischen Identität ist sicherlich auch das europäische Wirt-
schafts- und Sozial modell. Dieses gilt es zu reformieren, um es beibe-
halten zu können. U
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Frans van Waarden
Universität Utrecht

EINIGE KLARSTELLUNGEN IN SACHEN
..DEMOKRATISCHE PARTIZIPATION" IN EUROPA

1. Die Notwendigkeit einer begrifflichen Klarstellung

"Sozialer Dialog", "ziviler Dialog", "soziale Demokratie", "Ver-
bandsdemokratie" , "partizipative Demokratie" - all dies kann einen
uneingeweihten europäischen Bürger wie mich, der in den verschiede-
nen Dokumenten der europäischen Behörden und Institutionen zu die-
sen Themen blättert, durchaus ein wenig verwirren. Vielleicht ein Indiz
für die viel beklagte Distanz zwischen den Bürgern Europas und "de-
nen da oben", die die Politik gestalten und diskutieren? Und gerade
diese Politiker haben, ob Sie es glauben oder nicht, all diese Begriffe er-
funden, um die Distanz und die Missverständnisse zwischen den euro-
päischen Bürgern und ihren Politikern "da oben" abzubauen!

Worin besteht nun der Unterschied zwischen all diesen Begriffen?
Wodurch unterscheiden sich die Begriffe "sozial" und "zivil" oder "so-
ziale Demokratie" und "partizipative Demokratie"? Ist die Zivilgesell-
schaft nicht "sozial", und ist das Wort nicht von "societas" (Gesell~
schaft) abgeleitet? Kann es einen "zivilen Dialog" geben, der nicht so-
zial ist? Oder vielmehr umgekehrt einen sozialen Dialog, der nicht zi-
vil ist? Wer nimmt denn am Demokratieprozess teil, wenn nicht die so-
zialen Akteure? Ist "partizipative Demokratie" daher nicht ein pleonas-
tischer Begriff? Kann es überhaupt Demokratie ohne Partizipation ge-
ben? Setzt Demokratie nicht generell die politische Teilhabe von Bür-
gern (den zivilen Dialog!) und sozialen Akteuren voraus?

Ich vermute, diese Begriffe haben im EU-Jargon unter den in der eu-
ropäischen Arena tätigen Akteuren eine spezifische Bedeutung ange-
nommen. Für die Außenstehenden, zu denen die europäischen Bürger
und die "sozialen Akteure" gehören, ist diese Terminologie zumindest
verwirrend. Erst während dieser Konferenz in Wien bekam ich eine
Ahnung von den unterschiedlichen Bedeutungen dieser Begriffe. Die
von den EU-Institutionen zu diesem Thema herausgegebenen und auf
der Konferenz verteilten Dokumente trugen jedoch ehrlich gesagt nicht
zur Auflösung der Verwirrung bei. Im Gegenteil, sie erhöhten diese
nur. Erst als ich den verschiedenen Rednern, ihrer Art, diese Begriffe zu
gebrauchen, über sie zu diskutieren und anderen Rednern mit ihren In-
terpretationen zu widersprechen, sehr aufmerksam zuhörte, dämmerte
mir allmählich, worum es vielleicht geht.

Ich verspüre jedoch immer noch ein großes Bedürfnis nach Klärung
dieser begrifflichen Verwirrung. Lassen Sie mich einen Versuch der
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Klärung unternehmen. Wie die jüngsten Referenden zu der Europäi-
schen Verfassung in einigen Mitgliedstaaten gezeigt haben, gibt es in
diesem Bereich ein Problem. Was von "denen da oben" gewünscht, aus-
gehandelt, gerade noch akzeptiert und dann verteidigt wurde, konnten
viele Bürger und große Teile der Gesellschaft nicht nachvollziehen. Die
Referenden an sich waren eine Form der "partizipativen Demokratie",
mit der die Entscheidungsträger im Nachhinein nicht sehr glücklich
sind. So haben viele niederländische Politiker nach dem schicksalhaften
Referendum über die europäische Verfassung ihren Enthusiasmus für
Referenden verloren.

Wie kann die Kluft zwischen den Bürgern und der politischen Elite
überwunden werden? Offenbar ist Demokratie - Herrschaft des De-
mos - nicht ausreichend; sie muss durch ein Adjektiv, das die "Partizi-
pation" betont, näher bestimmt werden. Hierzu wäre jedoch zu klären:
(a) Partizipation von wem? (b) Woran? (c) Wie? Mit welchen Mitteln?

a - Partizipation von wem?
Auf die erste Frage, "wer" sich beteiligt, sind viele Antworten mög-

lich: alle Menschen, einige Menschen oder einige wenige, die nach einer
Vielzahl von Merkmalen wie etwa Alter, Geschlecht, wirtschaftliche
Tätigkeit, Bildung und Urteilsfähigkeit ausgewählt wurden. Der Be-
griff "ziviler Dialog" betrifft anscheinend alle Menschen, also die Bür-
ger im Allgemeinen. Es könnten jedoch auch Organisationen der Zivil-
gesellschaft gemeint sein: Verbände und Vereine aller Art, d.h. von Ge-
werkschaften und Vereinigungen, die ein Allgemeininteresse vertreten,
bis hin zu Sportvereinen. Der Begriff "sozialer Dialog" bezieht sich of-
fenbar auf eine Untergruppe, und zwar auf diejenigen Menschen, die
auf dem Arbeitsmarkt aktiv sind (Arbeitnehmer, Arbeitgeber) sowie
auf ihre entsprechenden Organisationen, d.h. Gewerkschaften und Un-
ternehmerverbände. Eigentlich wird der Begriff "sozial" hier auf eine
recht eigenartige Weise gebraucht, bezieht er sich doch im Wesen auf
die "wirtschaftliche" Identität von Menschen.

b - Woran?
Woran teilnehmen? Auch hier gibt es zahlreiche Möglichkeiten: an

der öffentlichen Debatte im Allgemeinen oder an speziellen Debatten
zu einzelnen politischen Themen, an der Festlegung der Agenda für die
Entwicklung einer öffentlichen Politik unter Beteiligung nichtstaatli-
cher Akteure, an der politischen Beratung, Politikgestaltung, politi-
schen Entscheidungsfindung, an der Normsetzung und Erarbeitung
der politischen "Spielregeln" an sich (wie einer oder der Verfassung), an
der Durchführung und Durchsetzung der Politik (man denke an Lai-
enrichter und Schöffen), am politischen Feedback, an der Evaluierung
der Politik und an der Verantwortlichkeit politischer Entscheidungsträ~
ger.

Darüber hinaus können die Politikbereiche, zu denen die "Beteilig-
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ten" ihre Meinungen, Ratschläge und Entscheidungen abgeben oder zu
deren Durchsetzung sie beitragen müssen, sehr verschieden sein.
Rechtsnormen, die ein gemeinsam erarbeitetes Ergebnis von Politik
sind, können viele Handlungsweisen der Bürger betreffen, wobei das
Spektrum von Mord oder Diskriminierung bis hin zu der Ordnungs-
widrigkeit, den Müll ein paar Stunden zu früh auf die Strage zu stellen,
reicht. Dasselbe gilt für öffentliche Güter, die das Kollektiv bereitstel-
len sollte und bei denen es sich um eine Armee zum Schutz vor auslän-
dischen Feinden bis hin zur Verkehrsampel an der Straßenecke handeln
kann. Ferner gilt dies für die Entscheidungen zur Festlegung von Hö-
he und Art der Steuern zur Finanzierung dieser öffentlichen Güter, ein-
schließlich darüber, welche Rechtsnormen durchzusetzen sind.

Die Begriffe "partizipative Demokratie" oder "sozialer Dialog" er-
klären keinen dieser Aspekte. Sie könnten sich auf soziale Partizipati-
on an einigen oder all diesen Aktivitäten und/oder auf den Dialog über
einige oder all diese Aktivitäten beziehen. Mehr Präzision wäre durch-
aus angebracht, wenngleich man sich natürlich im Klaren sein sollte,
dass es häufig Strategie ist, Begriffe verschwommen zu halten, um Un-
terschiede in den Ansichten zu dieser Materie zu verbergen.

c - Wie? Mit welchen Mitteln?
Wer sich woran beteiligt, hat Auswirkungen auf das Wie. Ein kleiner

ausgewählter Kreis der Offentlichkeit könnte direkt partizipieren, in-
dem er sich, wie es in der lokalen Demokratie immer noch möglich ist,
auf dem Appenzeller Stadtplatz oder unter einem Apfelbaum in New
England versammelt. Größere Kreise wie die über 450 Mio. Bürger
Europas würden auf einem Stadtplatz oder unter einem Apfelbaum
nicht ausreichend Platz finden. Selbst wenn dies möglich wäre, würden
sie eine entsetzliche Dissonanz erzeugen. Solch riesige Gruppen wür-
den verschiedene Möglichkeiten der Partizipation erfordern.

Man könnte behaupten, dass moderne Technologien neue, ja sogar
revolutionäre Möglichkeiten für eine Massenbeteiligung eröffnen, die
nicht mehr durch den engen öffentlichen Raum auf einem Platz, einer
Straße oder unter einem Baum eingeschränkt wird, und zwar den vir-
tuellen "Stadtplatz" im Internet. Dieser ist nicht durch physische
Raumgrenzen beschränkt. Er hat jedoch andere Grenzen, die für alle
öffentlichen Räume charakteristisch sind: mangelnde Aufmerksamkeit
seitens der Zuhörer. Wer könnte sämtliche Interessen, Ansichten und
Ideen von 450 Mio. Internetbloggern gleichzeitig erfassen? Sie heischen
alle nach Aufmerksamkeit, aber die potenziellen Leser haben ein be-
grenztes Aufnahmevermögen und werden mit Informationen überla-
den, so dass letztlich eine Dissonanz entsteht.

Es sollte jedoch bemerkt werden, dass auch eine begrenzte Anzahl
von Bürgern in Öffentlichkeitsräumen einen bedeutenden Einfluss ha-
ben kann. So können 30.000 Menschen, die gegen eine Reform des So-
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zialstaats oder gegen eine Regierung im Allgemeinen demonstrieren
und die immer noch auf einen - wenn auch großen - Stadtplatz passen,
eine ernst zu nehmende Herausforderung für die Machthabenden dar-
stellen, wie es die Niederländer 1982 und die Ukrainer 2004 erlebten.
Die größten Revolutionen der Geschichte wie die amerikanische 1776,
die französische 1789, die russische 1917, die ostdeutsche 1989 und die
ukrainische 2004 entzündeten sich durch Massenversammlungen
(wenn auch begrenzter Größe) auf Stadtplätzen. Demonstrationen und
Krawalle von "Massen" relativ begrenzten Umfangs haben sich als fä-
hig erwiesen, Regierungen unter Druck zu setzen, umso mehr, wenn sie
in der Weltpresse aufgebauscht werden (z.B. auch die jüngsten Unru-
hen in den französlschen Vororten).

Die Beteiligung sehr großer Gruppen an der Politikgestaltung erfor-
dert Instrumente zum Bündeln, Sichten, Auswählen und Neubestim-
men der enormen Vielfalt von Interessen, Meinungen, Überzeugungen
und Ideen, damit eine begrenzte Anzahl gemeinsamer Nenner übrig
bleibt.

Ein Weg ist die Vereinfachung der politischen Themen, wie dies bei
Referenden geschieht, die wir als "direkte Demokratie" bezeichnen, da
sich jeder Bürger daran beteiligen kann, auch wenn er seine Meinung
nur zu einer sehr begrenzten Anzahl von Optionen abgeben darf: Ja
oder Nein zu der betreffenden Frage, dem Vorschlag oder der Verfas-
sung. Das Problem ist, dass die meisten politischen Themen kompli-
zierter sind, als es zunächst scheint, und sie viele verschiedene Merk-
male und Aspekte umfassen, denen man schwer mit einer einfachen Ja-
oder-Nein-Entscheidung gerecht werden kann. Ferner sind sie mit vie-
len unterschiedlichen Kosten und Vorteilen verbunden, die die Bürger
im Rahmen einer solchen Entscheidung schwer abwägen können. Die
Europäische Verfassung ist hierfür ein gutes Beispiel. Es ist schwierig,
solch einem mehrere Hundert Artikel und Seiten umfassenden Doku-
ment im Rahmen einer Ja-oder-Nein-Abstimmung gerecht zu werden.
Man könnte aus den verschiedensten Gründen dafür oder dagegen sein.
Abgesehen von dem Text selbst, den nur wenige gelesen haben werden,
geht es um die Legitimation der Befürworter, d.h. der Europäischen
Kommission oder der einzelstaatlichen Regierungen. Das Referendum
bietet jedoch keine Möglichkeit, näher darauf einzugehen. Wie man
nach dem Referendum zu dieser Europäischen Verfassung sicht, sind
alle Politiker und "Sachverständigen" mit der Deutung der Stimmen
beschäftigt, was lediglich auf Spekulationen hinausläuft. Es ist keine
Überraschung, dass die aufgeführten Argumente recht gut zu ihren ei-
genen politischen Präferenzen passen. Folglich lässt ein Referendum
die Manipulation der Abstimmung zu.

Wer diesen Weg der Vereinfachung nicht einschlagen möchte, kann
als Alternative einige Instrumente für das Bündeln, Sichten und Sortie-
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ren der enormen Vielfalt von Interessen, Ansichten und Überzeugun~
gen verwenden und die Ergebnisse einem "Zentrum der Entschei-
dungsfindung" übermitteln. Gewöhnlich beruht ein solches Zentrum
auf einer Reihe gestaffelter Interessenbündelungen über so genannte
Intermediärorganisationen, die Bindeglieder zwischen den Bürgern
und den Politikern sind. Folgende Instrumente einer solchen "indirek-
ten Demokratie" haben sich bewährt:

(1) die Parlamente, die politischen Parteien und die regelmäßigen
Wahlen ihrer Parlamentsvertreter - die traditionellen Intermediärin-
strumente und "Filter" in der parlamentarischen Demokratie, wie wir
sie heute kennen;

(2) eine territoriale Dezentralisierung der Entscheidungsebenen, wie
dies in föderalistischen Systemen der Fall ist: Normsetzung auf niedri~
geren Ebenen und kontrollierte Durchlässigkeit von unten nach oben:
vom kleinen Viertel zur Gemeinde, zum Kreis, zur Region, Provinz,
zum Staat bzw. Land, zur einzc1staatlichen, europäischen und globalen
Ebene. Die niedrigeren Ebenen entscheiden, was auf ihrer eigenen Ebe-
ne zu regeln ist und was wiederum an höhere Ebenen zwecks effizien-
terer Problemlösung weitergeleitet werden sollte. Auf der anderen Sei-
te entscheiden die höheren Ebenen der Interessenbündc1ung, was sie re-
geln sollten und was wiederum an niedrigere Ebenen delegiert/dezen-
tralisiert werden sollte, entweder zwecks höherer Effizienz oder größe-
rer Legitimation;

(3) eine funktionale Dezentralisierung der Entscheidungsebenen mit
öffentlich-rechtlichen Körperschaften oder Verbänden auf niedrigeren
Ebenen (die einen ähnlichen rechtlichen Status wie die Gemeinden ha-
ben), wie es in einigen Ländern in den Bereichen Gesundheitsschutz,
economic governance oder Wasserwesen bereits existiert;

(4) das Gerichtswesen, insbesondere das System der Verwaltungsge-
richte, das den Bürgern sowie Vereinigungen, die private oder allgemei-
ne Interessen vertreten, gestattet, einzelne Regierungs- und Verwal-
tungsbeschlüsse anzufechten, im Prozessverlauf ihre Meinungen zum
Ausdruck zu bringen und Einfluss auf die Regierungspolitik zu neh-
men;

(5) Charismatische Spitzenpolitiker. Sie verdanken ihre Autorität
und folglich indirekt auch den Zugang zu den Medien ihrer Mitwir-
kung in staatlichen Institutionen, tragen jedoch durch das Artikulieren
und Verteidigen der "kollektiven Interessen", mit denen sich die Bür-
ger identifizieren können, zur Interessenbündelung bei.

Außer diesen offiziell etablierten, häufig in der Verfassung genann-
ten Institutionen, die eine "Filterfunktion" ausüben, gibt eine Vielzahl
formal weniger festgelegter Verfahren:

(6) die schrittweise Interessenbündelung zunächst über Verbände
(gewöhnlich eines Themenbereichs) und dann über Spitzenverbände,
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die als Beratungsgremien (meist sozialer und wirtschaftlicher Art) für
die Regierung fungieren. Diese Verbände unterscheiden sich von poli-
tischen Parteien darin, dass sie jeweils eines der vielen verschiedenen
Partikularinteressen der Bürger vertreten, die diese als Arbeitnehmer,
Arbeitgeber, Verbraocher, Verfechter einer sauberen Umwelt, Kirch~
gänger, Waffenbefürworter oder Fußballfans haben. Beispiele sind In-
nungen, Kammern, Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände, Verbrau-
cherverbände, Wohnungsbaugesellschaften, Vereinigungen, die ein
Bürgerinteresse vertreten und die sich für Umweltfragen, mehr Raum
für Fahrzeuge oder gar für das Recht auf Waffenbesitz einsetzen, und
schließlich karitative Organisationen und Sportvereine. Ferner unter~
scheiden sie sich von politischen Parteien darin, dass sie ihre Interessen
nicht durch Aufstellen von Kandidaten für allgemeine Wahlen, sondern
durch Politiker~Lobbying vertreten (zur Verbandsdemokratie siehe
auch Hirst 1994 sowie Cohen und Rogers 1995);

(7) die herkömmlichen Medien (deren Autonomie in der Regel ver-
fassungsmäßig garantiert ist): Zeitungen, Zeitschriften, Radio, Fernse-
hen usw., mit deren Hilfe nicht nur Journalisten, sondern häufig auch
Leser ihre Meinung ausdrücken können;

(8) die neuen Medien: Internet, Chaträume, Blogger, einschließlich
Google und ähnliche Suchmaschinen, die der Sichtung und Ordnung
von Informationen dienen;

(9) Auswahl durch "die Straße": In gewisser Weise ist auch der be~
grenzte Umfang des real existierenden öffentlichen Raums und seine
Sichtbarkeit eine Methode der Auswahl. Die Interessen eines etwa auf
Straßen, Plätzen oder in Fußballstadien versammelten Ausschnitts der
Bevölkerung werden geordnet, als wäre dieser Ausschnitt für die ge-
samte Bevölkerung repräsentativ. Die Medienberichte betonen und ver-
stärken den Einfluss dieses Bevölkerungsteils;

(10) Öffentliche Meinungsumfragen. Dies ist eine private, freiwilli-
ge Variante der Volksabstimmung, die den Politkern zunehmend einen
pauschalen Überblick über die Popularität ihrer politischen Initiativen
und ihrer Person verschaffen;

(11) Einzelne Sachverständige (wie etwa Wirtschaftswissenschaftler,
Rechtsanwälte, Sachverständige der Medizin, Absolventen von Elite-
schulen) und "inoffizielle" Führungspersönlichkeiten, die manchmal
inoffiziell in erkenntnistheoretischen Gemeinschaften organisiert sind,
politische Maßnahmen formulieren und/oder eine intellektuelle Füh~
rung darstellen, mit der sich die Bürger identifizieren und um die sie
sich gruppieren können.

Diese verschiedenen Mittel der indirekten Demokratie existieren da~
rüber hinaus in unterschiedlichen Formen und Varianten. Die formal
verankerten Instrumente wie Parteien, Wahlen und Parlamente unter-
scheiden sich in Abhängigkeit vom WaWrecht: Mehrheitswahlrecht
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oder Verhältniswahlrecht. Es gibt verschiedene Grade der föderalen
Dezentralisation und verschiedene Föderalismusformen: kongruenter
oder inkongruenter Föderalismus, kooperativer Föderalismus oder
Wetthewerhsföderalismus. Die Verhandssysteme können pluralistisch
oder korporatistisch geprägt sein. Medien wiederum können in staatli-
chem Besitz und/oder staatlich finanziert sein oder kommerziell betrie-
ben werden. Sie können einen oder viele Eigentümer haben. Dies hat
Auswirkungen auf die Möglichkeiten und den Preis des Zugangs von
Bürgern zu den Medien.

All diese Charakteristika beeinflussen die Art und Weise, in der die-
se Mittel für die "partizipative Demokratie" wirksam, effizient und
folglich legitim sind.

Die verschiedenen Mittel der "partizipativen Demokratie" stellen je~
weils funktionale Alternativen füreinander dar, haben jedoch unter-
schiedliche Vorteile und Nachteile hinsichtlich Kosten und Nutzen.
Die meisten von ihnen wurden bereits in der Vergangenheit erprobt,
und die einzelnen Länder haben unterschiedliche Erfahrung mit ihnen.
Folglich sind diese alternativen Institutionen zur Bündelung von Inte-
ressen und Meinungen in den einzelnen europäischen Ländern nicht in
gleicher Weise vorhanden und legitimiert. Das effektive Funktionieren
und die Legitimation wirken sich natürlich auf die Kosten- und Nut-
zenbilanz aus und letztere wiederum auf das Funktionieren und die Le-
gitimation.

Die Schweiz hat langjährige gute Erfahrungen mit der "Beteilung
aller" an dem, was wir als direkte Demokratie bezeichnen, sowohl auf
dem AppenzeJler Stadtplatz als auch im Rahmen nationaler Volksab-
stimmungen.

Föderalismus wird von einigen Ländern praktiziert, sowohl von gro~
gen wie Deutschland als auch von kleinen wie der Schwei7-, und er ge-
winnt immer mehr Anhänger. In den letzten Jahrzehnten haben meh-
rere Länder ihren Staats aufbau dezentralisiert (Spanien, Italien, Frank-
reich, UK).

Da die Veranstalter dieser Konferenz der Europäische Wirtschafts-
und Sozialausschuss und die österreichische Bundesarbeitskammer und
Wirtschaftskammer sind, möchte ich nun auf das besondere System von
Instrumenten der "partizipativen Demokratie" eingehen, dem die Ver-
anstalter selhst angehören: Systeme von Interessenverbänden als Mittel
der "partizipativen Demokratie".

2. Eine Lösung für das viel beklagte Demokratiedefizit in Europa?

Das Interesse an "partizipativer Demokratie" in EU-Kreisen hat sei-
ne Ursache woW in dem viel beklagten "Demokratiedefizit" in Europa.
Offenbar werden besondere Mittel zur Beteiligung der Öffentlichkeit
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am europäischen Entscheidungsprozess für notwendig gehalten. Die
Nein-Stimmen zur Europäischen Verfassung in einigen Mitgliedstaaten
können in der Tat als Ausdruck fehlenden Vertrauens der Bürger in die
europäischen Institutionen, Verfahren und/oder Politiker gewertet
werden. Meine eigene Nein-Stimme im niederländischen Referendum
war letztlich von tiefem Misstrauen gegenüber dem europäischen Inte-
grationsprozess geprägt, der weniger von expliziten politischen Ent-
scheidungen als vielmehr durch einen beinahe autonomen Prozess der
Ausweitung europäischer Rechtsvorschriften und Rechtsprechung ge-
lenkt wird, wobei man sich auf feste Prinzipien wie das Erfordernis,
"gleiche Bedingungen" auf den integrierten europäischen Märkten zu
schaffen, stützt, und damit sowohl den nationalen Regierungen als auch
den supranationalen Organisationen viel von ihrem Einfluss auf den
Prozess aus der Hand nimmt. In einem anderen Aufsatz habe ich dies
als "Fahrrad-, Dampfwalzen- und Schwungradtheorie" der europäi-
schen Integration bezeichnet.

Kann die Verbandsdemokratie unter Verwendung des Mittels der In-
teressenverbände eine Lösung sein? Letztendlich kann sie in einer Rei-
he europäischer Länder auf eine lange und erfolgreiche Geschichte zu-
rückblicken. Kann sie jedoch die Kluft zwischen den europäischen
Bürgern und den politischen Institutionen und Politikern auf EU-Ebe-
ne überbrücken?

Vielleicht - versucht wird dies z.B. mit dem Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss. Ich sehe jedoch fünf mögliche Probleme,
die ich kurz erläutern möchte:

(1) Die ungleichmäßige Verbreitung, Entwicklung, Wirksamkeit,
Popularität und Legitimation der Verbandsdemokratie in ganz Europa;

(2) In Verbindung mit dem ersten Problem: wie repräsentativ sind
die verschiedenen Verbände bezüglich jener Teile der europäischen/na-
tionalen Bevölkerung, die sie zu vertreten angeben?

(3) Besteht in diesem Bereich nicht das Problem eines zu ausgepräg-
ten Partikularismus, einer monothematischen Ausrichtung zum Nach-
teil des Gesamtbilds und der Interessen der breiten Öffentlichkeit?

(4) Türmt sich hier nicht die Gefahr einer zu großen Professionali-
sierung der Verbände auf? In dem Sinne, dass sie immer weniger die In-
teressen der Bürger, sondern mehr und mehr die Interessen der erfah-
renen Verbandseliten, die diese Verbände lenken oder von letzteren an-
gestellt sind, vertreten?

(5) Kann das, was auf städtischer Ebene (und in kleinen National-
staaten) funktioniert, auch auf der bedeutend größeren EU-Ebene
funktionieren? Ist daher die Distanz zwischen den Bürgern und der po-
litischen Elite der EU nicht zu groß?
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3. Ein wichtiges Problem: Ungleiche Verhandstraditionen in der eu-
ropäischen Geschichte

Franz Traxler ging in einem anderen Vortrag auf dieser Konferenz
auf das Kosten-Nutzenverhältnis der Verbandsdemokratie ein. Kosten
und Nutzen und folglich auch deren Verhältnis werden durch Leistung
und Ansehen der Verbände beeinflusst. Die Wirkung und Effizienz
hängt in erster Linie von der Regulierungskapazität der Verbände ab:
ihrer Fähigkeit, Interessen zu bündeln und (neu) zu bestimmen, den sie
betreffenden Bereich der Gesellschaft effizient selbst zu regulieren, und
ihrer Fähigkeit, die öffentliche Politik zu beeinflussen. Hierauf wirken
sich auch ihre Legitimität und das Bürgervertrauen aus, und diese Le-
gitimität wiederum hat Auswirkungen auf ihre Regierbarkeit. Kapazi-
tät und Legitimation können einander stärken, jedoch auch eine nega-
tive Spiralwirkung haben: weniger Wirksamkeit, die zu weniger Ver-
trauen der Öffentlichkeit und als Ergebnis zu noch weniger Wirksam-
keit usw. führt. Die Geschichte kennt verschiedene EU-Länder mit un-
terschiedlicher, entweder positiver oder negativer Spiralwirkung. In
Anbetracht dieser verschiedenen historischen Erfahrungen unterschei-
det sich die Beliebtheit der Verbandsdemokratie als Mittel der partizi-
pativen Demokratie in Europa wesentlich.

Die Länder des kontinentalen Nord- und MittcIeuropa (Skandina-
vien, die Niederlande, Deutschland, Österreich) verfügen über einen
reichen Erfahrungsschatz im Bereich der Interessenvermittlung über
"Korporationen", "Körperschaften" oder Verbände wirtschaftlicher
Akteure. Viele können ihren Ursprung bis hin zu den mittelalterlichen
Zünften und Gilden zurückverfolgen. Die lokalen Wirtschaftssysteme
Europas von Schottland bis nach Ungarn und von Stockholm bis nach
Florenz wurden in jener Zeit durch Vereinigungen wirtschaftlicher Ak-
teure beherrscht, die auch nichtwirtschaftliche öffentliche Aufgaben
wahrnahmen. So hatte die ungarische Zunft der Fischer im 13. Jahrhun-
dert die Aufgabe, einen Teil der Stadtmauer von Buda zu schützen, die
jetzt als Fischerbastei bezeichnet wird (wie unser Konferenzteilnehmer
aus Ungarn erwähnte).

Verbände als organisierte Ausprägung der Zivilgesellschaft sind in je-
nen Teilen Europas stärker entwickelt, in denen der Handel zu einem
frühen Entstehen einer Mittc1schicht von Kaufleuten führte, die sich
parallel und im Konkurrenzkampf zu den bestehenden Ständen Adel
und Klerus entwickelte, die ihre Existenz, ihren Wohlstand und ihre
Macht dem Zugangsmonopol zu landwirtschaftlichen Nutzflächen
bzw. dem privilegierten Zugang zum Jenseits zu verdanken hatten. Die-
se Entwicklung fand entlang wichtiger Handelsstrecken statt, an Flüs-
sen wie dem Rhein, der Donau und der Wolga sowie an kleineren Mee-
ren wie dem Mittelmeer, der Nordsee und der Ostsee. Schließlich bil-
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dete sich die stärkste Konzentration von Handelsstädten in einem Kor-
ridor heraus, der von Mittelengland über Belgien, die Niederlande,
Süd-West-Deutschland, die Schweiz und Norditalien bis nach Mittel-
italien reichte und die Nord- und Ostsee mit dem Mittelmeer verband.
Dies ist immer noch der am dichtesten besiedelte Teil Europas, der so-
viel Licht aussendet, dass Astronauten diesen nachts als "blaue Bana-
ne" wahrnehmen können. Seit dem späten Mittelalter regelten die Ver-
bände hier das wirtschaftliche und politische Leben. Die "blaue Bana-
ne" steIlt übrigens eine der Dimensionen der Staatenbildung dar, die der
bekannte norwegische Politikwissenschaftler Stein Rokkan (z.B. 1975)
zur Erklärung und zum Verständnis der europäischen Staatenbildung
und sozialen Spaltungen, die zu unterschiedlichen politischen Institu-
tionen und politischen Parteien führten, herausarbeitete (siehe Abb. 1).

i.-....l'II'nifl"'(" ... "Ut"lVi ~,".

WofiJr die auj.itrebenden Staaten eine zu woße Konkurrenz seitens der Millelschlchten oder der Kirche
bestand, wurde die Staatenbtldlmg abgehrochenj.ie blieben dezentralisiert): N.ItaZ,en, eH, s-w. 1-\
Benelu,c ZentralislarunK '" Richtung Norden Im RandKeblete; E, F, GB, S, A, PI., Preußen, Russland

Die andere Dimension - senkrecht zum Städtekorridor - stellt die
Entfernung zu Rom dar: den Einfluss und Konkurrenzdruck der do-
minierenden Römisch-Katholischen Kirche und des (rechtlichen) Er-
bes des Römischen Reiches. Je geringer die Entfernung zu Rom, desto
stärker waren die entstehenden Staaten dem Konkurrenzdruck und der
Macht des Papstes ausgesetzt. Ungefähr auf halber Strecke zwischen
Rom und Skandinavien verläuft mehr oder weniger eine Trennlinie
zwischen den katholischen und den protestantischen Gebieten (die
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durch den Westfälischen Frieden von 1648 festgelegt wurde), wenn man
die besonderen Fälle wie Polen und Irland (wo der Katholizismus die
Identität zur eigenen Abgrenzung von den protestantisch geprägten
Mächten Preußen und Britanniens verkörpert) unberücksichtigt lässt.

Zünfte, Gilden und Genossenschaften stellten für ihren jeweiligen
Gewerbezweig Vorschriften und andere kollektive Güter (wie z.B.
Ausbildung) bereit, die Bürgerwehr verteidigte die Stadtmauern, kari-
tative Organisationen boten elementare Wohlfahrtsprogramme, und in
den Niederlanden organisierten Verbände den Schutz gegen Hochwas-
ser des Meeres oder der Flüsse. All diese Organisationen waren auch
Formen der politischen Interessenbündelung und Teilhabe (sogar bevor
es eine reale Demokratie gab), und sie stellten ein wichtiges Reservoir
für politische Führungspersönlichkeiten dar. (In den Niederlanden ist
dies immer noch der Fall. Nach dem Krieg hatten viele Premierminis-
ter ehemals Führungspositionen in Gewerkschaften oder Arbeitgeber-
verbänden besetzt.)

Durch die Macht dieser wirtschaftlichen und politischen Organisa-
tionen der Mittelschichten wurde die Zentralisierung der politischen
Macht während des Prozesses der Staaten bildung zumindest dort un-
terbrochen, wo sich infolge fehlender ausländischer Bedrohungen
und/oder stabiler Grenzen keine starken zentralisierenden Kräfte he-
rausbildeten. Folglich bestehen in diesem Teil Europas nach wie vor ei-
nige kleine Staaten (Belgien, Luxemburg, die Schweiz) und/oder dezen-
tralisierte Föderalstaaten (Deutschland, die Schweiz, Belgien, zum Teil
Italien).

Zur linken und rechten Seite dieses zentralen Korridors der Handels-
städte wurde der Adel weniger von den aufkommenden Mittelschich-
ten herausgefordert (Tilly 1992). Die Wirtschaft wurde hier auf der
Grundlage der Landwirtschaft weitergeführt und die Machtposition
des Adels gestärkt. Dies erleichterte eine Zentralisierung der politi-
schen Macht, aus der (beinahe) absolutistische Staaten hervorgingen,
und so wurde die politische Macht entlang der geografischen Linie
Russland, Polen, Preußen und Österreich in Richtung Frankreich, Spa-
nien und England stärker zentralisiert und ließ weniger Spielraum für
die "öffentliche Regulierung" durch private Verbände.

Dieser Unterschied besteht bis heute, selbst nach den Veränderun-
gen, die insbesondere die Französische Revolution und Napoleon mit
sich brachten (wie etwa die Abschaffung der Zünfte und Gilden und die
politische Zentralisierung in den Niederlanden).

In Nord- und Mitteleuropa wurde diese Tradition fortgesetzt bzw.
Ende des 19. Anfang des 20. Jahrhunderts wiederbelebt, um den Klas-
senkonflikt unter Kontrolle zu halten. Wo weniger historische Tradi-
tionen bestanden, versuchten die Herrscher Verbandsstrukturen und
eine Selbstverwaltung von oben nach unten aufzubauen, um nach der
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industriellen Revolution den Forderungen der neu aufkommenden
Klassen nach Mitsprache gerecht zu werden. Dieser Versuch war in Ös-
terreich am erfolgreichsten. Die von oben nach unten gerichtete Grün-
dung von Verbänden ist hier immer noch an den weit reichenden öf-
fentlichen Aufgaben und Befugnissen, die Verbände wie die Arbeits-,
Wirtschafts-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer wahrnehmen,
ersichtlich. Die politischen Machthaber haben hier in letzter Zeit die
Position der Verbände als vermittc1nde Elemente in der "partizipativen
Demokratie" verstärkt, indem ihnen ein öffentlich-rechtlicher Status
sowie gesetzliche Aufgaben und Privilegien (Pflichtmitgliedschaft, Be-
fugnis zur Einhebung der Kammerumlage und Regelung des betreffen-
den Sektors) zuerkannt wurden. Die Preußen, sprich das Zweite und
Dritte Deutsche Reich, hatten versucht, dasselbe zu tun. So erhoben die
Nationalsozialisten 1934 die Mitgliedschaften in den Kammern und
Verbänden (Innungen) zur Pflicht, wodurch deren Legitimation jedoch
letztendlich etwas geschmälert wurde. Dennoch bestehen sie bis heute.

In Frankreich und den von den französischen revolutionären Ar-
meen besetzten Ländern wurden die Zünfte und Gilden um 1800 abge-
schafft. Es sollten keinerlei "vermittelnde Korporationen" zwischen
den Bürgern und dem Staat stehen, da im Ancien Regime die Erfahrung
gemacht worden war, dass solche Korporationen Privilegien gewähr-
ten, was dem revolutionären Wert der formalen Gleichheit vor dem
Recht zuwiderlief. Die Wiedereinführung zum Ende des 19. Jahrhun-
derts war hier schwieriger, und private Interessenverbände hält man im-
mer noch für unzureichend legitimierte Sprachrohre partikularistischer
Interessen, die eine Gefahr für das "öffentliche Interesse" darstellen.
Anders als in den Niederlanden und der Schweiz, wo Napoleon die
Zünfte und Gilden ebenfalls ausgelöscht hatte, kam es hier zum Ende
des 19. Jahrhunderts nicht wirklich zu einem starken Wiederaufleben
von Verbänden. Die französischen Gewerkschaften sind nach wie vor
verhältnismäßig schwach, ungeachtet des Aufsehens, das sie gelegent-
lich mit Streik- und Straßenaktionen erregen. Es fehlt ihnen an Mitglie-
dern (die Mitgliederdichte ist sehr gering), sie sind organisatorisch zer-
splittert und haben nicht vic1 Einfluss auf die Regierung.

Andere große zentralisierte Länder am Rande Europas (Spanien,
Großbritannien, Polen) haben aus verschiedenen Gründen eine auf ih-
re eigene Art geprägte Geschichte der Staatenbildung und Beteiligung
von Verbänden an der Govcrnance. Als Gemeinsamkeit haben sie je-
doch ein relativ schwach entwickeltes System von Interessenverbänden
und/oder eine lediglich begrenzte Einbindung solcher Verbände in die
öffentliche Governance zu verzeichnen.

Die unterschiedliche historische Erfahrung bezüglich der Verbände
spiegelt sich in den aktuellen Statistiken zum Vertrauen der Bürger in Ver-
bände und die Verbandsmitgliedschaft wider, wie die Tabelle 1 darstellt.
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Tabelle 1: Unterschiedliche Popularität VOn Verbänden

VERTRAUEN in DK NL GB D A B F I E

Gewerkschaften 51 62 41 37 39 36 30

Karitative Verbände 64 74 69 53 51 67 62

MITGLIEDSCHAFT in

mindestens 1 Verband 84 79 54 52 52 47 40 33 28

Gewerkschaft/Polit. Partei 52 19 11 9 11 8 4 4 3

Verbraucherverband 5 11 1 1 1 1 1 1 1

U mwdtschutzverband 15 25 9 7 10 4 3 2 1

Mens(;henrechtsvcrband 5 5 2 1 3 3 2 2 2

Sportverein 37 36 19 28 19 19 18 10 10

Hobbyvercin 18 16 12 11 10 4 2 1 0

Quelle: Soci •• l Culturcel Pl.nbure.u (2001) Soci.al eu Cullureelll.pport 2000. Ncderl.nd in Furop., Den Hn.~.
Stutsuitgeverij

Die verschiedenen historischen Erfahrungen deuten darauf hin, dass
die Bürger in den einzelnen Mitgliedstaaten den Nutzen von Verbän-
den als Mittel ihrer Beteiligung an der öffentlichen Politik in ihrem ei~
genen Land und folglich auch in Europa unterschiedlich wahrnehmen.

In Anbetracht dieser unterschiedlichen historischen Erfahrung wird
es wahrscheinlich nicht einfach sein, sich EU-weit auf eine wesentliche
Rolle der Verbände in der "partizipativen Demokratie" zu einigen. So
dürfte es keine Überraschung sein, dass z.B. die französischen Mitglie~
der des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses bevorzugt
von "partizipativer Demokratie" und "zivilem Dialog" im Gegensatz
zu "Verbands demokratie" und "sozialem Dialog" sprechen und dass
auch die Briten der Verbandsdemokratie skeptischer gegenüber stehen,
während die Österreicher, Niederländer und Deutschen diese offen-
sichtlich geradezu predigen.

4. Einige andere Probleme

Die Aussichten für eine Verbandsdemokratie werden des Weiteren
von einigen anderen Trends bestimmt. Im Folgenden möchte ich diese
kurz erläutern.

Erstens hat die alte Frage, wie repräsentativ Verbände für ihren Be-
reich und die Bürger allgemein sind, aufgrund der jüngsten Verände~
rungen hinsichtlich der "Vereinigungsbereitschaft" der Unionsbürger
eine neue Dringlichkeit angenommen. Allgemein gehen die Mitglieder-
zahlen und die Mitgliederdichte bei den traditionellen "wirtschaftli-
chen" Interessenverbänden, insbesondere bei den Gewerkschaften, zu~
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rück, und es ist ein Ansteigen der Mitgliederzahlen bei den Verbänden
festzustellen, die öffentliche Interessen (im Bereich des Umweltschut-
zes oder der Menschenrechte) vertreten. Dies stellt bereits die Reprä-
sentativität solcher "wirtschaftlichen" Vereinigungen infrage, was ins-
besondere für den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss von
Bedeutung ist, wo diese Organisationen nahezu eine Monopolstellung
haben.

Zum Teil ist dieses Problem auf die bekannten Probleme kollektiven
Handelns, die bei freiwilligen Interessenverbänden auftreten, zurück-
zuführen (Olson 1965). Diese stellen häufig öffentliche Güter bereit,
die allen betroffenen Bürgern zugute kommen. Von höheren Löhnen,
Kündigungsschutz und sichereren Arbeitsbedingungen profitieren ge-
wöhnlich auch Arbeitnehmer, die keine Gewerkschaftsmitglieder sind.
Warum sollten sie auch einen Beitrag (in Form von Mitgliedsbeiträgen,
Einhalten der Verbandsordnung) leisten, wenn sie die Vorteile auch
"gratis" genießen können? Als Versuch einer Lösung zur Unterbin-
dung dieses Trittbrettfahrens gilt die Einführung einer Pflichtmitglied-
schaft in Verbänden entweder über Verträge von Gewerkschaften mit
Arbeitgebern (so genannte "Closed-Shop-Agreements") oder durch
gesetzliche Unterstützung seitens der Regierungen, die Verbandsmit-
gliedschaften zur gesetzlichen Pflicht erheben, wie dies bei den öster-
reichischen und deutschen Kammern und den öffentlich-rechtlichen
Wirtschaftsorganisationen in den Niederlanden der Fall ist. Diese Lö-
sungen werden jedoch zunehmend infrage gestellt. Ist eine Pflichtmit-
gliedschaft mit der verfassungsmäßig (eines Tages wohl auch durch ei-
ne EU-Verfassung) garantierten Vereinigungsfreiheit vereinbar? Die
Verfechter der Pflichtmitgliedschaft könnten entgegnen, dass "die Zu-
gehörigkeit zu einem Staat" oder die "Zahlung von Steuern für öffent-
liche Güter" auch nicht freiwillig ist. Was also sollte falsch daran sein,
obligatorische Verbände als "funktionell definierte Gemeinden" zu be-
trachten? Könnten Staaten zusätzlich zu territorial bestimmten Unter-
einheiten als "Bausteine" nicht auch noch funktionell definierte "Bau-
steine" haben? Wenn dies für einzelne Staaten möglich ist, warum dann
nicht auch für die EU?

Ein zweites Problem wird durch die historische Tendenz zur Profes-
sionalisierung der Verbandsverwaltung aufgeworfen. Wesen der Ver-
bandsdemokratie ist die Selbstorganisation und Repräsentation, d.h. die
Einbeziehung der Bürger auf ehrenamtlicher Basis. Wie könnten denn
die Verbände auch anders als Mittel zur Bürgerbeteiligung funktionie-
ren? Dieses Merkmal wird durch die langfristige Tendenz gefährdet,
dass die ursprünglich von unten nach oben funktionierende Selbstorga-
nisation professionalisiert und zunehmend durch eine Elite von Ver-
bandsexperten gesteuert wird. Dies ist aber mit einem Verlust verbun-
den. Professionalisierung könnte zwar die Wirksamkeit und Effizienz
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erhöhen, jedoch zu Lasten der Mitgliederbeteiligung gehen. Zusätzlich
könnten folgende Probleme auftreten: fehlende Transparenz des Ent-
scheidungsprozesses sowie der Bündclung und Vertretung der Ver-
bandsinteressen; Favoritismus, Vetternwirtschaft und Korruption bei
fehlender Kontrolle und unzureichendem Ausgleich der Machtpositi-
on der Verbandselite. Mögliche Lösungen zur Verhinderung dieser
"tragischen" Entwicklung wären: regelmäßige obligatorische Ver-
bandswahlen mit mehr als einem Kandidaten für die betreffenden Pos-
ten oder obligatorische Laienvertretungen und vorstände wie etwa
nach dem Schöffenmodell der Gerichte. Letztendlich sollte man sich je-
doch darüber im Klaren sein, dass die Herausbildung einer Governan-
ce-Elite nicht zu vermeiden ist. Dies geschieht auch in der Politik im
Allgemeinen. Wichtig ist, dass diese Elite nach wie vor relativ offen und
flexibel bleibt sowie leichte Zugangs- und Abgangsmöglichkeiten be-
stehen.

Ein drittes Problem der demokratischen Partizipation über Verbän-
de ist der monothematische Charakter der meisten von ihnen. Sie müs-
sen nicht eine Vielzahl von Interessen und politischen Maßnahmen ins
Gleichgewicht bringen und so können sie möglicherweise durch Kon-
zentration auf ein spezifisches Interesse zum Nachteil anderer Interes-
sen "unverantwortlich" handeln. Dies ist ein klassischer Grund für
Misstrauen gegenüber Verbänden: sie kümmerten sich nicht um "allge-
meine öffentliche Interessen" und würden dies auch in Zukunft nicht
tun. Einige gesellschaftliche Gruppen werden es womöglich bevorzu-
gen, einflussreichere Organisationen zu bilden, sie werden folglich pri-
vilegiert sein, eventuell einen unverhältnismäßig hohen Einfluss aus-
üben und so die öffentlichen Maßnahmen auf ihre partikularistischen
Interessen ausrichten. Dies sind die klassischen Bedenken gegen die po-
litischen Lobbys. Nach der "ökonomischen Regulierungstheorie" (z.B.
Stigler 1971) hegen viele Amerikaner aus diesem Grund sogar gegen
jegliche öffentliche Politik und Regulierung Misstrauen. Solche Regu-
lierungsmaßnahmen werden ihres Erachtens in jedem Fall durch einige
Gruppen beeinflusst werden, die ein besonders ausgeprägtes Interesse
an dem betreffenden Politikbereich haben sowie über besonders starke
Druckmittel ihres Verbands verfügen. Angesichts der weiten Verbrei-
tung von Verbänden kann man sich nicht darauf verlassen, dass eine Re-
gulierung ohne Beeinflussung durch Partikularinteressen erfolgt.

Bisher sind in der Geschichte verschiedene Lösungen für dieses Pro-
blem entwickelt worden. Eine ist der schrittweise Aufbau breit ange-
legter Verbände (Spitzenverbände), die die verschiedenen Interessen ei-
ner großen Vielfalt von Mitgliedern berücksichtigen müssen und die
Kosten ihrer Politik und Lobby tätigkeit nicht einfach an Außenstehen-
de externalisieren können, da es aufgrund des breit angelegten Charak-
ters der Verbände nicht so viele Außenstehende gibt. Als andere Lö-
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sung haben manche Staaten partikularistische Interessenverbände auf-
gefordert, Funktionen in Räten oder beratenden Gremien zu bekleiden.
Anreiz hierfür ist die Möglichkeit, Kontakte zu Entscheidungsträgern
der öffentlichen Politik zu unterhalten und Einfluss auszuüben. Im Ge-
genzug dazu haben die Regierungen die Vertreter vieler verschiedener
- auch widerstreitender - Interessen für die Arbeit in solchen Räten ge-
wonnen, so dass alle Beteiligten mit den jeweils anderen Interessen
konfrontiert werden, gegen die sie ihre eigenen durchsetzen müssen.
Der daraus folgende Austausch von Ansichten, Bedenken, Argumen-
ten etc. dürfte extrem partikularistische Positionen mäßigen und die Er-
langung eines breit angelegten Konsenses oder Kompromisses im öf-
fentlichen Interesse fördern. Diese Idee liegt auch dem Europäischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss zugrunde, einem Gremium, in dem
verschiedene Interessenorganisationen aufeinander treffen und ge-
zwungen sind, sich anderen Interessen zu stellen und mit diesen in den
Meinungsaustausch zu treten.

Ein letztes Problem ist die Frage, ob positive Erfahrungen auf einer
bestimmten Ebene der Interessenbündclung auch auf anderen Ebenen
wirksam werden können. Kann und wird etwas, das bereits auf einigen
lokalen und einzclstaatlichen Ebenen (normalerweise in kleinen Län-
dern) als Verbandsdemokratie funktioniert hat, auch auf der europäi-
schen Ebene funktionieren? Unter welchen Bedingungen könnte dies
zu einem Ausweg aus dem angeblichen europäischen Demokratiedefi-
zit werden? Ich möchte meine Ausführungen mit einigen Anregungen
abschließen, die die Position von Verbänden als Mittel der demokrati-
schen Partizipation in Europa stärken könnten, wobei es sich mehr um
Fragen als um Aussagen handelt:

• Offizielle Anerkennung der Verbandsdemokratie in einer künfti-
gen EU-Verfassung?

• Ermöglichen und Fördern der Entwicklung breiter angelegter
(EU-weiter?) Verbände, z.B. durch Gewähren eines bevorrechtig-
ten oder gar monopolistischen Status der Anerkennung sowie ei-
nes Zugangs zum Entscheidungsprozess der EU oder durch Über-
tragung einiger exklusiver Aufgaben, Rechte und Befugnisse bei
der Selbstregulierung ihrer Branchen und/oder Durchsetzung der
Regeln. Dies wird von einigen Staaten bereits als erfolgreiche Stra-
tegie gehandhabt.

• Erhöhung der Repräsentativität z.B. durch Zulassen einer Pflicht-
mitgliedschaft

• Dies könnte eine Lockerung der Wettbewerbspolitik der EU er-
fordern. Die Wettbewerbsbehörden unterliegen der Tendenz, vie-
le Aktivitäten der wirtschaftlichen Interessenverbände als "Han-
delsbeschränkungen" zu sehen. Wenn die EU eine funktionsfähi-
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ge Verbands demokratie als Form der partizipativen Demokratie
anstrebt, sollte sie einen gewissen Spielraum für Aktivitäten sozia-
ler und wirtschaftlicher Verbände im Rahmen ihrer Wettbewerbs-
politik lassen, indem sie die Kosten von Handelsbeschränkungen
mit den Vorteilen einer Einbindung und eines Engagements der
Verbände in der öffentlichen Politik der EU aufwiegt.

Die Alternative wäre das Beispiel der USA. Dort hat eine strenge
Kartellgesetzgebung seit den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts wirt-
schaftliche Interessenverbände in ihrer Entwicklung eingeschränkt. Sie
sind bei Weitem nicht so ausgedehnt und in die sektorale Selbstregulie-
rung und/oder Zusammenarbeit mit der staatlichen Regulierung einge-
bunden wie dies in einigen europäischen Ländern der Fall ist. Als Er-
gebnis ist ein pluralistisches Verbandssystem entstanden, in dem die
Verbände ihre eigenen partikularistischen Interessen unverhohlen in
den Vordergrund.

Die Europäische Kommission brachte kürzlich ihre Besorgnis über
die Brüsseler Lobbyszene zum Ausdruck. Diese ist bis jetzt dem ame-
rikanischen Pluralismus näher als dem europäischen Korporatismus
(Streeck 1992). In solch einer pluralistischen Lobbyszene sind die mög-
lichen, in diesen Ausführungen behandelten Probleme der Verbandsde-
mokratie wie Mangel an Repräsentativität, Expertenherrschaft, fehlen-
de Transparenz, Favoritismus, unkontrollierte Machtbefugnisse wahr-
scheinlich größer als in Systemen von Verbänden, die sich freier entwi-
ckeln könnten, wenn sie weniger durch die Wettbewerbspolitik behin-
dert würden.
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UNTERSCHIEDLICHE LEISTUNGSFÄHIGKEIT IN
EUROPA: EINIGE HYPOTHESEN ZUR ROLLE DER
INSTITUTIONEN

1. Zielstellung und Konzept

Geringes Wachstum und anhaltend hohe Beschäftigungslosigkeit in
Europa haben die Frage aufgeworfen, ob diese enttäuschenden Ergeb-
nisse auf die Besonderheiten des europäischen Sozialmodells zurückzu-
führen sind. Der vorliegende Beitrag definiert die Merkmale des euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialmodells sowie die Unterschiede der in
den einzelnen Ländern Europas bestehenden Varianten des Modells
(nach Aiginger, Guger, 2006A, B). Anschlid~end wird darauf eingegan-
gen, welche spezifischen Merkmale des nordischen Modells und welche
Veränderungen und Strategien diese Länder in den letzten zehn bis
fünfzehn Jahren zu einem grögeren Erfolg führten, auch wenn sie in
den siebziger, achtziger und sogar in der ersten Hälfte der neunziger
Jahre einige Krisen durchlebten. Insbesondere betrachten wir, inwie~
weit die Institutionen dazu beitragen, dass die Länder den Wandel bes-
ser bewältigen konnten. Der Beitrag ist folgendermagen untergliedert:
Zunächst definieren wir das europäische Wirtschaft- und Sozialmodell
und seine Varianten. Danach vergleichen wir die Leistungsfähigkeit der
Modelltypen unter lang- und kurzfristigem Aspekt. In Abschnitt 4
wird die Strategie der erfolgreichen europäischen Länder beschrieben.
Anschliegend analysieren wir die Unterschiede in der Anpassungsfä-
higkeit der skandinavischen Länder und der kontinentalen Länder und
die Rolle, die starke, gesamtwirtschaftlich orientierte Institutionen in
diesem Zusammenhang spielen könnten. Abschnitt 6 enthält die Zu-
sammenfassung.

2. Das europäische Modell: Varianten und Leistungsfähigkeit

Aus pragmatischer Sicht definieren wir das europäische Wirtschafts-
und Sozialmodell unter dem Aspekt der Verantwortung, Regulierung
und Umverteilung (Siehe auch Aiginger, Guger, 2006A, B):

• Verantwortung: die Gesellschaft trägt eine weit reichende Verant-
wortung für soziale Wohlfahrt: Absicherung gegen Armut, Unter-
stützung bei Krankheit, Behinderung, Arbeitslosigkeit und im Al-
ter. Sie setzt sich aktiv für Bildung und Gesundheit ein und stellt
entsprechende Magnahmen teilweise bereit. Sie fördert Familien
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(durch soziale Transferzahlungen oder Bereitstellung von Pflege-
und Betreuungsleistungen und Wohnmöglichkeiten);

• Regulierung: Die Arbeitsbeziehungen sind institutionalisiert. Sie
basieren auf sozialem Dialog, Arbeitsrecht und Kollektivvereinba-
rungen. Die Unternehmensbeziehungen unterliegen Regulierun-
gen und werden von den Sozialpartnern teilweise mitgestaltet (auf
Branchen- und Firmenebene). Die Produktmärkte werden verwal-
tungsmäßig und wirtschaftlich reguliert. Unternehmensneugrün-
dungen hängen von Genehmigungen und teilweise von der Quali-
fikation der Inhaber oder Geschäftsführer ab.

• Unwerteilung: Transferleistungen, finanzielle Unterstützung und
Sozialdienstleistungen sind für alle Gruppen offen; Einkommens-
unterschiede werden durch umverteilende Finanztransfers, Be-
steuerung, Vermögens- und Erbschaftssteuer begrenzt.

Diese drei Grundcharakteristiken widerspiegeln die Tatsache, dass
das europäische Modell nicht nur ein Sozialmodell im engeren Sinne ist.
Vielmehr beeinflusst es auch die Produktion, Beschäftigung und Pro-
duktivität und demzufolge das Wachstum und die Wettbewerbsfähig-
keit sowie alle anderen Ziele der Wirtschaftspolitik. Des Weiteren hat
das europäische Modell Auswirkungen auf soziale Beziehungen, kultu-
relle Institutionen und kulturelles Verhalten, auf die Lernbereitschaft
sowie die Schaffung und Verbreitung von Wissen. Letztendlich - und
damit beschäftigt sich auch der vorliegende Beitrag - bestimmt es die
Fähigkeit zur Bewältigung externer Schocks und Veränderungen wie
zum Beispiel der Globalisierung. Aus diesem Grunde sprechen wir lie-
ber von einem europäischen Wirtschafts- und Sozialmodell als lediglich
von einem Sozialmodcll.

Das europäische Wirtschafts- und Sozial modell mag von außen be-
trachtet recht homogen wirken, tatsächlich weist es jedoch in den ver-
schiedenen Ländern erhebliche Unterschiede auf. Gewöhnlich unter-
scheidet man zwischen dem skandinavischen Modell (oft auch als nor-
disches Modell bezeichnet), dem kontinentalen Modell (auch als kor-
poratistisches Modell und manchmal als Rheinlandmodell bekannt)
und einem liberalen Modell (dem angelsächsischen Modell), das sich auf
Länder mit geringerer Marktregulierung, niedrigen Transferzahlungen
und unterdurchschnittlich entwickelten Netzen staatlicher Absiche-
rung bezieht. Das angelsächsische Modell ist durch eine geringere staat-
liche Intervention im Allgemeinen gekennzeichnet, zielt jedoch auf die
Unterstützung der Bedürftigsten ab (Ansat7. der Einkommensprü-
fung). Ferner fassen wir die südlichen Länder, in denen ein noch immer
geringes Niveau der 5taatsausgaben mit der Absicherung durch die be-
stehenden Familienbande kombiniert ist, unter der Bezeichnung "me-
diterranes Modell" zusammen. Ein fünfter, noch nicht beschriebener
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Modelltyp könnte sich in Zukunft für die neuen Mitgliedstaaten (die
ehemaligen sozialistischen Länder) herausbilden. Einige soziale Institu-
tionen wurden erst nach der Transformationszeit gegründet; es fehlt ih-
nen an finanziellen Mitteln für ein umfassendes soziales Wohlfahrtssys-
tem und die Umsetzung der Zielstellung, das Niveau der alten Mit-
gliedstaaten zu erreichen. Deshalb bezeichnen wir dieses fünfte Modell
als "Catching-up-Modell". Außerhalb Europas gibt es das US-ameri-
kanische Modell, das von einem niedrigeren Niveau sozialer Ausgaben
und von weniger Regulierung gekennzeichnet ist und so die Merkmale
des liberalen Modells in Europa teilt. Dementsprechend ordnen wir
Kanada, Australien und Neuseeland dem "angelsächsischen Übersee-
modell" zu. Japan und die anderen Industriestaaten Asiens bleiben au-
ßerhalb dieser Diskussion.

Das skandinavische Modell ist das umfassendste, wobei der Umver-
teilung großes Gewicht beigemessen wird. Die sozialen Leistungen
werden durch Steuern finanziert. Das nordische Modell stützt sich auf
Institutionen, die eng mit der Regierung zusammen arbeiten. Gewerk-
schaften sind stark in die Verwaltung der Arbeitslosenversicherung und
der Ausbildung eingebunden, und das Modell ist durch eine aktive Ar-
beitsmarktpolitik sowie hohe Beschäftigungsquote gekennzeichnet.
Das kontinentale Modell stützt sich auf Beschäftigung und Löhne als
Grundlage für die Sozialtransfers. Die Transferleistungen werden über
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge finanziert. Die Sozialpartner
spielen eine bedeutende Rolle in den Arbeitsbeziehungen. Die Tarifver-
handlungen sind zentralisiert. Der Umverteilung und Einbindung von
Randgruppen wird ein nicht sonderlich hoher Stellenwert beigemessen.
Das angelsächsische Modell betont die Verantwortlichkeit des Einzel-
nen für sich selbst. Der Arbeitsmarkt ist wenig reguliert, und es wird
eine ehrgeizige Wettbewerbspolitik verfolgt. Soziale Transferleistungen
sind geringer als bei den anderen Modellen, sie erfolgen mehr zielge-
richtet und einkommens geprüft. Die Arbeitsbeziehungen sind dezen-
tralisiert, und die Arbeitsbedingungen werden überwiegend auf Be-
triebsebene ausgehandelt. In den mediterranen Ländern sind die Sozi-
altransfers gering und die Familien spielen nach wie vor eine bedeuten-
de Rolle bei der sozialen Absicherung. Die Gewerkschaften und Ar-
beitgebervertretungen sind für den eher zentralisierten Prozess der
Aushandlung von Löhnen und Arbeitsbedingungen von Bedeutung.
Die Erwerbsbeteiligung, insbesondere jene von Frauen, ist niedrig.
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Abbildung 1: Sozialausgaben als prozentualer Anteil des BIP
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Das skandinavische Modell wird in fünf Ländern angewendet, und
zwar in den während der letzten 15 Jahre (allgemein) erfolgreichsten
drei Ländern (Dänemark, Finnland und Schweden, die in Aiginger 2004
als die 3 Topländer bezeichnet werden) sowie in Norwegen und den
Niederlanden. Die Zuordnung der Niederlande zu dieser Gruppe ist am
meisten umstritten, da das niederländische Modell weniger ehrgeizig ist,
weniger Umverteilungen vorsieht und die Gleichstellung von Männern
und Frauen weniger betont (zumindest bis zu den neunziger Jahren)!.
Dem kontinentalen Modell ordnen wir fünf Länder zu: die drei großen
Kontinentalstaaten Frankreich, Deutschland und Italien sowie Belgien
und Österreich, zwei Länder mit hohem Wachstum und Spitzenergeb-
nissen beim Pro-Kopf-Blp2. Auffallend ist, dass sich die sozialen Mo-
delle Deutschlands und Frankreichs nach der Typologie in eine Gruppe
einordnen lassen. Nach einer Analyse hinsichtlich der staatlichen Inter-
vention (in Frankreich hoch, in Deutschland niedrig), Art der Industrie-
politik (in Frankreich sektorbezogen, in Deutschland branchenübergrei-
fend) oder Bedeutung der Nationalisierung und Wettbewerbspolitik
(wobei Frankreich den Branchenführern im eigenen Land den Vorzug
gibt, während in Deutschland die Wettbewerbspolitik eine Art Heiliger
Gral ist) könnte man diese beiden Länder unterschiedlichen Politikan-
sätzen zuordnen. In der Fachliteraturfolgert man jedoch einheitlich, dass
Frankreich und Deutschland demselben Sozialmodell angehören. Ge-
wisse Unstimmigkeiten gibt es, wenn es darum geht, ob Italien besser in
dieser oder in der mediterranen Gruppe aufgehoben ist. Da wir Italien
der kontinentalen Gruppe zuordnen, gehören unserer Meinung nach
Spanien, Portugal und Griechenland dem mediterranen Modell an. Das
angelsächsische Modell wird in Europa durch Großbritannien vertre-

, Einige Autoren ordnen die Niederl;l.nde delll kontinent;l.len Modell zu.
, Interessanterweise gehören vier der sech. EU-Gründermitglieder '.u dieser Gruppe. Die Niederlan-
de befinden sich an der Trennlinie zwischen dem kontinentalen und dem skandinavischen Modell und
Luxemburg ?wischen dem kontinentalen und angelsächsischen Modell.
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ten. Angesichts des niedrigen Grades an Regulierung und der Merkma-
le des Sozialsystems zeigt Irland zwar gewisse Gemeinsamkeiten mit
Großbritannien, die politischen Eingriffe sind jedoch so enorm, wie dies
für Catching-up-Länder typisch ist: ein hoher Anteil ausländischer Di-
rektinvestitionen (FDI) im Land, niedrige Steuern für Unternehmen und
eine auf die Förderung kleiner und mittelständischer Unternehmen ge-
richtete Regionalpolitik In Europa gelten diese Strategien jetzt als Merk-
male von Catching-up- Volkswirtschaften. Von den außereuropäischen
Ländern ordnen wir Kanada, die USA, Neuseeland und Australien dem
"angelsächsischen Überseemodell" zu.

Tabelle 1:

Leistungsfähigkeit: Kurz- und langfristiges Wachstum des EIP
1960/1990 19901200~ Arb<itslosenquole Besch,ftiguog,quote

JiihT'liches WI\ch9~Ul"n in % 1990 1005 1990 1005

Skandinavisches Modell 3.3 2.3 4.7 5.6 73.3 74.2
Däncmark 2.7 2.2 7.2 4.6 76.4 77.2
Finnland 3.9 2.0 3.2 8.4 73.9 68.6
N iedcrlandc 3.4 2.2 5.11 5.1 64.9 73.6
Schweden 2.9 2.0 1.7 6.8 83.0 73.7
Norwegen 3.9 3.2 5.2 4.0 74.11 77.7

Kontinentales Modell 3.5 1.7 7.3 8.9 64.1 66.2
Dcutschland 3.2 1.7 6.2 9.5 69.6 70.0
frankreich 3.11 1.9 8.5 9.6 61.2 63.8
Italien 3.9 1.3 1l.9 7.7 57.4 62.0
Belgien 3.4 1.9 6.6 1l.0 511.3 61.11
Österreich 3.5 2.2 3.1 5.2 74.6 74.8

Angelsächsisches europäisches
Modell 2.6 2.7 7.3 4.6 70.7 71.9

Irland 4.1 6.5 13.4 4.3 54.6 68.6
Grogbritannien 2.5 2.4 6.9 4.6 71.11 72.1

Mediterranes Modell 4.6 2.8 11.0 9.1 55.7 63.6
Griechenland 4.5 3.0 6.4 10.4 54.7 55.0
Portugal 4.8 2.1 4.8 7.4 70.0 70.5
Spanien 4.6 2.9 13.1 9.2 53.2 64.1

Angelsächsisches Oberseemodell 3.6 3.1 5.7 5.1 72.0 72.9
USA 3.5 3.1 5.5 5.1 72.3 72.9
Kanada 4.0 2.8 8.1 6.8 71.2 74.1
Australicn 3.8 3.5 7.0 5.2 69.2 72.1
Ncusceland 2.4 3.2 7.8 4.0 53.7 59.6

EU 15 3.4 2.0 7.5 7.9 64.5 67.1

Japan 6.1 1.3 2.1 4.5 74.8 77.2

Catching-up Modell 1.5 7.5 61.2
Tschechische Republik 1.3 7.9 65.4
Ungarn 3.9 7.0 56.2

EU 15/USA 0.96 0.65 1.36 1.55 0.89 0.92

Quelle: Furo,u< (AMECO); Bei Sub-Aggreg'l<n gewichtcter Liindcrdurch.chnitt; EU-15 Kerndd<t..
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3. Unerwartete Gemeinsamkeiten unter langfristigem und sehr über-
raschende Unterschiede unter kurzfristigem Aspekt

Betrachtet man die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit unter langfris-
tigem Aspekt, so findet man erstaunlich wenig Unterschiede zwischen
den Varianten des europäischen Modells, und es gibt keinen erhebli~
chen Unterschied des Wirtschaftswachstums zwischen den USA und
der EU-15. Wenn sich überhaupt etwas feststellen lässt, so haben die
mediterranen Länder ein leicht höheres Wachstum erreicht (was als
"Aufholprozess" interpretiert werden kann), und die angelsächsischen
Länder Europas waren von den Auswirkungen der Probleme, die sie
zunächst unter der "Old Labour" und dann unter Margaret Thatcher
(der Eisernen Lady) hatten, betroffen. Das interessante Auseinander-
driften der Leistungen verschiedener Modelle erfolgte seit den neunzi-
ger Jahren, ob nun gemessen für den Zeitraum 1990 bis 2005 oder 1995
bis 2005 (oder sogar bis 2006). Das europäische Wachstum liegt hinter
dem der USA zurück, und am erstaunlichsten ist, dass die kontinenta-
len Länder Frankreich, Deutschland und Italien am meisten hinterher
hinken. Im Gegensatz hierzu haben die skandinavischen Länder eine
durchschnittliche Wachstumsrate von 2,6% erreicht und die angelsäch-
sischen Länder Europas konnten sich eines Wachstums erfreuen, dass
dem der USA sehr nahe liegt. Die größte Überraschung unserer An-
sicht nach ist jedoch die Tatsache, dass sich das skandina~ische Modell
erholt hat. Es handelt sich um das umfassendste Sozialmodell mit dem
größten Anteil von Steuern und des Staates am BIP. Dies entkräftet die
gewöhnlich von vornherein feststehende Schlussfolgerung, dass die
Wachstumsprobleme Europas ihren Ursprung in den hohen Kosten ih-
rer Sozialsysteme habenJ•

Beschränken wir die Bewertung der Leistungsfähigkeit nicht nur auf
das Kriterium des Wirtschaftswachstums, werden die Unterschiede so-
gar noch deutlicher. In den Ländern des skandinavischen Modells ist
die Arbeitslosenquote bedeutend niedriger und die Beschäftigungsquo-
te höher, insbesondere im Vergleich mit dem kontinentalen Modell. Der
Finanzierungssaldo zeigt einen Überschuss in den skandinavischen
Ländern, während die Länder des kontinentalen und des angelsäch-
sischen Modells in Europa wie auch in den USA ein Defizit zu ver-
zeichnen haben.

) Die zweite überr~schende Erhnntni. ist, dass sich die zwei extremen Modelle besser als das mittle~
re (kontinentale) Modell beh~uptet haben. Allerdings ist noch nicht klar, ob die wirtschaftliche Erho-
lung der angelsächsischen Länder d~uerhafl geworden oder vielmehr auf das schwache Wachstum in
den vorhergehenden Jahrzehnten zurückzuführen ist, und ob es anhalten wird, wenn das Haush~lts-
defizit z.B. in Großbritannien reduziert wird und die nach Irland flic/knden externen Finanzierungen
einll;estellt werden.
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4. Herausarbeitung fünf strategischer Elemente

Betrachten wir die Wirtschaftspolitik der erfolgreichen skandinavi-
schen Länder in den letzten zehn bis fünfzehn Jahren, so erkennen wir,
dass ihre Erfolgsstrategie auf fünf Säulen beruht.

Erste Säule: Gestaltete und ausbalancierte Flexibilität

Viele Wirtschaftswissenschaftler betonen, wie wichtig Flexibilität für
Firmen ist. Unternehmen, die ohne Weiteres Personal einstellen und
entlassen können, sind in der Lage, ihre Produktion an die Nachfrage
anzupassen. Eine Verringerung der Regulierung, insbesondere der Ar-
beitsmarktregulierung, hat für viele liberale oder neoliberale Think-
Tanks der Wirtschaft oberste Priorität. Doch dies ist nicht das Flexibi~
litätskonzept, das in letzter Zeit in den skandinavischen Ländern pro~
pagiert wurde. Die Flexibilität der Firmen wird dort durch die Sicher~
heit für den Arbeitnehmer ergänzt, ja sogar ermöglicht. Wer seinen Ar-
beitsplatz verliert, dem wird entweder eine neue Stelle oder ein Schu-
lungsprogramm angeboten. Die Lohnersatzzahlungen (Arbeitslosen-
entgelt im Verhältnis zum Lohn oder Gehalt) sind hoch, insbesondere
für niedrige Einkommen. Teilzeitarbeit und befristete Verträge sind all-
gemein üblich und werden mit sozialen Vorteilen kombiniert und auf
individuelle Wünsche abgestimmt. Der Anteil männlicher Arbeiterneh-
mer mit flexibel gestalteten Verträgen ist bedeutend höher als in den
kontinentalen Ländern. Die Verringerung der Arbeitszeit erfolgt oft
freiwillig bei bestehendem Recht auf Rückkehr zur Vollzeittätigkeit
und wird den individuellen Wünschen angepasst. Dies bedeutet Flexi-
bilität für Firmen und Arbeitnehmer, eingebettet in ein System von Si-
cherheit, Kenntnisverbesserung und Gestaltungsfreiheit sowie der
Gleichstellung von Männern und Frauen, wodurch sich das Modell
auszeichnet. Des Weiteren wird die Entscheidung über spezielle Ar-
beitszeiten und Einkommen nicht nur von den Markterfordernissen,
sondern auch von den Präferenzen des Einzelnen abhängig gemacht.
Der Staat greift nur relativ wenig in die Vorschriften ein (z.B. durch die
obligatorische Festlegung anteilsmäßiger Ansprüche) und garantiert ein
ausgewogenes Verhältnis zwischen Firmen und Arbeitnehmern. Dieser
neue Typ der Flexibilität, der sich von der liberalen Vorstellung der un-
gehinderten Einstellung und Entlassung aus einem großen Bestand
niedrig qualifizierter Arbeitskräfte (der so genannten "Reservearmee"
nach Marx) unterscheidet, wird manchmal "Flexicurity" genannt. Wir
bevorzugen die Bezeichnung "gestaltete und ausbalancierte Flexibili~
tät".
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Abbildung 2: Flexible Verträge: Anteil von Teilzeit- und befristeten
Verträgen
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Zweite Säule: Beschäftigungsanreiz und Ausbildung als Verpflichtung

Die Volkswirtschaften, insbesondere wenn sie einem raschen Wandel
ausgesetzt sind, bieten Arbeitsplätze mit unterschiedlichen Löhnen,
wobei sich die Fähigkeiten der Arbeitnehmer unterscheiden. Die Re-
gierung versucht, die Einkommensunterschiede durch Subventionen
oder Steuergutschriften für Personen mit geringem Einkommen zu be-
grenzen. So ist es in jedem Fall lohnender zu arbeiten, als von Unter-
stützungszahlungen zu leben. Das Lohnniveau wird durch Steuerer-
leichterungen oder Subventionen kurzfristig hoch gehalten, und die be-
treffenden Personen werden in dieser Situation betrieblich und außer-
betrieblich weitergebildet. Die Steuerschere ist klein, wodurch für den
Arbeitnehmer der Anreiz zum Arbeiten und für die Firmen der Anreiz
zur Einstellung von Arbeitskräften steigt. Trotz höherer Steuern im
Allgemeinen ist die Steuerschere in den skandinavischen Ländern jetzt
nicht so weit geöffnet wie in den Ländern des kontinentalen Wirt-
schaftsmodells. Die Unternehmenssteuern sind verhältnismäßig nied-
rig: In den nordischen Ländern werden Vermögen und Energie besteu-
ert. Flexibilität bei der Umschulung ist eine Verpflichtung, was durch
den Einsatz finanzieller Instrumente, aber auch durch den Druck wirk-
samer Arbeitsmarktinstitutionen sowie durch Vertrauen erreicht wird.

2004
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Abbildung 3: Die Steuerschere: Differenz zwischen Brutto- und
Nettolähnen
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Dritte Säule: Fiskalische Nachhaltigkeit und Effizienz der Verwaltung

Die skandinavischen Länder wurden in den siebziger und achtziger
Jahren für ihre freizügige Fiskalpolitik bekannt, als sie eine erfolglose
Haushaltskonsolidierung nach der anderen durchführten. Seit Mitte
der neunziger Jahre streben sie einen Haushaltsüberschuss an, zunächst
durch Begrenzung des Ausgabenanstiegs. Mittlerweile haben sie alle ei-
nen Haushaltsüberschuss zu verzeichnen, ein Erfolg, der durch das be-
schleunigte Wirtschaftswachstutn verstärkt wurde. In der Haushaltsge-
staltung ist die Priorität der von Zukunftsinvestitionen und neuen Tä-
tigkeiten zu erkennen. Der Qualität des Haushalts wird Bedeutung bei-
gemessen, indem wachstumsfördernde Ausgaben verstärkt werden. Es
wurde ein Management in der öffentlichen Verwaltung eingeführt, die
Schulen arbeiten effizient und die Qualität wird kontrolliert.
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Abbildung 4: Haushaltsüberschussl-deJizit
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Vierte Säule: ZukunJtsinvestitionen

Die skandinavischen Länder investieren in Forschung, Ausbildung,
Weiterbildung (lebenslanges Lernen) und moderne Technologien wie
IKT und Biotechnologie. All diese Investitionen werden auch in der
Lissabon-Strategie befürwortet, wobei in anderen Ländern wenig Er-
folg zu verzeichnen ist. Die skandinavischen Länder streben Exzellenz
im Innovations- und Ausbildungssystem an, und ihre Regionalpolitik
ist innovationsorientiert.
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Abbildung 5: Zukunftsinvestitionen (in % des BlP: Ausgaben für
FuE, Bildung und IKT)
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Fünfte Säule: Beständige langfristige Strategie

In diesen Ländern wird bei wirtschaftspolitischen Entscheidungen
systematisch eine vierpolige Strategie verfolgt, die von den Gewerkschaf-
ten, Arbeitgeberorganisationen, Wirtschaftsexperten und der Regierung
getragen wird. Sie wird sogar nach einem Wechsel der regierenden po~
litischen Partei weitervedolgt. Die Strategien sind langfristig. Sie wer-
den nicht nur diskutiert, sondern auch umgesetzt, und dies nicht nur auf
einer, sondern auf allen Ebenen der Verwaltung und auch in den Schu-
len und Organisationen. Die skandinavischen Gesellschaften sind auf die
Einbindung aller hin orientiert, sie unterstützen ausdrücklich die Be-
dürftigen, einschließlich der Einwanderer. Die Menschen vertrauen der
Gesellschaft und der Regierung. Veränderungen werden als neue Mög-
lichkeiten und nicht als unmittelbare Bedrohung interpretiert.

Gemeinsame Elemente der extremen Modelle

Interessanterweise sind einige dieser Veränderungen (zusammenge-
fasst im Anhang 1) sowohl im skandinavischen als auch im liberalen
Modell ersichtlich, wenngleich auch auf unterschiedlichem Niveau.
Lohnergänzungsleistungen gibt es in beiden Modellen. Dasselbe gilt für
Strategien und Maßnahmen, die auf Anrei7.e und Sanktionen gerichtet
sind, um den Haushalt durch Einschränkung der Ausgaben auszuglei-
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chen. Am erstaunlichsten ist jedoch, dass die skandinavischen Länder
in der Lage sind, ihr Wirtschafts- und Sozialsystem trotz hoher Steuern
und staatlicher Regulierung dem Wandel anzupassen.

Abbildung 6: Anpassungsfähigkeit: Skandinavische versus kontinental-
europäische Länder
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te außerhalb des Kreises stehen für weniger Regulierung, freier gestal-
tete Verträge, eine weniger weit geöffnete Steuerschere und geringere
Arbeitslosigkeit sowie niedrigere Defizite und Schulden (bezogen auf
den Durchschnitt der EU-15).

5. Die Fähigkeit zum Wandel und die Rolle der Institutionen

Warum haben sich die kontinentalen Wirtschafts systeme als unfähig
zum Wandel erwiesen, obwohl sie eine geringere Steuerbelastung und
geringere Löhne zumindest für den niedrig qualifizierten Bereich ha-
ben? Auf diese Frage gibt es keine eindeutige Antwort, lassen Sie uns
jedoch fünf Hypothesen wagen.

37



Die kontinentalen Länder haben die Notwendigkeit des Wandels un-
terschätzt. Dies könnte bei den großen Ländern wie Deutschland,
Frankreich und Italien der Fall gewesen sein, da die Exportquoten in
großen Ländern eher niedrig sind und dort erfolgreiche Firmen ansäs-
sig sind, die für den Weltmarkt produzieren. Diese Länder haben in den
neunziger Jahren keine bedeutenden Krisen, sondern ein - wenn auch
bescheidenes - Wachstum erfahren. Ihre Entwicklung wurde jedoch
von einigen Experimenten und Schocks beeinträchtigt: hierzu gehören
etwa die späte, dann aber radikale Privatisierung und Arbeitszeitver-
kürzung in Frankreich, die Vereinigung sehr verschiedener Wirtschafts-
systeme unter dem Druck einer einheitlichen Währung in Deutschland
oder regionale Konflikte und politische Unruhen in Italien. Die führen-
den kontinentalen Wirtschaftssysteme haben außerdem das Problem
des "Mittelweges": da die Steuern nicht besonders hoch, die Sozialaus-
gaben nicht unverhältnismäßig und die Ausgaben für Forschung und
Bildung nicht wirklich niedrig waren, nahm man in den Ländern an,
den bisher eingeschlagenen Weg ohne einen Politikwechsel und ohne
sorgfältige Überwachung der Qualität und Effizienz der Institutionen
fortsetzen zu können. Der Deregulierung wurde keine sonderlich gro-
ße Beachtung geschenkt, trotz der Tatsache, dass die Arbeitsmärkte in
allen Ländern und die Produktmärkte in Frankreich und Italien ver-

Abbildung 7: Reichweite der Kollektivverträge
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hältnismäßig strengen Regulierungen unterlagen. Die Investitionen in
die Zukunft, d.h. die Forschungs- und Bildungsausgaben, wurden nicht
erhöht. Die skandinavischen Länder waren sich bewusst, dass sie ihr
Wohlfahrtsmodell (mit geringfügigen Einschränkungen) nur finanzic-
ren können, wenn sie sich durch Zukunftsinvestment und höheres
Wirtschaftswachstum einen Spitzenplatz erobern.

Die kontinentalen Länder haben nicht dem Problem Rechnung ge-
tragen, dass ihre Institutionen weniger umfassend orientiert sind und
insbesondere Interessen von Insidern vertreten. Die Institutionen der
skandinavischen Länder sind mehr gesamtwirtschaftlich orientiert, und
dieser Ansatz wurde in den neunziger Jahren beibehalten. Sie hatten
immer eine hohe Gewerkschaftsdichte und konnten diese trotz eines
Booms flexibler Verträge (Teilzeit- und befristeter Vcrträge) weitcrhin
erfolgreich hoch halten und auch die Reichweite der Kollektivverträge
erhöhen. Durch die gesamtwirtschaftliche Orientierung konnte die Re-
gulierung besonders bei irregulären Verträgen vermindert werden, da
sich die Menschen durch Mindestlöhne, soziale Unterstützungsleistun-
gen (mit hohen Ersatzzahlungen insbesondere für den Niedriglohnbe-
reich) sowie durch Vertrauen abgesichert fühlten.

Abbildung 8: Gewerkschaftsdichte
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Die wirtschaftliche Rolle des Staates und die Rolle von Experten sind
in den skandinavischen Ländern größer und ergänzen den Einfluss der
Sozialpartner. Diese Zusammenarbeit zwischen der Regierung und den
Sozialpartnern wird oft als dreipolige Entscheidungsstruktur bezeich-
net, im Unterschied zu der zweipoligen, wenn nur Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer kooperieren. Wir bevorzugen es, das System als vierpolige
Entscheidungsstruktur zu bezeichnen, da die Experten eine vierte
Gruppe bilden. Eine stetige, konsensorientierte Entscheidungsfindung,
wobei sich zwei Gruppen auf spezielle Interessen und zwei Partner auf
allgemeinere Interessen konzentrieren, ermöglicht eine schnelle Ant-
wort auf Veränderungen des wirtschaftlichen Umfelds (z.B. auf durch
die Globalisierung erforderliche Veränderungen). Zweipolige Systeme
neigen manchmal dazu, die eigenen Interessen und Vorteile in den Vor-
dergrund zu stellen, sei es die Vorteile oligopolistischer Firmen oder die
Löhne der Arbeitnehmer in großen, in ihrer Existenz nicht bedrohten
Unternehmen. Wir sprechen von "manchmal", da es Fälle gibt, in de-
nen Sozialpartner allgemeine wirtschaftliche Interessen als ihre eigenen
verfolgen (wie die Integration in die EU oder Förderung des technolo-
gischen Wandels in der Druckindustrie in Österreich) sowie andere
Fälle, in denen sie spezielleren Interessen dienen.

Die Entwicklung der Institutionen ist in den meisten Ländern in der
Regel nicht reibungslos verlaufen. Es wurden einige Abkommen und
Partnerschaften mit und ohne den Staat ausgehandelt, wie z.B. die Was-
senaar- und Haarlem- Vereinbarungen in den Niederlanden sowie die
Nationale Vermittlungskommission (Rehnberg-Kommission) in
Schweden. Weniger erfolgreiche Beispiele, die in dieselbe Richtung
zielten, waren vielleicht die Bündnisse für Arbeit in Deutschland, Ita-
lien und Spanien. Es wurden ergänzende Institutionen wie der Wirt-
schafts- und Sozial rat in den Niederlanden und das Nationale Wirt-
schafts- und Sozialforum in Irland gegründet. Bestehende Institutionen
wie TEKES in Finnland wurden durch Institutionen ergänzt, die sich
auf kleinere Firmen oder regionale Maßnahmen konzentrieren. Es gab
konfliktreiche Zeiten wie das endgültige Scheitern sektorübergreifen-
der Tarifverhandlungen, die Aufkündigung von Partnerschaften durch
Unternehmerverbände, das Scheitern bilateraler Verhandlungen. Unab-
hängige Gewerkschaften wurden gegründet, um neue Beschäftigungs-
verträge abzusichern (in den Niederlanden), und es entzündeten sich
Konflikte zwischen Großunternehmen und KMU in Unternehmerver-
bänden. Dies alles bedeutete, dass externe Schocks zu Konflikten in den
bestehenden Institutionen führten und sich das Wirtschafts- und Sozi-
alsystem anpassen musste.
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Abbildung 9: Gewerkschaftsdichte und wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit
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Die Gewerkschaftsdichte ist einer der am besten dokumentierten In-
dikatoren für die Bedeutung von Institutionen im Allgemeinen und der
Sozialpartner im Besonderen. In der EU-15 verzeichnet sie einen Rück-
gang von 50% im Jahr 1980 auf 39% im Jahr 2000. Dieser Durch-
schnittswert täuscht jedoch über die Tatsache hinweg, dass die Gewerk-
schaftsdichte in den kontinentalen Ländern von 36% auf 25% abgefal-
len ist, während sie in den skandinavischen Ländern am höchsten war
und lediglich von 59% (1999) auf 54% (2000) gesunken ist. Außerdem
war sie in den skandinavischen Ländern im Jahr 2000 höher als 1970.
Auf der einzelstaatlichen Ebene besteht ein leicht positiver Zusammen-
hang zwischen der Gewerkschaftsdichte und der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit (siehe Abbildung 9). Schweden, Dänemark und Finn-
land, aber auch Österreich und Irland erreichen eine überdurchschnitt-
liche Einordnung bezüglich der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit
(d.h. u.a. Wachstum, Pro-Kopf -BIP und Beschäftigungsquote )4 und
diese Länder haben die höchste Gewerkschaftsdichte zu verzeichnen.
Andererseits weisen Frankreich und Spanien eine geringe Gewerk-
schaftsdichte und geringe Leistungsfähigkeit auf. Die Reichweite der
Tarifvereinbarungen, eines weiteren gut dokumentierten Indikators für
die Sozialpartnerschaft, ist in den neunziger Jahren in den skandinavi-
schen Ländern angestiegen, in den kontinentalen Ländern jedoch ge-
sunken.

~Zur ZlL'lammense1.zung des Indikators der Lci5tung5filiigk~it ~iehe Aiginger (201).4),
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Wie konnten sich starke, gesamtwirtschaftlich orientierte Institutio-
nen positiv auf die Leistungsfähigkeit auswirken? In einer Welt der
Globalisierung und des technologischen Wandels müssen sich die Insti-
tutionen anpassen, indem sie von der Rolle der Verteidigung von In-
sider-Interessen abrücken und zur Bereitstellung von Lösungen für
Outsider und die durch den schnellen Wandel Benachteiligten überge-
hen (was zu Wachstum, Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit
führt). Knapper formuliert: Anstatt sich auf die Beibehaltung ihrer Vor-
teile zu konzentrieren, gehen die Institutionen zur Schaffung neuer po-
sitiver externer Effekte über. Moderne Institutionen als Interessenver-
tretungen fördern neue Fähigkeiten und Qualifikationen und tragen
zur Gestaltung und Ausbalancierung der Flexibilität bei. Starke, ge-
samtwirtschaftlich orientierte Institutionen - so lautet unsere vorläufi-
ge Hypothese - werden besser in der Lage sein, positive externe Effek-
te zu verinnerlichen und flexible Verträge zu managen als schwache, de-
zentrale Institutionen, die sich nur für die Interessen einer kleinen und
sinkenden Mitgliederanzahl einsetzen können.

6. Zusammenfassung

Das europäische Modell behindert die Wettbewerbs fähigkeit nicht,
wenn es in Richtung Förderung von Wandel und Wachstum, Verbesse-
rung der Anreize und Qualifikationen reformiert wird. Dies zeigen ins-
besondere die skandinavischen Länder, die nach mehreren Krisen, De-
valuationen und erfolglosen Haushaltskonsolidierungen nunmehr ein
rasches Wachstum und Vollbeschäftigung mit einem umfassenden So-
zialsystem und einer hohen Priorität für ökologische Belange und Fair-
ness kombinieren.

Die erfolgreichen Länder mussten beträchtliche Veränderungen
durchmachen, um ihre spezielle Version des europäischen Wirtschafts-
und Sozialmodells an die neuen Bedingungen infolge der Globalisic-
rung anzupassen. Die Strategie beruht auf fünf Säulen: gestaltete und
ausbalancierte Flexibilität, Beschäftigungsanreiz und Ausbildung als
Verpflichtung, fiskalische Nachhaltigkeit und Effizienz der Verwal-
tung, Förderung von Zukunftsinvestitionen und Verfolgen einer be-
ständigen langfristigen Strategie, die in Vertrauen und starken Institu-
tionen wurzelt.

Was die Institutionen betrifft, so waren diese in den skandinavischen
Länder bereits immer mehr gesamtwirtschaftlich orientiert und hatten
weniger Insider-Outsider- Probleme. Es ist ihnen gelungen, dieses Po-
tenzial zu erhalten und sich zu Nutze zu machen. Im Unterschied zu
den kontinentalen Wirtschaftsmodellen nimmt die Reichweite von
Kollektivverträgen zu und haben die Gewerkschaften eine stabile Mit-
gliederzahl. Aufgrund der gesamtwirtschaftlichen Orientierung der In-
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stitutionen und des Vertrauens in die Gesellschaft konnten diese Län-
der Verträge deregulieren und Teilzeit- und befristete Verträge nutzen,
ohne dadurch ein Ansteigen der Armut und Ausgrenzung verzeichnen
zu müssen. Eine vierpolige Entscheidungsstruktur lässt im Vergleich zu
der zweipoligen offenbar besser radikale Veränderungen zu, da mindes-
tens zwei Partner (Regierung und Experten) allgemeine Interessen ver-
treten. Die starke Position der Arbeitgebervertreter und der Gewerk-
schaften ermöglicht es den Ländern außerdem besser, die Probleme des
Wandels und der Reintegration der "Verlierer" zu bewältigen, als dies
bei einer Lenkung des Wandels durch Regierung oder Experten der Fall
ist. Die Last des Wandels ist akzeptabel, wenn sie aus einer positiven
Vision heraus entwickelt und fair verteilt wird. Komplexe Reformen
wie etwa steigende Flexibilität bei gleichzeitiger Sicherheit sind in auf
Vertrauen basierenden Gesellschaften durchführbar. Starke und ge-
samtwirtschaftlich orientierte Institutionen, wozu starke Gewerkschaf-
ten und starke Arbeitgeberorganisationen gehören, werden Partikular-
interessen nicht überbetonen und so dem nach der Hypothese von 01-
son vorausgesagten Lähmungseffekt entgegenwirken. Im Idealfall wer-
den sie externe Effekte (z.B. Innovation, Bildung, lebenslanges Lernen)
unterstützen und so die Wirtschaften wetthewerhsfähiger machen und
gleichzeitig Arbeitslosigkeit, Unsicherheit sowie Umwcltprobleme
verringern.
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ANHANG

Tabelle Al:

Arbeitsbeziehungen in den verschiedenen Wirtschafts- und
Sozialmodellen

Gewerk/llchaft~dichte K:ilTiCTC oder berufs- Richtweite der
be>.ogeneAo,bildung Kollektivvertr'ge

1970 1980 1990 2000 1999 19RO 1990 2000
in (Yo Betcili- Stundcn- in%

gunS'- durch-
quote ,chnitt/J.hr

SkandiTldvi5ch~
Modell 52 59 56 54 50 17 75 75 82
Dänemark 60 79 75 74 53 22 70 70 80
Finnland 51 69 72 76 50 18 90 90 90
Niederlande 37 35 25 23 41 15 70 70 80
Schweden 68 80 80 79 61 18 80 80 90
Norwegen 57 58 59 54 16 70 70 70

Kontinentales Modell 32 36 29 25 35 11 81 84 79
Deutschland 32 35 31 25 32 9 HO HO 6H
Frankreich 22 18 10 10 46 17 HO 90 90
Italien 37 50 39 35 26 8 80 80 80
Belgien 41 54 54 56 41 13 90 90 90
Österreich 63 57 47 37 31 9 95 95 95

Angelsächsisches
europdisches Modell 45 51 40 31 49 13 70 40 30
Irland 53 57 51 38 41 17
Großbritannien 45 51 39 31 49 13 70 40 30

MeditetTane. Modell 19 17 18 22 10 53 50 68
Griechenland 39 32 27 15 6
Porrugal 61 32 24 17 7 70 70 80
Spanien 7 11 15 25 11 60 70 80

AngelsächJiJche.
Obmeemodell 28 24 17 14 29 22 18
USA 27 22 15 13 26 18 14
Kanada 32 35 33 28 37 38 32
Australien 44 48 40 25 80 80 80
Neu,ec1and 56 69 51 23 60 60 25

EUH 46 50 43 39 38 1.1 78 77 78

Japan 35 31 25 21 25 20 15

Catching-up Modell 54 24 12 8 27
Tschechische Republik 46 27 10 25
Ungarn 63 20 12 3 30

EU 15/USA 1.72 2.25 2.88 2.99 3.00 4.28 5.57
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TabelleAl:
Indikatoren der AnpassungsJähigkeit: Skandinavisches versus

kontinentales Modell

Sbndin.vi.eh .. Modell Kontincnt.Jcs Modell Sk.ndin.-
vischC5
Modell

Kontincn-
.. I.. Modell

1990 2005 2005-1990 1990 2005 2005-1990 2005

Arbei tsrnarktregulierung
Alle Verträge; 199012003 (-) 2.81 2.32 -D.49 3.11 2.58 -0.53 -D.16

Arbeitsnlar ktregulieru ng
Reguläre Verträge; 199012003 (-) 2.65 2.59 -0.07 2.30 2.38 0.08 0.21

Arbeits marktregulierung
Ze;tvertr;;ll;e; 1990/2003 (- ) 3.01 1.67 -1.34 3.92 2.40 -1.52 -0.73

Anteil Teilzeit
199312004 (+) 21.77 26.20 4.44 12.50 18.32 5.81 7.89

Anteil befristeter Verträge
199312004 (+) 10.99 11.97 0.98 9.23 12.08 2.85 -0.11

Anteil flexibler Verträge
199312004 (+) 32.75 38.18 5.42 21.73 30.39 8.56 7.78

FDIIBIP
199512004 (+) 3.17 0.89 -2.28 1.33 0.95 -D.38 -D.06

Handelsoffenheit
1990/2004 (+) 59.80 62.08 2.28 42.84 43.21 0.38 18.66

Steuersc.here
1991/2004 (-) 45.35 43.25 -2.10 47.24 48.56 1.32 -5.31

Anteil Tcilzeitathcit
Verhältnis Minner/Frauen
1993/2004 (+) 0.27 0.36 0.09 0.15 0.19 0.04 0.18

Langzeitarbei tslosigkeit
1992/2004 (- ) 1.26 1.35 0.09 3.4') 4.42 0.94 -3.08

Jugendarbeitslosigkeit
1993/2004 (- ) 17.17 11.99 -5.18 16.05 16.53 0.48 --4.54

öffentliche Verschuldung
in % des lIlP; 199112004 (- ) 58.44 48.22 -10.22 57.94 77.71 19.77 -29.49

Haushai tsdefi"i tI-üherseh uss
In % des BIP, 1990/2005 (+) --4.51 0.44 4.96 --4.49 -3.51 0.99 3.95

Hinw(~is; + Gedeutet. d(~npositivt~n Wen und - deTl iuvenienen Wert be; Verwendung als Indiklltor für die Anpassungs~
l:ihigkeit (wie in Abbildung 6).
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PANEL 1:
Fallbeispiele: Verschiedene Formen der Einbindung der organisier-

ten Zivilgesellschaft in der Politikformulierung: die Rolle der Wirt-
schafts- und Sozialräte und der Sozialpartner

Einleitend bezieht sich Henri Malosse nochmals auf die vorange-
gangenen Grundsatzreferate und weist auf die oft sehr unterschiedliche
Ausgestaltung des sozialen wie des zivilen Dialoges in den einzelnen
Mitgliedstaaten der EU hin. Angesichts der grogen Herausforderun-
gen, vor denen Europa steht, stelle sich die Frage, wie weit die derzei-
tigen Systeme des organisierten Dialoges zukunftsfähig sind und einen
Beitrag leisten können, Europa wettbewerbsfähiger zu machen und
gleichzeitig für eine gesellschaftliche und s07.iale Kohäsion zu sorgen.
Insbesondere die Sozialpartner wie auch die Wirtschafts- und Sozialrä-
te haben hier eine entsprechende Bedeutung, wenn auch nicht in jedem
Mitgliedstaat der EU eine gleich wichtige.

Janos T6th beschreibt vor allem die Entwicklung des tripartiten
Dialogs in Ungarn, der bindend eingerichtet ist, weist aber auch darauf
hin, dass es in Ungarn ein verzweigtes System des sektoralen Sozialen
Dialoges gibt, das allerdings nur teilweise aktiv sei. Der ungarische
Wirtschafts- und Sozialrat umfasst zusätzlich zu den üblichen drei
Gruppen (Arbeitnehmer, Arbeitgeber und 3. Gruppe) eine vierte Grup-
pe, nämlich die der Wissenschaft. Der Staat habe einen relativ starken
Einfluss, er mache Vorschläge und diskutiere mit, stimme aber nicht mit
im Plenum ab. Der Rat unterhält auch ein standing committee und wird
von einem Sekretariat unterstützt, das aber nur aus einem Vollzeitbe-
schäftigten besteht. Der Rat diskutiert strategische wirtschaftliche und
gesellschaftliche Themen, die für Ungarn wichtig sind. Z.B. regte die
Regierung eine Diskussion über corporate social responsibility an. Auf
eigene Initiative beschäftigte sich der Rat mit der ungarischen Reform-
agenda unter dem Titel "New Social Agreement". Derzeit behandelt
das Parlament ein Reformpaket betreffend den Rat, den tripartiten Dia-
log und den sektoralen Sozialen Dialog, das den institutionellen Rah-
men des Rates begünstigen könnte. Wichtiger sei aber eine entspre-
chende Qualität der Arbeiten der genannten Gremien.

Die österreichische Entwicklung des Sozialen Dialoges beschreibt
Andreas Henkel, indem er zuerst auf die geschichtlichen Grundlagen
der österreichischen Sozialpartnerschaft eingeht. Wichtiger Meilenstein
sei das Erlebnis der politischen und damit demokratischen Blockade
vor dem zweiten Weltkrieg gewesen, weswegen sich nach der Wieder-
herstellung von Österreich eine neue Qualität der respektvollen Zu-
sammenarbeit zwischen den Sozialpartnern entwickelte. Grundsätzlich
sei die Sozialpartnerschaft gekennzeichnet durch eine besondere Ge-
sprächs- und Verhandlungskultur und durch die Bereitschaft der betei-
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ligten Verbände, Kompromisse nach außen und nach innen durchzuste-
hen und unterschiedliche Interessen unter Bedachtnahme auf mittel-
fristige gemeinsame Ziele und gesellschaftliche Interessen zu vertreten.
Dies bedingt eine permanente Gesprächsbasis und einen laufenden In-
formationsaustausch. Wesentliche Charakteristika dieser Partnerschaft
seien die Zusammenarbeit in der Selbstverwaltung und die Organisati-
on aller Interessengruppen in demokratisch legitimierten Körperschaf~
ten öffentlichen Rechts. Die Zusammenarbeit sei gekennzeichnet von
Freiwilligkeit und Informalität, durch die Förderung gemeinsamer Zie~
le und Interessen für das gemeinsame WoW, durch Interessenausgleich
und Konsens statt Konfrontation, durch Parität sowie durch Autono-
mie gegenüber, aber Verflechtung mit den Parteien. Die Sozialpartner-
schaft habe in Österreich entscheidend zu Wachstum in sozialem Frie~
den und Stabilität bei hoher Veränderungsdynamik beigetragen. Im
Rahmen von neuen Kooperationen und Koregulierungen werde ver~
mehrt die Zivilgesellschaft in diesen Dialog einbezogen.

Als grundsätzliche Voraussetzung für die Zukunft der europäischen
Entwicklung ruft Jose Isaias Rodriguez Garcia-Caro in Erinnerung:
"Die Demokratie ist reif, wenn sie eine partizipative Demokratie ist".
Dies bedeute ein aktives Bürgertum, ein ständiges "am Ball Bleiben",
die Entwicklung von dynamischem Einfallsreichtum für die europäi~
sche Entwicklung. Ausgehend von der Verankerung des Sozialen Dia~
logs in der Verfassung leite sich die Handlungsfähigkeit der Sozialpart-
ner ab: Kollaboration herrsche statt Konfrontation. Seit 1978 hat der zi-
vile Dialog in Spanien eine Heimat im Wirtschafts~ und Sozialrat, seit
1991 existiert eine Plattform der Arbeitgeber und Arbeitnehmer für
Europa. Abkommen für Wettbewerbsfähigkeit und Preisstabilität
schaffen Vertrauen für Investitionen. In einer gemeinsamen Erklärung
mit der Regierung werden zentrale Themen des Arbeitsmarktes wie
z.B. befristete Arbeitsverträge angesprochen. Vor einem Jahr fand ein
Runder Tisch der Regierung zusammen mit den Sozialpartnern statt,
der sich mit zentralen Themen des Sozialen Dialogs beschäftigt, der in
Spanien auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene ausgeprägt ist.

Ein auffallend negatives Bild zeichnet Liina Carr für Estland: Es ge~
be zwar einen tripartiten Rat, aber der funktioniere nicht: Die Regie-
rung sollte ein beratendes Gremium finanzieren, ist aber daran nicht in-
teressiert. Präsident und Generalsekretär des Rates sind Beamte und ha-
ben es daher in der Hand, Dinge vorwärts zu treiben oder eben nicht.
Der letzte Jahresbericht stammt aus dem Jahr 2004. Auch der soziale
Dialog funktioniere nicht, das Interesse dafür sei schwach, und die Re-
gierung blockiere Strukturmittel zur Entwicklung. Daher spiele der zi-
vilgesellschaftliche Dialog potenziell eine große Rolle; der in einem Fo-
rum von NGOs konzentriert ist. In diesem zivilgesellschaftlichen Dia-
log spiele das Internet eine große Rolle: Auf einer Seite ("Heute ent~
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scheide ich") können Bürger Vorschläge für die Politik machen, diese
können 14 Tage kommentiert werden, der Autor fasst die Vorschläge
zusammen, anschließend wird per Internet abgestimmt. Binnen 1 Mo-
nat hat das zuständige Ministerium darauf eine Antwort zu geben. Die
Benutzer sind gegenüber diesem System zu 65% positiv eingestellt, die
Beamten zu 50% negativ. Falls die Vorschläge eine Verpflichtung für die
Ministerien zum Handeln auslösen, wäre dies ein gutes Beispiel für
good governance in einer partizipativen Demokratie.

Die Vertreterin der polnischen Konsumenten, Malgorzata Niepo-
kulczycka, rief die Kinderkrankheiten neuer Demokratien in Erinne-
rung: Neue Strukturen, neue Verhaltensweisen und fehlende Unterstüt-
zung durch den Staat. In Polen gebe es keinen Wirtschafts- und Sozial-
rat. Das tripartite System wurde 2003 für andere NGOs geöffnet. Der
politische Wille, die Zivilgesellschaft einzubeziehen, sei aber nach wie
vor schwach. NGOs müssten aber dauernd kontrollieren können, was
die Politik wirklich tue. Dazu brauche es eine aktive Beteiligung der
Bürger; wie sich diese Art von Dialog nennt, sei dann egal. Sie be-
schreibt dann die verschiedenen Wirtschafts- und Sozialmodelle kurz
und stellt fest, dass es in Großbritannien keinen Wirtschafts- und Sozi-
alrat und einen schwachen Sozialen Dialog gebe, dafür aber 300.000
neue Arbeitsplätze, was eine gewisse Vorbildwirkung für Polen habe.

In einzelnen Wortmeldungen der Diskussion beschreibt ein Vertre-
ter Bulgariens die Organisation des bulgarischen Wirtschafts- und So-
zialausschusses, der mit der Regierung über politische Programme zur
Entwicklung Bulgariens diskutiere. Ein Vertreter Frankreichs schildert
das Fehlen eines institutionalisierten Sozialen Dialogs in Frankreich am
Beispiel der Automobilbranche. Henri Malosse hält abschließend fest,
dass die partizipative Demokratie auf allen Ebenen zu fördern sei. Es
spiele dabei keine Rolle, ob dies auf informelle oder formelle Weise ge-
schieht, funktionieren müsse es. Die verschiedenen Bciträge des Nach-
mittags machtcn klar, dass man sich in Europa noch viel besser kennen
lernen müssc, mehr zusammen arbeiten und gemeinsame Projekte zur
Entwicklung Europas vorantreiben müsse.
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PANEL 2:
Einbindung der organisierten Zivilgesellschaft: zum Zivilen Dialog

und seiner Rolle bei der Erneuerung des europäischen Projekts

Roger Briesch ruft nochmals die vielfältigen Aktivitäten im euro~
päischen Zivilen Dialog, wie ihn vor allem auch der EWSA repräsen~
tiert, in Erinnerung. Bezug nehmend auf das schlechte Image, das
Europa in manchen Kreisen seiner Bürger hat, hält er den Zivilen Dia-
log für ein ganz wesentliches Mittel, um Identität zu stiften. Die bishe-
rigen Erfahrungen würden eindeutig in diese Richtung weisen.

Auch für Bruno Vever besteht ein Defizit in der öffentlichen Dis~
kussion über Europa. Niemand wisse, wie es funktioniere, Europa
selbst habe keine "Erfolgsgeschichte" . Daraus resultiere ein Vertrau-
ensdefizit der Bürger, weswegen ein bürgernaher Vorschlag nötig sei,
um die Verbindung der Bürger zu Europa enger zu gestalten. Der Euro
war der erste Schritt, nun müsse der Bürger aktiv am politischen Leben
teilhaben.

Es gebe in Europa große Unterschiede zwischen einzelnen Staaten,
daher auch viele bewährte Praktiken, um Bürgernähe herzustellen. Die~
se Bürgernähe baue Zwar auf der Autonomie der Zivilgesellschaft ge-
genüber dem Staat auf, sie müsse jedoch über den Nationalstaat hinaus-
greifen und die Europäische Gemeinschaft im Wortsinn greifbar ma-
chen. Dazu diene einerseits die Kultur, die für ihre Unabhängigkeit von
der US- Industrie ein europäisches Mäzenatentum brauche, andererseits
die wirtschaftliche und soziale Integration Europas, die für die Bürger
immer noch nicht genug spürbar sei.

Um die Zukunft Europas geht es auch Mall Hellam, für die Europa
erfolgreich den Frieden gesichert und eine Sozial~ und Wirtschaftsord-
nung gebracht hat. Um aber von einer wirtschaftlichen zu einer politi-
schen Union zu kommen, reiche wirtschaftlicher Erfolg alleine nicht,
es brauche eine aktive europäische Zivilgesellschaft. Für die neuen Mit-
glieder der EU war die EU ein Erfolg, ein soziales Projekt für alle, jetzt
sei aber eine klare Vorstellung notwendig, wo dieses Europa hinsteuern
soll, das seine Bürger ernst nimmt. Jede Entscheidung benötige eine of-
fene Debatte: Diese werde befördert durch Organisationshilfen für die
Zivilgesellschaft, eine strukturierte Konsultation auch mit NGOs, und
schließlich auch eine entsprechende Erziehung zum mündigen Bürger.
Wenn die Zivilgesellschaft Lösung, nicht Problem sein soll, dann müs-
se bei politischen Entscheidungen Transparenz herrschen, ausreichend
Zeit für Konsultationen sein (drei Monate) und Klarheit herrschen,
welcher Teil der Zivilgesellschaft für welche politische Frage zu konsul-
tieren ist.

Diogo Pinto fordert auch für die von seiner Organisation vertrete-
nen 94 Jugendorganisationen einen offenen Dialog. Immer mehr Ju-
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gendliche hätten an politischen Entwicklungen teilgenommen, für eine
politische Identifikation bräuchten sie aber - wie alle anderen Bürger-
das Gefühl, dass ihre Bedürfnisse berücksichtigt werden. Im Verhältnis
zur EU bestehe nun das Problem, dass es keine reguläre Einbindung in
einen politischen Dialog gebe. Es gebe keine Organisation des Dialogs,
nur Einzelveranstaltungen, auf denen zwar Themen der Jugendautono-
mie besprochen würden (auch z.B. auf Ebene der Beschäftigung), es
fehle aber eine laufende Agenda und entsprechendes Follow-up. Aus
diesem Fehlen des zivilen Dialogs leite sich die Forderung nach einer
besseren Politik ab: Ein strukturierter Dialog könne Brücken schlagen
für die zukünftige Entwicklung Europas, dazu brauche es eine erwei-
tere Partnerschaft und eine entsprechende politische Agenda.

Von Studien über die Bedürfnisse junger Leute nach politischer und
gesellschaftlicher Beteiligung berichtet auch Dirk Jarre. Er erinnert
daran, dass schon in der österreichischen Monarchie interessante Ele-
mente partizipativer Demokratie in Form eines Ständeausschusses er-
kennbar waren. Auch Willi Brandt forderte auf, mehr Demokratie
durch Bürgerbeteiligung zu wagen. Öffentliche Institutionen brauchen
auch Inputlegitimierung. Eine mehr Beteiligung fordernde Zivilgesell-
schaft kann eine Brücke über das bestehende Demokratiedefizit schla-
gen. In der Beziehung zwischen Staat und Zivilgesellschaft ist der Staat
u.a. zuständig für Fragen des Gemeinwohls, während die Zivilgesell-
schaft durchaus Partikularinteressen verfolgen kann, während sie die
vom Staat garantierten Freiheiten einfordert und genießt. Im Prozess
der Entwicklung zivilgesellschaftlicher Strukturen kommt es darauf an,
auch bei zunehmender Mitwirkung am staatlichen Handeln diese Frei-
heiten zu bewahren. Zwischen Gemeinwohl und partikularen Interes-
sen der Zivilgesellschaft bestehen natürliche Spannungen, die über ein-
vernehmlich akzeptierte zivilgesellschaftliche Beteiligungsformen aus-
zutarieren sind. Transparenz und Rechenschaftspflicht sind entschei-
dende Qualitätsmerkmale verantwortlichen Regierens, das dem Ge-
meinwohl verpflichtet ist. Neue Steuerungsprozesse zur Förderung
von mehr Demokratie durch stärkere Partizipation der organisierten
Zivilgesellschaft sind aus Gründen der Glaubwürdigkeit der Politik
dringend erforderlich und schaffen im Übrigen wichtiges soziales Ka-
pital.

Verbindliche und strukturierte Beteiligung der organisierten Zivilge-
seilschaft setzen starke, nicht am öffentlichen Geldtropf hängende Or-
ganisationen voraus, die in großer Unabhängigkeit mit dem Staat ko-
operieren, was mehr als Konsultation oder Kooptation sein muss. Die
öffentliche Verwaltung hat dazu dialogfähiger zu werden, weil Partner-
schaft mehr ist als eine Geschäftsbeziehung. Das neue europäische Ge-
seIlschaftsprojekt ist im offenen und partizipativen Dialog auszuhan-
deln. Dabei sollte die EU-Kommission für die Entwicklung neuer po-
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litischer Verfahrensinstrumente verantwortlich sein, die anschließend
von den Mitgliedstaaten in vergleichbarer Qualität umzusetzen sind.
Die Zivilgesellschaft ist dabei insbesondere auch im Rahmen der Offe-
nen Methode der Koordinierung einzubeziehen.

In der Diskussion wird eine positive Rolle der Medien angemahnt.
Kritisch beleuchtet wird nochmals die Rolle von Staaten, die Bürger
immer noch als Untertanen behandeln: Ohne Bürger werde Europa auf
die Nase fallen. Allerdings wird auch gefordert, nicht immer nur zu la-
mentieren, Europa habe schon viel geleistet, politische Prozesse müss-
ten nun aber partnerschaftlich gestaltet werden. Eine solche stabile Ent-
wicklung europäischer Identität würde es auch ermöglichen, die EU
weiter nach Osten zu erweitern.

Abschließend betont Roger Briesch den gemeinsamen Willen, alles
für das Gelingen eines europäischen Verfassungsprozesses zu unterneh-
men.
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PANEL 3:
Einbindung der Sozialpartner: zum Sozialen und zum makroökono-

mischen Dialog auf europäischer Ebene sowie zur Entwicklung der Ar-
beitsbeziehungen

In seiner Einleitung geht Jan Olsson vor allem auf die Perspektiven
und Erwartungen an den Sozialen Dialog ein, und er sieht die Heraus-
forderungen an den sozialen und zivilen Dialog nicht anders als jene,
vor denen die EU steht: Globalisierung, demographischer Wandel und
Erweiterung. Das Programm des Sozialen Dialogs für 2006-2008, das
nach gemeinsamer Analyse auch zu gemeinsamen Empfehlungen füh-
ren soll, beschäftigt sich dementsprechend mit Flexicurity, Demogra-
phie und Arbeitsmarkt. Als Prioritäten werden Inklusion Benachteilig-
ter, lebens begleitendes Lernen, Belästigung am Arbeitsmarkt und Ma-
nagement von Wandel angeführt. Daneben gelte es noch die Beziehung
des Sozialen Dialogs zum EWSA zu beleuchten.

Peter Coldrick stellt sich die Frage, wie man zu vernünftigen Regie-
rungen und vernünftigen Sozialpartnern kommt. Er konkretisiert die-
se Fragen anhand der folgenden Punkte: Kann man davon ausgehen,
dass dies »von alleine" passiert? Wie sind Institutionen, die "funktio-
nieren", organisiert und finanziert? Sind die Organisationen bereit, ei-
nander zuzuhören, oder versuchen sie nur, ihre Standpunkte zu "pus-
hen"? WeIches Europa wollen wir?

Am englischen Beispiel verdeutlicht er, dass Gewerkschaften umso
verantwortungsvoller agieren (auch bei schwierigen Entscheidungen),
je mehr Verantwortung sie im Entscheidungsprozess haben.

Der soziale Dialog sei nicht durch Zufall entstanden, sondern er
gründe sich im Maastrichter Vertrag. Entscheidend für die Kooperati-
onsbereitschaft der Arbeitgeber sei dabei gewesen, dass sie gewisserma-
ßen nur unter der Androhung von Gesetzgebung ohne Mitgestaltungs-
möglichkeit bereit waren, die damaligen Themen (Tc1eworking, Stress
am Arbeitsplatz) im Sozialen Dialog zu verhandeln. Die Bereitschaft
der Arbeitgeber zur Kooperation im Sozialen Dialog habe heute nach
dem Wegfall des "legislativen Drucks" stark abgenommen.

Das neo liberale Konzept, dass Märkte auch ein vernünftiges Sozial-
system schaffen, sei gescheitert. Die gesamtwirtsehaftliche Perfor-
mance leide, und die soziale Dimension sei vernachlässigt. Heute stell-
te sich die Entscheidung, ob wir ein Europa a la Monet und Dc10rs wol-
len oder ein neo liberales Modell nach dem Vorbild der USA.

Der Makroökonomische Dialog (Kölner Pro7-Css) sei ins Leben ge-
rufen worden, um ein besseres gegenseitiges Verständnis zwischen
Geldpolitik, Fiskalpolitik und Lohnpolitik zu schaffen. Zur Zeit stün-
den wir noch bei übervorsichtiger Gcldpolitik, unkoordinierter Fiskal-
politik und Lohnwettbewerb. Es sei also an der Zeit, diese voneinander
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abhängigen Politikfelder auf einer politischen und einer technischen
Ebene näher zusammenzubringen.

Für Renate Hornung-Draus zeichnen sich die Themen des sozialen
und zivilen Dialogs vor allem dadurch aus, dass sie meist %U komplex sei-
en, in Richtlinien gefasst zu werden. Daher böten sie sich auch weniger
für einen regulatorischen Ansatz an, sondern für gemeinsame Analysen
und Empfehlungen. Sie hält es für wichtig, dass die Zivilgesellschaft zum
einen nicht die Rolle der Politik übernehme, weil ihr dazu die Legitima-
tion fehle, und sie zum anderen nicht staatlich verordnet werden könne.
Das Verhältnis der partizipativen zur repräsentativen Demokratie sieht
sie als ein sich gegenseitig ergänzendes. Die Verbände übernehmen ge-
wissennaßen einen Transmissionsmechanismus. Interessenkonflikte sei-
en aber nur durch die repräsentative Demokratie zu lösen.

Sozialpartnerschaft sieht Frau Hornung~Draus als Wesens merkmal
europäischer Gesellschaften. Voraussetzung für das Funktionieren des
Dialogs sei Repräsentativität der Verbände und eine Konfliktlösungs~
kultur, so dass autonome Lösungen auch durchsetzbar seien. In vielen
der Erweiterungsländer habe der Realsozialismus w einer Zäsur in der
Kultur des sozialen Dialogs geführt, daher gelte es einerseits, Unterstüt-
zung zu leisten beim Aufbau repräsentativer Verbände, und andererseits
die Kultur des Einander-Zuhörens zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern, aber auch und vor allem zwischen Ost und West, zu stärken.

Die Motivation für die Kooperation der Arbeitgeber im Sozialen
Dialog sieht sie differenzierter als ihr Vorredner, nämlich auch darin,
dass Kompetenzen von der nationalen Ebene auf die Europäische Ebe-
ne verlagert wurden. Der Bottom-up-Ansatz bei diesen Themen sollte
aber durch die Verlagerung nicht verloren gehen, weil dies zu einer kal~
ten Entmachtung der Sozialpartner führen würde. Bezüglich der Lohn-
verhandlungen sieht sie den Ansatz aber darin, noch stärker als bisher
zu differenzieren und auf die betriebliche Ebene zu verlagern.

Gerhard Huemer referiert, dass angesichts des U mstrukturierungs-
prozesses der Industrie die Herausforderung für die kleinen und mitt-
leren Unternehmen (KMU) immer größer und die Themen, welche die
KMU betreffen, immer breiter werden. Dadurch ergibt sich auch für
die KMU eine steigende Notwendigkeit der Einbindung in den sozia~
len Dialog, vor allem und gerade weil die Diskussion Themen umfasse,
welche die KMU zwar sehr unmittelbar betreffen, deren innerbetrieb~
lichen Möglichkeiten aber übersteigen. Die Einbindung der KMU in
den sozialen Dialog sei sehr unterschiedlich und historisch bedingt.

Eine zentrale Rolle spiele dabei das Schlagwort Flexicurity: Schaffen
wir es, den ArbeitnehmerInnen jene Sicherheit zu geben, die sie brau-
chen, um die Bewegungen mit zu vollziehen, die der Strukturwandel
mit sich bringt? Die Sicherheit für die ArbeitnehmerInnen sei die Vo-
raussetzung für die Bereitschaft zum Wandel.
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Für die KMU ergeben sich angesichts des Strukturwandels folgende
Schwerpunkte: Großbetriebe lagern die Flexibilität zunehmend auf die
KMU aus, die KMU können die Sicherheit aber nicht im gleichen Ma-
ße innerbetrieblich bieten wie Großbetriebe. Die Sicherheit müsse da-
her auf einer überbetrieblichen Ebene geboten werden können. Ähn-
lich verhalte es sich mit der Weiterbildung: Auch hier sind vor allem für
KMU überbetriebliche Ansätze notwendig. Eine besondere Herausfor-
derung für die KMU stelle die Konkurrenz der Schattenwirtschaft dar.

Zum Arbeitsprogramm des sozialen Dialogs bemerkt Gerhard Hue-
mer, dass die Themen bisher weitgehend durch die Kommission vorge-
geben waren, das jetzige dagegen viel autonomer bestimmt sei. Die ge-
meinsame Analyse als Teil des Arbeitsprogramms sei als Test für den
Sozialen Dialog zu sehen. Das institutionelle Setting des Sozialen Dia-
logs (single issues) mache Kompromisse insofern schwierig, als inner-
halb der einzelnen Punkte kaum win-win-Situationen gegeben seien.
Kompromisse werden dort leichter fallen, wo ganze Pakete verhandelt
werden und so ein Abtausch über ein Thema hinaus möglich ist.

Vladimfr Matousek berichtet, dass die tschechischen Gewerkschaf-
ten in den neunziger Jahren gewissermaßen bei null begannen und noch
immer in einem Entwicklungsprozess sind. Wie in vielen MOEL stell-
te die Transformation (Privatisierung, Restrukturierung, ...) die Ge-
werkschaften vor besondere Herausforderungen. Mittlerweile wurden
in einigen Sektoren "normale" Lohnverhandlungsstrukturen erreicht.
Matousek geht auf drei Ebenen der Verhandlung ein:

Tripartite Verhandlungen, in denen die Themen Arbeitsmarkt und
Pensionssystem dominieren. Die Entwicklung dieses sozialen Dialogs
erfolgte parallel 7:UrEntwicklung der Zivilgesellschaft. Der soziale Dia-
log in Tschechien sei also ein sozialer Dialog im engeren Sinne.

Sektorale Ebene: Kollektivverträge werden auf Branchenebene (In-
dustrie) abgeschlossen. Probleme gebe es, Kollektivverträge mit allge-
meiner Gültigkeit abzuschließen.

Unternehmensebene: bei transnationalen Unternehmen (TNU) erge-
be sich das Problem, dass durch die Überbezahlung in diesen Betrieben
der Organisationsgrad relativ gering sei. Dadurch werden TNU (Bei-
spiel Automobilindustrie) zum Problem für den nationalen sozialen
Dialog.

Die Restrukturierung habe aber auch neue Selbständige und Schein-
selbständige hervor gebracht, vor allem in der IKT-Branche und ande-
ren umernehmensbezogenen Dienstleistungen, die ebenfalls schwer zu. . .
orgamsleren selen.

Der soziale Dialog auf EU-Ebene dient dem nationalen sozialen Dia-
log als Orientierungs hilfe. Nationale Koordination und Analyse der
Themen Makropolitik, Lohnpolitik und Produktivitätsentwicklung er-
folge in Tschechien vor allem im Dialog mit der Nationalbank.
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EIN EUROPÄISCHES SOZIALMODELL: DIE ROLLE DER
INTERESSENVERBÄNDE

Einleitung

Überlegungen zum Sozialmodell Europas bedürfen einer doppelten,
nämlich einer normativen und einer praktisch-empirischen Perspekti-
ve. Denn zum einen leitet sich jedes Sozialmodell aus normativen Kri-
terien und Werten ab. Andererseits macht es aber aus praktischer Sicht
keinen Sinn, über bloße Utopien zu diskutieren. Vielmehr müssen sich
solche Debatten auch an den empirisch vorfindbaren Gegebenheiten in
Europa orientieren. In dieser Hinsicht lässt sich eine außerordentlich
große Vielfalt der Sozialmodelle auch im innereuropäischen Vergleich
konstatieren (z.B. Aust et al. 2000, Crouch 1999). Nichtsdestoweniger
lassen sich die Grundmuster eines gemeinsamen Europäischen Sozial-
modells identifizieren, wenn man die normative Perspektive mit der
empirisch-komparativen Perspektive verbindet, und sich dabei auf sei-
ne Kemfunktion, die wirtschafts- und sozialpolitische Regulierung,
konzentriert.

Darüber hinaus ergibt sich ein vollständiges Bild des europäischen
Sozial modells nur dann, wenn man es sowohl aus einem statischen als
auch aus einem dynamischen Blickwinkel betrachtet. Der statische
Blickwinkel gibt Einblick in die Grundarchitektur des Europäischen
Sozialmodells. Aus dynamischer Sicht geht es um den Wandel des Mo-
dells im Zeitablauf und um die Herausforderungen in der Zukunft. Im
Folgenden wird zunächst die Grundarchitektur des Europäischen So~
zialmodells dargelegt, und sodann auf seine Dynamik eingegangen.

Die Grundarchitektur des Europäischen Sozialmodells

In Bezug auf die Grundarchitektur lässt sich ein zentrales Charakte~
ristikum des Europäischen Sozialmodells vor allem im Vergleich zu den
USA feststellen: Dieses Charakteristikum Europas ist die tragende Rol-
le der Verbände in der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Es sind also die
Verbände selbst, die dem Europäischen Sozialmodell ihr unverwechsel~
bares Profil geben. Wie die genauere Betrachtung zeigt, beruht das Fun-
dament des Europäischen Sozialmodells auf einem Klassenkompromiss
zwischen den Verbänden der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber. Die-
ser Kompromiss umfasst eine inhaltliche, eine prozedurale und eine in~
stitutionelle Dimension. Die inhaltliche Dimension leitet sich aus ei-
nem interessenpolitischen Basiskompromiss ab (Abb. 1). In seinen
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Grundkonturen bringt er für die Arbeitgeber den Vorteil sozialen Frie-
dens, geringerer Transaktionskosten und größerer Planbarkeit in den
Arbeitsbeziehungen, und für die Arbeitnehmer den Vorteil der Teilha-
be am wirtschaftlichen Fortschritt. In prozeduraler Hinsicht gründet
der Kompromiss - und damit das Europäische Sozialmodell- einerseits
auf der wechselseitigen Anerkennung der Verbände; und anderseits auf
der Unterstützung und Beförderung der Kooperation zwischen diesen
Verbänden durch den Staat (Abb. 2). Aus prozeduraler Sicht kenn-
zeichnet das Europäische Sozialmodell die Kooperation zwischen Un-
ternehmerverbänden, Gewerkschaften und dem Staat, wobei sich im
Ländervergleich außerordentlich große Unterschiede in der Art der
Unterstützung durch den Staat erkennen lassen: Das Spektrum umfasst
unter anderem finanzielle Zuschüsse; die gesetzliche Pflichtmitglied-
schaft; die Stärkung der Autorität der Verbände gegenüber den Mitglie-
dern, zum Beispiel in Form der gesetzlichen Friedenspflicht während
der Laufzeit von Kollektivverträgen; und schließlich die Übertragung
von Regelungskompetenzen an die Verbände, wie sie auf Ebene der EU
zum Beispiel durch das Sozialprotokoll des Maastrichtvertrags begrün-
det wurde. Derlei staatliche Hilfen sind für die Handlungsfähigkeit der
Verbände essentiell, weil ihre Grundfunktion in der Bereitstellung kol-
lektiver Güter liegt. Aus der Bereitstellung kollektiver Güter, wie wm
Beispiel der Interessenvertretung gegenüber dem Staat, ziehen sowohl
die Mitglieder des Verbandes als auch die Nichtmitglieder ihren Vorteil.
Deshalb setzt die Bereitstellung kollektiver Güter durch die Verbände
keinen Anreiz zum Erwerb der Mitgliedschaft in den Verbänden (01-
son 1965), sodass das Europäische Sozialmodell, das den Verbänden ein
besonders großes Engagemcnt in der Bereitstellung kollektiver Güter
abverlangt, flankierende staatliche Unterstützung erforderlich macht.
Das Gegcnmodell zu diesem Arrangement bilden die USA. So engt
zum Beispiel das US-Arbeitsrecht den Geltungsbereich von Kollektiv-
verträgen auf den einzelnen Betrieb bzw. auf das einzelne Unternehmen
ein, und schließt damit die Kooperation von Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbänden im Bereich der Kollektivvertragspolitik aus, mit
der Konsequenz, dass es in den USA keine Arbeitgeberverbände gibt.

Diese Überlegungen zur Rolle des Staates bringen uns zur institutio-
nellen Grundlage des Klassenkompromisses und damit des Europäi-
schen Sozialmodells (Abb. 3). Diese institutionelle Grundlage umfasst
vier Dimensionen. Erstens erfüllen die Verbände eine Konsultativ- und
Beratungsfunktion im Rahmen der staatlichen Willensbildung. Zwei-
tens fällt den Verbänden eine autonome Regulierungsfunktion in spe-
zifischen Politikbereichen zu. Derlei Regulierungsfunktionen werden
vor allem von den Verbänden der Arbeitgeber und Arbeitnehmer wahr-
genommen. Den Kernbereich dieser Regulierungsfunktionen bildet da-
bei die kollektivvertragliehe Regulierung der Arbeitsverhältnisse. An-
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dere wichtige Bereiche autonomer Regulierung durch die Verbände
umfassen die Fort- und Ausbildung sowie die Wirtschaftsförderung.
Ein inklusiver Wohlfahrtsstaat ist ein weiteres institutionelles Element
des Europäischen Sozialmodells. Inklusiv bedeutet in diesem Zusam-
menhang, dass er die Mehrheit der Bevölkerung umfasst und die Mehr-
heit der sozialen Risiken abdeckt. Die zentrale Bedeutung der Sozial-
partnerverbände für das Europäische Sozialmodell zeigt sich in diesem
Bereich darin, dass die Verbände an der Verwaltung der öffentlichen So-
zialversicherungssysteme teilnehmen, oder sie zum Teil auch autonom
im übertragenen Wirkungsbereich administrieren. Schließlich zählt
auch die formalisierte Mitsprache der Repräsentanten der Arbeitneh-
mer innerhalb des Betriebes und der Unternehmen zu den Grundinsti-
tutionen des Europäischen Sozialmodells. Neben der Institution des
Europäischen Betriebsrats gibt es eine Vielzahl von Vertretungssyste-
men in den Mitgliedsländern. Diesbezüglich lassen sich drei Grundva-
rianten unterscheiden: Belegschaftsvertretungen der Gewerkschaften;
Betriebsräte, die formal unabhängig von den Gewerkschaften bestehen
und damit zu einem dualen System der Arbeitnehmervertretung füh-
ren, und drittens Mischformen. Alle Systeme sind mit der Ebene der
Verbände durch ihre Ankoppelung an die Gewerkschaften verbunden.
Im Fall der dualen Systeme geschieht dies dadurch, dass die Gewerk-
schaften für die Betriebsratswahlen kandidieren und im Regelfall auch
die überwiegende Mehrheit der Betriebsratsmandate auf sich vereini~
gen.

Abbildung 1: Die inhaltliche Dimension: Grundlegender Trade-off

Vorteile für die

Arbeitgeber Arbeitnehmer

Effizicnzgewinn (z.B. geringere
Transaktionskosten )
Sozialer Frieden und größere
Planbarkcit in dcn
Arbeitsbeziehungen

Teilhabe am wirtschaftlichen Fort-
schritt und an der Beschäftigungs-
regulierung

Abbildung 2: Die prozedurale Dimension:

• Wechselseitige Anerkennung der Sozialpartner
• Direkte und indirekte staatliche Förderung der gemeinsamen Regu-

lierung und des sozialen Dialogs
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Abbildung 3: Die institutionelle Dimension

• Beratungsfunktion: Teilhabe der Sozialpartner an der staatlichen
Willensbildung

• Autonome RegulierungsfuI1ktion: kollektivvertragliche Regelung
der Arbeitsverhältnisse und andere übertragene öffentliche Aufgaben
(z.B. Fort- und Ausbildung; öffentliche Programme zur Wirtschafts-
förderung)

• Der inklusive Wohlfahrtsstaat, an dessen Verwaltung die Sozialpart-
ner teilnehmen

• Partnerschaft innerhalb der Unternehmen, auf der Grundlage eines
formalisierten Systems der Mitsprache der Arbeitnehmerrepräsen-
tanten

Dieser Überblick über die institutionelle Grundlage des Europäi-
schen Sozialmodells unterstreicht den tripartistischen Charakter dieses
Modells: Neben den Verbänden selbst ist der Staat der dritte Akteur.
Dieser Umstand führt uns zu der Frage, was den Staat dazu veranlasst,
sich an diesem Modell zu beteiligen und darüber hinaus wesentliche in-
stitutionelle Grundlagen für dessen funktionsfähigkeit bereitzustellen.
Diese Frage stellt sich vor allem deshalb, weil sich aus der Perspektive
der Staatsorgane mit diesem Modell auf den ersten Blick erhebliche
Nachteile zu verbinden scheinen (Abb. 4). Denn zum einen bedeutet
die Teilhabe der Verbände an öffentlichen Aufgaben einen grundlegen-
den Machtverlust für die Staatsorgane; zum anderen wird die Politik-
formulierung für die Staatsorgane schwieriger: Die Einbindung der
Verbände verkompliziert den Entscheidungsprozess, weil umfassende
Kompromisse gefunden werden müssen, die oft nur in einem langwie-
rigen zeitraubendem Prozess zustande kommen. Diesen Nachteilen
stehen allerdings auch drei Vorteile der Einbindung der Verbände ge-
genüber. Erstens erhält der Staat systematischen Zugang zur Expertise
der Verbände, über die er in vielen Fragen nicht selbst verfügt. Zwei-
tens trägt die Einbindung der Verbände auch 7.ur Legitimation der
staatlichen Entscheidungen bei, indem auch die Verbände die Verant-
wortung für diese Entscheidungen teilen. Drittens bietet die Einbin-
dung der Verbände auch die Chance, durch Kooperation die Effektivi-
tät der wirtschafts- und sozialpolitischen Regulierung zu erhöhen. Ein
solcher Zugewinn an Effektivität ergibt sich dann, wenn es durch die
Einbindung der Verbände gelingt, sowohl Marktversagen als auch
Staatsversagen zu vermeiden. Marktversagen manifestiert sich in einem
unzureichenden Angebot an öffentlichen Gütern. Überlässt man zum
Beispiel die Aus- und Fortbildung der Arbeitskräfte allein den Unter-
nehmen, bleibt das Angebot an qualifizierten Arbeitskräften sowohl in
quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht hinter der Nachfrage zu-
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rück. Wenn der Staat diese Aufgabe übernimmt, kann es zur Überregu-
lierung in der Weise kommen, dass die staatlichen Vorgaben zusätzliche
Kosten verursachen und den Anforderungen der Praxis nicht genügen.
Ein möglicher Ausweg aus diesem Dilemma besteht darin, diese Auf-
gabe den Verbänden zur Regelung zu übertragen.

Abbildung 4: Das Europäische Sozialmodell und der Staat: Nachteile
und Vorteile

Nachteile Vorteile

Machtverlust für die Staatsorgane Zugang zur Expertise der Verbände
Vcrkomplizierung des Entseheidungs- Erhöhte Legitimation dureh Koopera-
prozesses tion bei der Regulierung: Vermeidung

von Marktversagen und Staatsversagen

Aus der Sicht der Staatsorgane verbinden sich daher mit der Einbin-
dung der Verbände sowohl beachtliche Vorteile als auch beachtliche
Nachteile. Langfristig wird der Staat daher zur Einbindung der Verbän-
de nur in dem Mag tendieren, in dem die Vorteile die Nachteile über-
wiegen. Die entscheidende Determinante dieses Kosten-Nutzen-
Verhältnisses sind die Verbände selbst. Dabei geht es um die Kapazität
der Verbände, öffentliche Regulierungsfunktionen zu übernehmen. Je
gröger diese Kapazität der Verbände ist, desto gröger wird auch der
Nutzen des Staates, wenn er die Verbände in öffentliche Aufgaben ein-
bezieht. In dieser Hinsicht gibt es ein klares Kriterium, an der sich die
Regulierungskapazität der Verbände bemisst: Es ist ihre Rolle in der
kollektivvertraglichen Regelung der Arbeitsverhältnisse. Wie der inter-
nationale Vergleich zeigt, verfügen Verbände, die keine Kollektivverträ-
ge abschliegen, über signifikant weniger Mitsprachechancen in der
staatlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik als jene Verbände, die Kol-
lektivverträge abschliegen (Traxler 2004). Anders formuliert: Die
Trennlinie zwischen politisch einflussreichen und weitgehend einfluss-
losen Verbänden wird durch den bilateral kollektiven Kollektivvertrag
(Verbandskollektivvertrag) markiert. Verbandskollektivverträge wer-
den zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden verhandelt.
Sie begründen ein branchenweites oder sogar ein branchenübergreifen-
des Regelungsverhältnis, das man im Englischen als multi-employer
bargaining bezeichnet. Im Gegensatz kennzeichnet den Hauskollektiv-
vertrag (bzw. single-employer bargaining), dass der Kollektivvertrag je-
weils nur für ein einzelnes Unternehmen bzw. einen einzelnen Betrieb
zwischen Management und Gewerkschaft abgeschlossen wird.

Einen dauerhaften und relevanten Einfluss auf die staatliche Wirt-
schafts- und Sozialpolitik haben Arbeitgeberverbände und Gewerk-
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schaften nur in jenen Ländern, in denen sie bilateral-kollektive Kollek-
tivverträge abschließen. Die Gründe dafür sind leicht einzusehen. Ma-
kroökonomische Relevanz haben Kollektivverträge nur dann, wenn sie
für einen Sektor oder mehrere Sektoren gelten. Es ist diese makro öko-
nomische Relevanz, die den Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaf-
ten ein so großes politisches Gewicht verleiht, dass sie als Kooperati-
onspartner für den Staat bedeutsam werden. Es ist unter dieser Bedin-
gung ein Interesse des Staates, die eigene Wirtschafts- und Sozialpolitik
mit der Kollektivvertragspolitik der Verbände zu koordinieren. Hinge-
gen besteht kein systematischer Anreiz für den Staat, mit den Verbän-
den zu kooperieren, wenn der Geltungsbereich der Kollektivverträge
über einzelne Unternehmen nicht hinausgeht. Denn für sich genom-
men ist jeder dieser Hauskollektivverträge aus makroökonomischer
Sicht bedeutungslos; und den Verbänden selbst mangelt es an Kontrol-
le über die Regelung der Arbeitsverhältnisse. Dies bedeutet, dass es
Schlüssclakteure im Europäischen Sozialmodell gibt: Es sind dies die
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, die die Kollektivvertrags-
politik steuern und kontrollieren, indem sie entweder selbst Kollektiv-
verträge abschließen oder die Kollektivvertragsabschlüsse der niedrige-
ren Ebenen koordinieren.

Dynamik und Herausforderungen

Die bisherigen Betrachtungen haben den Blick auf die Grundarchi-
tektur des Europäischen Sozialmodells gerichtet. Zur Vervollständi-
gung des Bildes gilt es, diese statische Betrachtung um die dynamische
Perspektive zu ergänzen. Dabei geht es um die Frage, inwieweit das Eu-
ropäische Sozialmodell in der Lage ist, die Herausforderungen der Ge-
genwart zu bewältigen. Da die Verbände die eigentlichen Träger des
Europäischen Sozialmodells sind, richten sich diese Herausforderun-
gen primär an sie. Dabei handelt es sich um vier grundlegende Heraus-
forderungen (Abb. 5).

Abbildung 5: Die Spezifikationen des Klassenkompromisses aus der
dynamischen Perspektive
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Erstens: die Europäische Union beruht auf einem System der Mehr-
Ebenen Regulierung. Dies gilt naturgemäß auch für die Verbände.
Manche nationale Dachverbände der Arbeitgeber und Gewerkschaften
umfassen schon für sich genommen drei oder auch mehr hierarchische
Verbandsebenen. Hinzu kommt die supranationale Ebene in ihren viel-
fältigen sektoralen und sektorübergreifenden Ausformungen. Hier
geht es darum, die Kompetenzen auf die verschiedenen Ebenen nach
dem Subsidiaritätsprinzip so zu verteilen, dass jede Ebene handlungs-
fähig ist, und sich die Aktionen der einzelnen Ebenen sinnvoll ergän-
zen. Wenn man von der derzeitigen Kompetenzverteilung zwischen der
nationalen und der supranationalen Ebene innerhalb der Europäischen
Union als Maßstab für die Kompetenzverteilung innerhalb der Verbän-
de ausgeht, so besteht in den meisten Verbänden ein Ungleichgewicht
zuungunsten der supranationalen Verbandsebene.

Die zweite Herausforderung besteht in der tendenziellen Erosion der
Verbandskollektivverträge. Diese Erosion resultiert aus der schon län-
ger beobachtbaren Tendenz der Dezentralisierung der Kollektivverträ-
ge in Richtung auf die Untcrnchmens- und Betriebsebene. Diese De-
zentralisierungstendenzen sind als Reaktion auf die wachsenden Erfor-
dernisse einer flexiblen Regulierung der Arbeitsverhältnisse zu verste-
hen. Kritisch werden diese Tendenzen für das Europäische Sozialmo-
dell, wenn die Dezentralisierung soweit vorangetrieben wird, dass die
Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften nicht mehr in der Lage sind,
die Kollektivvertragspolitik insgesamt zu kontrollieren und zu koordi-
nieren. In diesem Zusammenhang ist ein weiteres Problem, dass in der
Mehrzahl der neuen Mitgliedsländer Verbandskollektivverträge kaum
existieren. Die schwindende Bedeutung dieses Kollektivvertragstypus
wirft deshalb Probleme auf, weil aus den zuvor ausgeführten Gründen
die Kontrolle über die Kollektivvertragspolitik der eigentliche Schlüs-
sel für die Mitsprache der Verbände in der Wirtschafts- und Sozialpo-
litik ist. So sind zum Beispiel die Sozialpartner für die Europäische
Zentralbank nur in dem Maß ein ernstzunehmender Gesprächspartner,
in dem die Sozialpartner die Lohnbildung in Europa tatsächlich zu re-
gulieren imstande sind.

Die dritte große Herausforderung, mit der das Europäische Sozial-
modell und seine Verbände konfrontiert sind, ist die Erneuerung des
Klassenkompromisses. Das bezieht sich vor allem auf die inhaltliche
Dimension dieses Kompromisses, nämlich den Interessenausgleich. Die
Statik dieses Kompromisses, das heißt seine Kernelemente, wurden
schon oben dargestellt (Abb. 1). Aus dynamischer Sicht ergibt sich die
Notwendigkeit, dass diese Kernelemente an die jeweiligen ökonomi-
schen Bedingungen angepasst werden müssen. Da sich die ökonomi-
schen Rahmenbedingungen im Zeitablauf ändern, stehen die Verbände
vor der Aufgabe, ihren Kompromiss immer wieder aufs Neue zu über-
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prüfen und zu revidieren (Abb. 5). Rückblickend lassen sich zwei his-
torische Spezifikationen des europäischen Klassenkompromisses un-
terscheiden. Die historisch ältere Spezifikation umfasst die wirtschafts-
politische Ära des Keynesianismus von der Nachkriegszeit bis Ende
der Siebzigerjahre. Der zentrale Regulierungsmechanismus dieser Pha-
se war die Einkommenspolitik, die eine spezifische Form des Interes-
senkompromisses ermöglichte: Im primären Interesse der Unterneh-
men waren die Bemühungen zur Eindämmung der Inflation und zur
Standardisierung der Beschäftigungsverhältnisse in der Weise, dass die
Konkurrenz um knappe Arbeitskräfte entschärft wurde. Für die Ar-
beitnehmer war wesentlich, dass Lohnerhöhungen als positiver Faktor
zur Stimulierung von Nachfrage und Wirtschaftswachstum anerkannt
wurden. Durch den Verfall des Keynesianismus Ende der Siebzigerjah-
re wurde dieser Variante des Interessenkompromisses die Grundlage
entzogen. In Reaktion auf die Verbreitung angebotsorientierter Wirt-
schaftspolitiken entwickelte sich ein neuer Interessenkompromiss. Sein
Ansatz beruhte auf einer wrückhaltcnden Lohnpolitik; auf dem Um-
bau des Produktionssystems in Richtung auf die flexible Erzeugung
von Qualitätsprodukten; und auf flankierenden sozialpolitischen Maß-
nahmen, wie zum Beispiel Frühpensionierungen. Dieser Ansatz ent-
sprach einerseits dem Interesse der Unternehmen an einer Stärkung ih-
rer internationalen Wettbewerbsfähigkeit und ihrem Interesse an der
Flexibilisierung der Beschäftigungsverhältnisse; andererseits entsprach
dieser Ansatz dem Interesse der Arbeitnehmer an der Sicherung der
Arbeitsplätze. In sozialpolitischen Maßnahmen wie den Frühpensio-
nierungen trafen sich die Interessen der Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer: Zum einen halfen sie den Unternehmen, ihren Personalstand zu
verjüngen und damit Produktivitätssteigerungen zu realisieren; zum
anderen standen sie im Einklang mit dem Arbeitnehmerinteresse an Be-
schäftigungssicherung. Auch diese Ausformung des Interessenkom-
promisses scheint mittlerweile erschöpft. Darauf deuten nicht nur die
Finanzkrise des Wohlfahrtsstaates hin, sondern auch die Zunahme der
Arbeitslosigkeit und der sozialen Ungleichheit in Europa, die darauf
schließen lassen, dass der Fokus auf flexible Qualitätsproduktion zu
wenig Arbeitsplätze im Verhältnis zum Angebot an Arbeitskräften
schafft.

Die Verbände stehen deshalb vor der Aufgabe, ihren Interessenkom-
promiss zu erneuern. Es geht dabei um nichts weniger als um den Fort-
bestand des Europäischen Sozialmodells, das ohne einen solchen Inte-
ressenkompromiss nicht existieren kann. Diese Aufgabe wird dadurch
erschwert, dass die gegebenen Probleme der Arbeitslosigkeit und der
sozialen Ungleichheit kaum allein mit den Mitteln der Kollektivver-
tragspolitik und der Arbeitsmarktpolitik bewältigt werden können. Er~
forderlich wäre die Konzertierung aller wirtschafts- und sozialpoliti-
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schen Politikfelder unter Einbeziehung der Verbände. Infolge der Frag-
mentierung des politischen Prozesses in der Europäischen Union ist ei-
ne solche Konzertierung allerdings nur schwer realisierbar. Zum einen
gibt es Koordinierungsdefizite zwischen der nationalen und der supra-
nationalen Ebene; zum anderen wird die Politikkonzertierung auf der
supranationalen Ebene durch die Fragmentierung der Kompetenzen in
eine Vielzahl separater Ressorts erschwert.

Dies verweist auf die vierte große Herausforderung: die institutio-
nelle Inkohärenz der Europäischen Union. Gravierend ist diese Inko-
härenz infolge der bestehenden Asymmetrie von ökonomischer und
politischer Integration. Es ist davon auszugehen, dass die dauerhafte
Stabilität eines Institutionensystems von seiner Fähigkeit abhängig ist,
in gleicher Weise die ökonomische, politische und soziale Integration
seiner Gesellschaft zu gewährleisten. Es kann gewiss nicht darum ge-
hen, die Europäische Union in einen Zentral staat umzubauen. Unum-
gänglich ist es allerdings, die politische Integration der Europäischen
Union soweit zu vertiefen, dass die gegebenen, transnationalen ökono-
mischen und sozialen Probleme auch auf supranationaler Ebene syste-
matisch bearbeitet werden können. Der institutionelle Status quo ist
dazu nicht in der Lage, sondern droht zur Triebfeder erneuerter natio-
nalstaatlicher Rivalitäten unter ökonomischen Vorzeichen zu werden.
Ein Beispiel dafür sind die Tendenzen des nationalen Steuerwettbe-
werbs, die die Glaubwürdigkeit der Europäischen Union ebenso wie
die Finanzkraft der öffentlichen Hand aushöhlen.

Die Vertiefung der politischen Integration sollte für die Verbände ein
wichtiges Anliegen sein. Denn ihre Chancen und Möglichkeiten, ihren
Interessenkompromiss zu erneuern, hängen entscheidend von der po-
litischen Vertiefung der Europäischen Union ab. Dies liegt daran, dass
die fragmentierte Beschränkung auf die Mittel der Arbeitsmarktpolitik,
kaum die Grundlage bietet, die anstehenden ökonomischen und sozia-
len Probleme zu bewältigen. Damit steht aber das Europäische Sozial-
modell ebenso wie der dauerhafte Einfluss der Verbände selbst auf die
Wirtschafts- und Sozialpolitik auf dem Spiel.
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GRUSSADRESSEN

Christoph Leitl, Präsident der Wirtschaftskammer Österreich
Richard Leutner, Leitender Sekretär des Österreichischen Gewerk~
schaftsbundes (in Vertretung von Präsident Rudolf Hundstorfer)
Alfred Fim" Staatssekretär im österreichischen Bundesministerium für
Finanzen (für die EU-Ratspräsidentschaft)

"Die Ziele des Lissabon-Prozesses für Europa sind richtig, jetzt müs-
sen aber alle gemeinsam anpacken, damit das Wachstum in Europa
nachhaltig anspringt. Wir brauchen das Wachstum, um uns die hohen
Umwelt- und Sozialstandards leisten zu können. Und Wachstum
schafft Arbeit und damit Identifikation mit Europa" , forderte Präsi-
dent Leid zu verstärkten Anstrengungen auf. Ein Wachstum von
3 Prozent führe in 5 Jahren zu 10 Millionen neuen Arbeitsplätzen, das
überzeuge die Menschen, erläuterte Leitl. Ein zusätzlicher Beitrag da-
für sei auch das Kooperationsabkommen zwischen EWSA und Euro-
chambres, das Europa den Bürgern näher bringen soll. Die Globalisie-
rung sei ein Faktum, man müsse nun Europäische Werte in die Gestal-
tung der Globalisierung einbringen, wozu auch ein sozialer Rahmen im
Rahmen in der WTO sowie eine internationale Sozialpartnerschaft ge-
höre. Dann brauche man keine Furcht vor der Globalisierung zu haben.

Der Leitende Sekretär Richard Leutner, in Vertretung des erst spä-
ter eintreffenden Präsidenten Hundstorfer, erläuterte die lange Tradi-
tion der österreichischen Sozialpartnerschaft, die in der Periode nach
dem Zweiten Weltkrieg begann, als Österreichs industrielle Basis zer-
stört und das Land von vier Besatzungsmächten besetzt war. Die poli-
tisch verantwortungsvollen Vertreter aller Lager zogen ihre Lehren aus
der Zwischenkriegszeit, als ein Klima der Konfrontation zum Bürger-
krieg und letztendlich zum Verlust der Souveränität führte. Es war klar,
dass die Ziele wirtschaftlicher Wiederaufbau und politische Unabhän-
gigkeit nach dem Zweiten Weltkrieg nur erreicht werden konnten,
wenn diese Fehler vermieden wurden und die Politik in einem Geist der
Kooperation, des Dialoges und der Konsensbereitschaft agierte.

Staatssekretär Finz hielt abschließend das partnerschaftliche Heran-
gehen der EU an ihre zukünftige Entwicklung für eine wesentliche Vo-
raussetzung, um auf die Sorgen der Bürger einzugehen. Unter den zahl-
reichen Aktivitäten der österreichischen Präsidentschaft erwähnte er,
dass beim Europäischen Rat im März erstmals Vertreter der Sozialpart-
ner zu den Beratungen hinzugezogen waren. Er erinnerte daran, dass
der Europäische Rat die Initiativen des EWSA zur Einbindung der or-
ganisierten Zivilgesellschaft in die Umsetzung der Nationalen Reform-
programme ausdrücklich begrüßt hatte und forderte zur Fortsetzung
dieser Anstrengungen auf.
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SCHLUSSWORT

Thomas Delapina, Generalsekretär des österreichischen Beirats für
Wirtschafts~ und Sozialfragen

Nach zwei Konferenztagen mit der Erörterung eines zentralen The-
mas für die Zukunft Europas und für die sozioökonomischen Akteure
lässt sich zusammenfassend feststellen:

Die Herausforderungen sind enorm, und die Lage wird in Zukunft
sicher nicht einfacher werden. Unsere Aufgabe wird es weiterhin sein,
ein gemeinsames Europa zu bauen, das über die Sicherung des Friedens
hinausgehend zu einem sozialen Europa wird, zu einem Europa, das
den Menschen Lebens- und Arbeitsbedingungen nach ihren Vorstel-
lungen bietet, und auch entsprechende Chancen und Zukunftsperspek-
tiven.

Dazu reicht es nicht aus, Europa den Bürgern näher bringen zu wol-
len, also das bestehende Europa den Bürgern erklären zu wollen,
Europa zu kommunizieren. Dazu bedarf es neuer Ideen, neuer Kon-
zepte und Politiken, und dazu bedarf es vor allem starker, repräsentati-
ver Verbände der wirtschaftlichen und sozialen Akteure, die in deren
Erarbeitung eng eingebunden werden müssen.

Es gibt also ein gemeinsames Ziel, aber für den Weg dorthin gibt es
kein Idealmodell, sondern unterschiedliche nationale Ansätze je nach
Tradition und speziellen Gegebenheiten. Darüber muss ein Erfah-
rungsaustausch stattfinden, ein Dialog geführt werden, was auch
Zweck dieser Konferenz war.

Die Erfahrungen mit dem estnischen Wirtschafts- und Sozialrat ha-
ben jedenfalls gezeigt, dass alleine die Gründung von Verbänden oder
Institutionen wie ein WSR nicht automatisch zum Erfolg führt. Die Vo-
raussetzung für den Erfolg ist das Vorhandensein starker und repräsen-
tativer Verbände als Sprachrohr der Bürger.

Es gilt daher insbesondere, jene Kräfte zu stärken, die dafür kämp-
fen, dass Europa ein Projekt für die Menschen ist.

Im Namen des Beirats für Wirtschafts- und Sozialfragen der österrei-
chischen Sozialpartner möchte ich all jenen herzlich danken, die Zum
Gelingen dieser Konferenz beigetragen haben: den Referenten und Dis-
kutanten, allen, die hinter den Kulissen mitgeholfen haben, diese Ver-
anstaltung zu organisieren und abzuwickeln, insbesondere den Teams
von EWSA und von den österreichischen Sozialpartnern, und natürlich
den Dolmetschern für ihre hervorragende Arbeit, ohne die die Konfe-
renz gar nicht möglich gewesen wäre.
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OPENING SESSION

Herbert Tumpel, President of the Austrian Federal Chamber of Labour
Rudolf Sehwarzbäck, President of the Austrian Chamber of Agrieulture
Anne-Marie Sigmund, Presidem of the European Economic and Social
Committec

"It does not help the European idea, if we only talk about common
goals but not about the required instruments," Herbert Tumpel stated.
"Let's take the Lisbon objectives as an examplc: Europe agrees that
more growth and employment are important. But what do we need to
implement these objectives? This is where the deficiencies of the EU
lie", Mr Tumpcl criticised, and called for a larger, broader and more
open discussion. Participatory democracy did not require total agree-
ment in evcry respect - a positive culture of discussion was necessary
in order to thoroughly discuss what we had in common and what sep-
arated usoThe European Economic and Social Committee itself showed
how constructive and controversial discussions could take place. "Or-
dinary people's acceptance of the EU is declining in fundamental areas.
It is all the more important that there should also be concrete means to
attain common goals", Mr Tumpel said.

Mt Schwarzböck called fora permanent dialogue in which there
were no winners or losers, but rather the best possib1e convergence of
interests. "Globalisation is forcing Europe to be competitive. It is more
important than ever that, despite existing conflicts of imercst, we dis-
cuss as partners and find common objectives", Mr Schwar/.böck said.
Europe could serve as a model for the whole world in that respecL

Ms Sigmund stressed the need fm a common dialogue. "I find it
painful to hcar: "the peop1c in Brussels decide everything". Brussels is
after a1l only the place where decisions are taken, the decision nukers
are nationally based", Anne-Marie Sigmund said at the opening of the
conference. She emphasised the imponance of participation für the Eu-
ropean democratic model. People should be given the opportunity to
take part in the Europe<1ll decision-making process based on their ex-
periences and expectations. "Civil dialogue is a cemral matter. We necd
working structures", said EESC President Sigmund. And she conclud-
cd: "What are the qualities which make up a European? Apart of our
European idemity is surely also the European economic and social
model. Wc need to reform it in order to be able to keep it."
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Frans van Waarden
Utrecht University

SOME CLARIFICATION OVER "DEMOCRATIC
PARTICIPATION" - IN EUROPE

1. A Need for some Conceptual Clarification

"Soeial dialogue", "eiviJ dialogue", "soeial demoeraey", "assoeiative
demoeraey", "partieipatory demoeraey": an uninitiated European eiti-
Zen like mys elf, browsing through the various doeuments produeed by
different European authorities and instittttions on these _topies, gets a
bit eonfused. Perhaps an indieation of the mueh lamcnted distanee he-
'tween European eitinns and the European poliey-making and poliey-
diseussing elite? An elite whieh - believe it or not - has invented all
these terms in order to reduee the distallCe and misunderstandings be-
tween European eitizens and their poliey-making elites!

What is the differenee between all these terms? What distinguishes
soeial from eivil, or soeial demoeraey from partieipatory demoeraey? Is
eivil soeietl' not "soeial", is it not eoming from "soeiety"? Can there be
a "eivil dialogue" that is not soeial? Or a soeial dialogue that is not eiv-
il, for that matter? Andwho ean partieipate in demoeraey if not soeial
aetors? Is "partieipatorl' demoerael''' thercfore not a plconasm? Can
there be anl' demoeraey without partieipation? Is not demoeraey al1
about partieipation of eitizens (eiviI dialogue!), of $oeial aetors, in pol-
ities?

I guess these terms have aequired their speeifie meaning in "Eu-
rospeak", in thc diseourse among those aetors aetive in Europem are-
na. But to the outsider, one of those European eitinns or soeial aetors,
the terminologl' is confusing at the verl' least. Onll' in the course of the
conferenee in Vienna did I dcvelop an idea about the different meanings
of the terms. In a11honesty, the variulls doeuments produeed bl' EU in-
stitutions on the topie and handed out at the eonferenee did nothing to

reduee the eonfusion. On the contrarl', thel' only added to it. Onll' bl'
earefully listening to the various speakers, how thel' use these terms, ar-
gue over them, eontradict others and their interpretations, did it grad-
ua11l' start to dawn on me.

Still, I feel a strong need for some elarifieation in this eoneeptual eon-
fusion. Let me makc an attempt at it. There is a problem here, as the re-
cent referenda in some Mcmber States on the European Constitution
luve demonstrated. What the elite wanted, had negotiated, was wi11ing
to aeeept, and defended, was not shared bl' many eitizens, by major seg~
ments of soeiety. The referenda were one form of "partieipatory
demoerael'''' whieh the poliey makers wereaetually not so happy with
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in hindsight. Many Dutch politicians lost their enthusiasm for referen-
da after the fatcful one on the European Constitution.

How to bridge the gap between citizens and the policy-making elite?
Apparently democraey - rule by the demos - is not suffieient. Tt is in
need of an adjective emphasising "partieipation". But: (a) partieipa-
tion of whom? (b) in what? (c) how? Through what ehannc1s?

a- Who participates?
As to the first question, "who" participates, many answers are pos-

sible: a11thc people, some of the pcople, or a seleet few, seleeted on the
basis of a wide variety of eharacteristics: age, gender, economie occupa-
tion, education, wisdom. The term eivil dialogue seems to point to a11
the people, citizens at large, bm it eould also mean eivil socicty organ-
isations: a11kinds of associations and clubs, from trade unions to public
interest assoeiations or even sports clubs. The term "social dialogue"
seems to refer to such a subeategory of people: those aetive on the labour
market (workers, employers) and their respective assoeiations, trade
1.\nions and employers' associations. Ir is aetua11y a eurious use of the
term "soeial", as it refers in essenee to an "eeonomic" identity of peop1c.

b- In what?
To participate in what? There are quite a lot of possibilities: the pub-

lie debate in general or speeifie debates on partieular poliey issues;
agenda setting for development of eolleetive public policy; poliey ad-
viee; poliey formulation; decision-making on poliey, norm setting, and
on the politieal rules of the game itself (such as a or the eonstitution),
poliey implementation and enforeement (think of laymen judges and
juries), policy feedback, poliey evaluation, aeeountability of poliey
makers.

Furthermore, the policies on wh ich "partieipants" are to give opin-
ions, advice, decide, or whieh they are to help to enforce, can differ
greatly. Legal norms - a eommon output of poliey - ean eoneern a great
range of citizens' behaviour, varying from murder or discrimination to
putting out the garbage some 110urs too early on the streer. The same
holds for publie goods that the co11ectivity should provide - from
armies to proteet us from foreign enemies to a traffie light on the cor-
ner of your street. And it holds for the decisions how mueh and whieh
taxes to impose on us a11to finanee these public güods, including the
enforeemeIlt of whieh legal nonns.

The terms "participatory demoeraey" or "soeial dialogue" do not
speeify any of these. They could refer to soeial partieipation in and/or
dialogue on any or a11of these activities. Greater specifieation would
not be superfluous; though of course it should be realised that keeping
it vague is often a strategy to mask differenees in opinion on these mat-
ters.
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e- How? Through which channcls?
Who partieipates, and in what, has eonsequenees for how. A small se-

leet publie eould direetly partieipate, as in local demoeraey, still pos-
sib1c on the town square in Appenzell or under the New England ap-
pIe tree. Larger bodies of the public, like the 450 million or so Euro-
pean eitizens, would be impossible to fit on the town square or under
the apple tree. And even if it were possible, it would produee a horren-
dous eacophony. Sueh large groups would require different ehanncls
Eor partieipation.

It eould be argued that modern teehnology provides new, even rev-
olutionary, opportunities for mass partieipation, no Ion ger limited by
the eonstraints oE publie spaee of the square, the street, ur the space un-
der the tree: the virtual "town square" " on the internet. It has no phys-
ieal spaee limits. But it has other ones, also characteristie of all publie
spaces: lack of attention on the part oE the listeners. Who eould grasp
at onee all the interests, opinions and ideas of 450 million internet blog-
gers? They all scream for attention, but the would-be reader has limit-
ed attention capaeity, and is eonfronted with information overload, re-
sulting in an experienee of eaeophony.

Ir should be notieed though that a limited number of eitizens in pub-
lic spaees ean have a significant impact. 30 000 plus demonstrators -who
still fit on an, albeit large - town square - against a reform oE welfare
state provisions, or against a government in general, can be a serious chal-
lenge to those in power, as the Dutch experienced in 1982 and the
Ukrainians in 2004. Most major revolutions in his tory ~ the American
in 1776, the Freneh in 1789, the Russian in 1917, the East German in
1989, the Ukrainian in 2004 - were ignited by mass meetings - though
of stilllimited sizes of masses - in city squares. Demonstrations and ri-
ots of "masses" of rather limited size have turned out to be able to put
governments under press ure, the more so when they are magnified by
tbe world press (e.g. also the reeent riots in the Freneh banlieues).

Partieipation of very large groups in poliey-making requires instru-
ments of aggregation, filtcring, scleetion, and redefinition oE the enor-
mous diversity of intercsts, opinions, belieEs and ideas to a limited num-
ber of eommon denominators.

One way of doing so is by simplifying the poliey issues, as is done
with referenda, which we call "direet demoeraey ", because every citi-
zen ean participate, though only give his opinion on a very limited
number of options: for or against the question, the proposal, the eon-
stitution. The problem is that nlost poliey issues are more eomplieated
than seems to be at first hand and have many different eharacteristics
and sides which are diffieult to do justiee to in a single digital deeision;
and they incur many different costs and bencfits, whieh are diffieult to
balanee in sueh adeeision. Thc issue of the European Constitution is a
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good example. It is diffieult to do justiee to sueh a detailed doeument
of several hundreds of artic1es and pages in a digital referendum. One
eould be for or against for a great many different reasons. Apart from
the text itself, that few will have srudied, there is the legitimaey of the
defenders at issue, the European Commission or the national govern-
ments. However, the referendum does not provide opportunities to
specify this. Henee one sees after the referendum on this European
Constitution a11 sorts of politieians and "experts" engaging in
hermeneuties of the vote, whieh an10unts to not mueh more dun spee-
ulation. Not surprisingly, the arguments listed fit their own poliey pref-
erences quite weIl i.e. a referendum allows for manipulation of the vote.

If one does not want to follow this road of simplifieation, the alter-
native is to use some instruments of aggregation, filtering, and seleetion
of the enormous variety of imerests, opinions, and heliefs to one deei-
sion-making centre. Usually this eonsists of aseries of staged aggrega-
tions of interests through what we eall "intermediary organisations",
imermediary, that is, between the eitizen and the poliey makers. Tried
and tested instruments of such "indireet demoeraey" have been:

(1) parliamems, politieal parties, and periodie eIections of their rep-
resentatives for parliament, the traditional intermediaries and filters in
representative demoeraey as we know it today.

(2) a territorial deeentralisation of deeision-making levels, as happens
with federalism: regulation at lower levels and filtering from lower lev-
els to lligher ones: from neighhourhood to munieipality, county, re-
gion/provinee/state/land, national, EU, and global level. The lower lev-
els dceidc what to regulate at their own level; and what should be passed
on to higher levels for more effeetive problem solving; alternativcly, the
higher levels of aggregation dccidc what they should regulate and what
should be delegated/deeentralised to lower levels, either for greater ef-
feetiveness or greater legitimaey. -

(3) a funetional deeentralisation of deeision-making levels, with low-
er level statutory organizations or associarions (with a legal status sim-
ilar to that of munieipalities), as exist in some countries for health eare,
eeonomic governanee or hydraulies.

(4) the judieiary, in particular the system of administrative courts, al-
lowing eitizens, and private and plIblic interest assoeiations to ehallenge
individual govermnent deeisions, and in the proeess voicc theil' opin-
ions and inflllenee government poliey.

(5) Charismatie politieal leaders. They owe theil' authority - and
henee indireetly theil' aeeess to the media - to formal state institutions,
but they add to aggregation by formulating and dcfending "eollective
interests" with which citi7:ens ean identify.

In addition to these formal filtering institutions, often listed in eon-
stitutions, there exists a variety of less formal ones:
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(6) the step-by-step aggregation through the channds of - usually
single issue - associations to peak assoeiations to advisory councils (of-
ten socio-economie) to the government. These associations differ from
political parties in that they represent one of many different (single) in-
terests of citizens in a specific rolc: as worker, employer, consumer,
breather of clean air, ehurehgoer, gun toter or football fan. Examples are
guilds, eh ambers, trade unions, trade associations, consumer assoeia-
tions, housing associations, associations representing pu blic interests
varying from environment to more room for cars or guns, charitable
organisations, sports clubs, etc. Furthermore, they differ from politieal
pa~ties in that they represent their interests not by ficIding eandidates
for popular elections but by lobbying poliey makers (see on associa-
tional democracy also Birst 1994 and Cohen and Rogers 1995).

(7) the old media (whose autonomy is usually constitutionally guar-
anteed): newspapers, magazines, radio, TV, etc., which allow not only
journalists but often readers to express their opinions.

(8) the new media: internet, chatrooms, bloggers; with Google and
similar search engines as filters and organisers of information.

(9) Sclection by "the street": The limited size of physical public space
and its visibility is in a way also a selection method. It organises the in-
terests of a selcetion of the population in streets, squares, or football
stadiums as if the selection was representative of the whole population.
Media coverage highlights and amplifies its influence.

(10) Public opinion polis. They are a private and voluntary variation
of referenda, providing ever more summary information to policy mak-
ers on the popularity of their policy initiatives and themselves as well.

(11) Individual experts (c.g. economists, lawyers, medical expcrts,
graduates of elite universities) and ihformalleaders, sometimes infor-
mally organi7:cd in "epistemic communities", who formulate policy
measures and/or provide intellectualleadcrship with which citizens can
identify, and around whom they can rally.

These different ehanncls exist furthermore in different forms and va-
rieties. The formal channcl of parties, elections and parliament differ
dcpending on the electoral system: majoritarian first-past-the-post or
proportional representation. There are different degrees of fedcral de-
centralisation and forms of federalism: congruent or non-congruent,
coopcrative or competitive. Associational systems can be pluralist or
corporatist. And the media ean be publicly owned and/or finaneed, or
commercially operated. Ownership can be coneentrated or diffuse.
This has consequences for the ease with whieh - and the price for which
- citizens can access such media.

All such characteristics will affect the manner in which these ehan-
nels are effective, cffieient, and consequently legitimate channcls for
"participatory democracy".
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The different channels for "participatory dcmocracy" are funetional
alternatives for each other, but have their different advantages and dis-
advantages of costs and benefits. Most of them luve been tried in his-
tory. And different countries have different experienees with them. As
a result, the existence and legitimacy of these different alternative insti-
tutions for interest and opinion aggregation differ between European
countries. This cffeetiveness and legiti-nucy affects of course the cost
and benefit balance, and that again in turneffectiveness and legitimacy.

Switzerland has a long and good experience with "participation of
all" in wh at we call direct democracy, either on the town square of Ap-
penzell or in a national referendum.

Federalism has been !ried by quite a number of countries, both large
(Germany) and small (Switzerland), and it is increasing in popularity.
Several countries have decentralised their polity in reeent decades
(Spain, Italy, Prance, the UK).

Given the initiators of this conference ~ the European Economic and
Social Committee and the Austrian Chambers of Labour and of Indus-
try - I will now focus on that particttlar system of challllels for "partic-
ipatory democracy" of which they themsclves form part: systems of in-
terest associations as challllels for "participatory demoeraey".

2. A Solution for the Lamented Democratie Deficit in Europe?

The interest in "participatory democracy" in EU eirc1es must stem
from thc oftcn lamented "democratic deficit" in Europe. Extra ehannels
for public participation in European policy-making seem to bc consid-
ered necessary. And the negativc votes on the European Constitution in
some Member States can indeed bc considered votes of no confidence of
the peoplc in European institutions, processes, and/or politieians. My
own negative vote in the Dutch referendum was at least motivated by a
d'eep distrust of the process of Europcan integration which seems to be
driven less by explicit political choice than by an almost aUtononlOUS
process of expansion of European statutory and case law, building on
fixed principles as the need for a "level playing field" on integrated Eu-
ropcan markets, robbing both national and supra-national governments
of much influcncc over the process. I called it in another paper the "bi-
cyde, steamroller, and flywheel theory" of European integration.

Can associative democracy, using thc ehannels of interest associations,
be a solution? After all, it hasa long and suceessful history in a number
of European countries. Can it bridge the gap betwcen European citizens
and their political institutions and politicians at EU-level?

Ir might, and we are trying, for examplc with the European Econom-
ic and Social Committee. But I see five possiblc problems that I will
shortly discuss:
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(1) The uneven existence, development, effeetiveness, popularity, and
legitimacy of assoeiational democracy across Europe.

(2) Related to this first problem: how representative are various as-
sociations for those parts of the European/national populations that
they profess to represent?

(3) Is there not a problem of 100 much particularism, too much sin-
gle-issue orienration, to the detriment of the overall picture of the
broad public interest?

(4) Is there no looming danger of too much professionalisation of
these associations? In the- sense that they lcss and less represent ordi-
nary citizens and more and more the interests of the expert association-
al elites that govern those associations or are employed by them?

(5) Will what works at "city" level (and in small nation-states) also
work at the mueh larger EU level? Is thercfore the distance between cit-
izens and the political EU elite not 100 great?

3. A Major Problem: Uneven Associational Traditions across
European History

Franz Traxler has, in another presentation at this conference, focused
on the costs versus benefits of associational democracy. Costs and ben-
efits, and henee their balance, are affected by thcir performance and
reputation. Their effectiveness and efficiency depends first of all on the
govcrning capacity of associations: their capacity to aggregate and
(re)formulate interests, 10 cffectively self-regulate their sector of socie-
ty, and their capacity to influence public poliey. This is also affcctcd hy
their legitimacy, by the trust of eitizens in them, and this legitimacy in
turn affects again their governability. Capacity and legitimaey can rein-
force eaeh other, but a n-egative spiral is also possible. Less effectiveness,
leading to less public trust in them, as a result even less effectiveness,
and so on. History has provided different European countries with dif-
ferent spirals: eirher positive or negative reinforcement. Given these
different historical experiences, the popularity of associative democra-
cy as participarory demoeraey differs subsrantially within Europe.

Northern and central continental European countries (Scandinavia,
the Netherlands, Cermany, Austria) have a rich experience wirh inter-
est intermediation through "corpora", "bodies" or associations of eeo-
nomic actors. Many can trace their origins to medieval guilds. Euro-
pean local economies, from Scotland to Hungary, and from Stockholm
to Florence, were in those days governed by associations of economic
actors, which also performed non-economic public tasks. Thus the
Hungarian association of fishermen had in the 13th eentury the task of
protecting apart of the city wall of Buda, now ealled the Fisherman's
Bastion (as our Hungarian conference participant mentioncd).
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Associations as organisation al express ions of civil society devcloped
most strongly in those parts of Europe where trade led to an early rise
of a middle class of merchanrs, next to and in rivalry with the existing
estates of nobility and clergy, who owed their existence, prosperity and
power to monopolies over, rcspectively, access to agriculturalland and
access to the hereafter. This was along major trading routes, rivers such
as the Rhine, the Danube, the Volga, and around sm aller seas like the
Mediterranean, the North Sea and the Baltic. Eventual1y the strongest
concentration of trading cities developed in a belt from cenrral England
via Belgium and the Netherlands, south-western Germany, Switzerland
and northern Italy to central Italy, connecting the North Sea and Baltic
with thc Mediterranem. This is still the most densely populated part of
Europe, radiating so much light that at night the occasional astronaut
can perceive it as a "blue banana". From the late Middlc Ages onwards
associations regulated economic and politicallife here. The "blue ba-
nana" is, by the way, one of the dimensions of state formation that the
famous Norwegian political scienrist Stein Rokkan (e.g. 1975) distin-
guished to explain and und erstand European state formation and social
cleavages, resulting in different political institutions and political par-
ties (see figure 1).

Figure 1:
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The other dimension, perpendicular to the city belt, is the distance to
Romc: the influence and competition of the dominant Roman Catholic
Church and the (legal) heritage of the Roman Empire. The closer to
Rome, the more emerging states had to confront the competition with
the power of the Pope. About half-way between Rome and Scandinavia
is more or less the dividing Ene between Catholic and Protestant terri-
tories (actually fixed in the 1648 '[reaty of Westphalia), if we omit spe-
eial cases like Poland and Ireland (where Catholicism provided the
identity to distinguish oneself from the dominant Protestant powers of
Prussia ami Britain).

Guilds and cooperatives provided regulations and other colleetive
goods (such as training) for their economic sectors, citizens' militias de-
fended the eity walls, charitablc organisations provided rudimentary
wclfare programs, and in thc Netherlands associations organised the
dcfence against flooding from the sea or the rivers. All these organisa-
tions were also forms of politieal interest aggregation and partieipation
(even before there was real democracy), a~d they were important rc-
cruitment channels for politicalleaders. (ln the Netherlands that is still
the case. Many post-war prime ministers have been former leaders of
trade unions or employers' assoeiations).

Thc power of these economic and political organisations of the mid-
dle dass stopped short the centralisation of political power in the
proeess of state formation, at least where strong eentralising forces re~
mained absent because of a lack of foreign threats and/or stable bor-
ders. I-Ience we still see in this part of Europe some small states (Bel-
gium, Luxembourg, Swit7:erland) and/or federally decentralised coun-
tries (Germany, Switzerland, Belgium, Italy in part).

1'0 the left and right of this central belt of trading cities the nobility
was less challenged by the rising middle classes in merchant cities (Tilly
1992). Here the economy retain-cd its base in agriculture, enhaneing the
power of the nobility. This faeilitated centralisation of politieal power
imo (near) absolutist states. Thus from Russia, Poland, Prussia, and
Austria to France, Spain and England political power became more cen-
tralised and left less "public regulatory space" for private assoeiations.

This diffcrenee persists to this very day, even after the changes that
in partieular the French Revolution and Napoleon brought (such as a
ban on guilds and political eentralisation in the Netherlands).

In northern and central Europe this tradition was eominued and/or
reinvigorated at the end of the 19th/early 20th eemury to contain class
conflict. Where there was less of a historie tradition, central rulers tried
to create top-down associational structures and self-governanee in or-
der to appease the demands for partieipation by the rising new classes
following the Industrial Revolution. This attempt was most successful
in Austria. The top-down creation of associations is still visible there in
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the extensive public tasks and powers that associations like the Cham-
bers of Labour, of Industry, of Artisans, and of Agriculture have. Here
the political rulers in the past reinfolTcd the position of associations as
intennediary channels in "participatory demoeracy" by providing
them with a status in public law and statutory duties and privileges
(compulsory membership, authority to tax and regulate the sector). The
Prussians - i.e. the Second Cerman Empire and the ThirJ Reich - tried
to do the same. The Na7is actually made membership of chambcrs and
guilds ("Innungen") compulsory in 1934, but it was prccisdy this that
redlleed their Icgitimacy somewhar. However, they still exist to this
day.

In France and the countries occllpied by the French revolutionary
arulies, the guilds were abolished around 1800. No "corps interme-
diaires" should stand between the citi7en and the state, as the experi-
enee of the ancien regime was that such corpora distributed privilcges
and went counter to the revolutionary value of formal equality bcfore
the law. Here, reinstatement at the end of the 19th century was more
difficult and private interest associations are still considered as mouth-
pieces of particularistic interests, lacking Icgitimacy because they pose
a threat to the "public interest". Unlike in the Netherlands and Switzer-
land, where Napoleon also abolished the guilds, there was no real
strong revival in the late 19th century. French trade unions are still
comparatively weak, notwithstanding the "noise" they occasionally
make with strikes and on the streets. They lack members (very low den-
sity ratios), are organisationally fragmented, and do not havc much in-
fluence on government.

Other large centralised countries on the periphery of Europe (Spain,
Britain, Poland) had for various reasons their own particular histories
of state formation and associational governance. But what they do havc
in COInmon is a relative weakly developed system of interest associa-
tions, and/or only limited involvement of any such associations in pub-
lic governancc.

The different historical experienccs as regards associations are re-
flected in recent data of trust of citizens in associations and member-
ship of such associations, as depicted in table 1.
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Table 1: Differential Popularity ofAssociations

TRUST in: DK NL CB D A B r 1 E

Trade Unions 51 (,2 41 37 39 36 30
Charity Associations 64 74 69 53 51 67 62
MEMBERSHIP of

At least 1 Associations 84 79 54 52 52 47 40 ]] ZR

Union/Polit.Party 52 19 11 9 11 8 4 4 3
Consumcr Associations 5 11 1 1 1 1 1 1 1
Environmcntal Asso(:iations 15 25 9 7 10 4 3 2 1

I Iuman Rights Associations 5 5 2 1 3 3 2 2 2
Sports Club 37 36 1') 28 19 19 18 10 10

Hobby Club 18 16 12 11 10 4 2 1 0

Snllrc~~ Socia~1 Cu]tureel Pl~nburc;ilu (2001) Süci.utl cn Clllturc<.~l Rapport 2000. N(:dt~r'Luld in FIJT'Opa...,Th~ l"bg;\l~,

Sr...la\$lIi \.g(~ver'i.i

These varying historieal expcricnccs imply that citizens in different
European Member States have different perceptions as to the usefulness
of assoeiations as an intcrmediary in their participation in public poli-
ey, in general in their own country, and hence also in Europe.

Given these different historical experienees, it will probably not be
easy to agree EU-wide on a major role of associations in "participa-
tory democracy". Thus it should come as no surprise that, for cxam-
pIe, the French members of the Europcan Economic and Social
Committee prefer to speak of "participatory democracy" and "civil
dialogue" as opposcd to "associative democracy" and "social dia-
10gue" and that also the British are more seeptieal about association-
al democracy, whilst the Austrians, Dutch and Germans seem to
evangelise over it.

4. Some Other Problems

The prospects for associational democraey are furthermore chal-
lcnged by a number of other trends. I will go over these shortly.

First, the old question of how representative associations are for thcir
domain and for th.e citizenry in general is acquiring new urgency, duc
to recent changes in associability of European citizens. Across the
board there is a decline in mcmbcrship and density ratios of tradition-
al "economic" interest associations, in particular the trade unions; and
an increasein membership of public interest assoeiations (for the envi-
ronment or human rights). This is already challenging the representa-
tiveness of such economie associations, a point particularly relevant for
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the European Eeonomic and Social Committee, where such economic
organizations have a near monopoly.

In part the problem is caused by the familiar problems of collective
action that voluntary interest associations experiencc (Olson 1965).
Thcy often produce public goods from which a11relevant citizcns prof-
it. Higher wages, job protection, and safer working conditions usually
also benefit workers that are not membcrs üf associations. If they can
benefit for free, why should they makc sacrifices (dues, abiding by as-
sociation rules) for it? One tried and tested solution to this threat of
"freeloading" undercutting associations has been compulsory member-
ship, either through contracts with employers (closed shop agreements)
or through statutory support from governmcnt, making association
membership compulsory, as with the Austrian and German Chambers
and thc Dutch statutory trade associations.

But incrcasingly these solutions are being perceived as questionable.
Is compulsory membership rcconcilable with the constitutiona11y guar-
anteed - perhaps some day also in a European constitution - freedom
of association? Defenders of compulsory membership could counter by
saying that "membership of the state" and "payment of taxes for pub-
lic goods" is also not voluntary. So what would be wrong in consider-
ing compulsory associations as "functiona11y defined "municipalitics"?
Could states in addition to tcrritorially defined subunits as building
blocks, not also have functionally dcfined building blocks? And if
nation-states can have these, why not the EU? .

A sccond problem is posed by the historical trend towards profes-
sionalisation of associational government. The essence of associational
democracy is seH-organisation and represcntation, i.e. the involvement
of citizcns as volunteers. How otherwise could associations function as
channels for participation by citizens? This characteristic is being cn-
dangercd by thc klllg-tenn trend whereby such original bottom-up
seH-organisations become profcssiona1iscd ami gradually ruled by an
associational expert elite. There is a trade-off here. Professionalisation
could increase effectiveness and efficiency, but at thc cost of memher-
participation. Additional problems have turned out to be: lack of trans-
parency in associational decision-making and associational interest ag-
gregation and representation; and favouritism, nepotism and corrup-
tion, in the absencc of checks and balances on the power of thc associ-
ational elite. Some solutions to this "tragedy" could be: manciatory pe-
riodic associational elections with morc than one candidate for posi-
tions, or mandatory lay representatives and govcrnors, following, for
example, the jury model in courts. But in the end one should pcrhaps
realise that the devc10pment of a governance elite cannot be avoidcd. Ir
also happens in politics in general. What isimportant is that this elite
remains rc1ativcly open and flexible, with easy entry and exit.
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A third problem with democratic part:icipation through associations
is the singlc-issue character of most of thcm.They do not have to bal-
ance a variety of interests and policy measures, and hence can behave
"irresponsibly" by concentrating on one specific interest, to the detri-
ment of others. This bas been a classic cause for dis trust of associations:
they do not and will not care for some "general public interest". Some
societal groups will find it easier to form powerful organisations, will
bence be privileged, and may exert disproportionate intluence, tbus bi-
asing public policies towards their particularistic interest. lt is the clas-
sie concern over politicallobbies. Many Amerieans, following the "eco-
nomic theory of regulation" (e.g. Stiglcr 1971), dis trust for that reason
even any public policy and public regulation. Ir cannot be but such reg-
ulation will have been influenced by some groups with a particularly
strong interest in tbat policy, and with particularly strong association-
al resources to exert pressure. Given the prevalence of associations, no
regulation can be trusted to be unbiased to specific interests.

Various solutions to this problem have been developed' in his tory.
Üne is the gradual development of large comprehensive (peak) assoei-
ations, which have to be coneerned with the various interests of a great
diversity of members, and which also cannot easily externalise the costs
of their policies and lobbies to outsiders, as, because of their compre-
hensiveness, there are not so many outsiders. Another solution has
been for the state to invite such particularistic interest assoeiations to

take up seats on councils or advisory boards. The incemive is the pos-
sible opportunity to have contact with publie policy-makers and to ex-
ert influence. The counter side is that governments luve invited many
different, including opposing, interests onto such councils, and each
one of them will- find themselves confronted with other interests,
against whom they will have to defend their own. The resulting ex-
change of visions, concerns, arguments, etc. should moderate extreme
particularistie positions, and facilitate gravitation towards somc broad-
ly shared consensus or compromise over wh at the public interest
should be. This idca lies also at the basis of tbe European Economic and
Social Committee: a forum where differem single-interest organisations
meer and are forced to confrom and exchange witb other imerests.

A final problem is thc question as to whethcr positive experienees at
some level of aggregation will also work at other levels of aggregation.
Can and will what has worked at some local and national (usually
small-country) levels - associative democracy - also work at European
level? Under wh at conditions could it become a solution fm the sup-
posed European dcmocratic deficit? I will end with some suggestions-
more questions than statements - which could strengtben thc position
of associations as challIlels for democratic participation in E\-lrope:
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• formal recognition of associative demoeracy in a future EU con-
stitution?

• allow for and faeilitate the development of more eompreheosive
(EU-wide?) associations, e.g. by giving such associations privi-
leged or eyen monopolistie recognition aod aeeess to EU poliey-
making deeisions, or by giving them some exc1usive tasks, rights
and authorities, in the self-regulation and/or enforeement of their
industries. This has been a successful government strategy in some
countries;

• inerease of representativeness, e.g. by allowing eompulsory mem-
bership;

• this eOllld require a less stringent EU competition poliey. Compe-
tition authorities have a tendeney to view many activities of eco-
nomic interest associations as "restraints of trade". If the EU wants
a viable assoeiative demoeraey as a form of partieipatory demoera-
ey, it should lcave some room for activities of soeio-economie as-
soeiations within its eompetition poliey by balaneing the eosts of
restraint of trade with benefits of associational involvement and
commitment to EU publie policy.

The alternative would be the American examplc. There, striet anti-
trust lcgislation has sinee the 1890s limited economie interest assoeia-
tions in their development. They are not nearly as comprehensive and
involved in seetoral self-reglllation and/or eooperation with state regu-
lation as in some European countries. The result has been a pluralist as-
sociational system with associations unabashedly stressing their own
particularistie interests.

The European Commission recently voieed eoncerns oyer the Brus-
scIs lobby cireuit. This is as yet more akin to American pluralism than
European corporatism (Streeck 1992). In such a plllralist lobby cireuit
the possible problems of associative demoeracy addressed in this paper
- lack of representativeness, expert rulc, lack of transparency,
favouritism, uncontroUed power - are likely to be greater than in asso-
ciational systems that eould develop more freely if they were less hin-
dered by eompetition poliey.
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PERFORMANCE DIFFERENCES IN EUROPE: SOME
HYPOTHESES ON THE ROLE OF INSTITUTIONS

1. Objective and outline

Low growth in Europe and persistently high unemployment have
raised the question whether it was the specific features of the European
Social Model which have led to these disappointing results. This paper
defines the characteristics of the European Socio-Economic Model, and
the differences between submodels in different European eountries
(following Aiginger, Guger, 2006A, B). It then outlines whieh specific
eharacteristics of the Nordic model and which ehanges and strategies
luve made these countries more sueeessful over the past ten to fifteen
years - after several crises in the seventies and eighties and even the first
half of the nineries. Specifically, we look at rhe role of institutions in
making the cauntries beuer able to cape with change. The paper is
structured as follows: rhe foUowing seetion defines the European
Socio- Ecanomie Model and irs variants. Then we camp are rhe per-
formance of the model types in the Iong and in the short term. Section
4 delineates rhe strategy of the successful Europcan countries. We then
analyse the differences in the ability of the Seandinavian countries and
the eontinental eountries to adapr to changes and the role that strong
inclusive institutions might play in this eontext. Section 6 summarises.

2. The European model: its variants and performance

We pragmatieally define the European Soeio-Economie Model in
terms of responsibiliry, regulation and redistribution (see also Aiginger,
Guger, 2006A, B):

• Responsibility: a rather broad responsibility of soeiety exists for
the welfare of individuals, sheltering rhem agairlSt poverty, and
providing support in case of illness, disability, unemployment and
old age; society aetively promotes and often provides edueation
and healrh. 1t supports families (either through transfers or by the
provision of eare and housing facilities);

• Regulation: labour relations are institutionalised; they are based on
soeial dialogue, labour laws and eollective agreements. The busi-
ness relations are rather rcgulated and are partly shaped by social
partners (at branch and firm levels). Administrative and eeonomic
regulation for product markers exists. Business start-ups depend
on permits and partlyon the qualifieations of owners or managers.
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• Redistribution: transfers, financial support and social services are
open to all groups; differences in incomes are limited by redistrib-
utive financial transfers, taxation, taxes on property and on be-
quests.

These three basic characteristies reflect the fact that the European
Model is more than just a social model in the narrow sense. Indeed, it
also influences production, employment and produetivity and thus
growtb and competitiveness and all other objectives of economic poli-
ey. Furthermore, the European Model influences social relationships,
cultural institutions and behaviour, learning, and the creation and dif-
fusion of knowlcdge. Finally, and this is specifically relevant to this pa-
per, it defines the ability to cope with extern al shocks and ebanges like
globalisation. We therefore prcfer to speak about a European Socio-
Economic Model rather than merely a social model.

The Socio-Economic Model of Europe may look rather homogenous
from the outside, but there are many important differences across
countries. lt is standard practise to distinguish between a Scandinavian
Model (often ealled the Nordie Model), a Continental Model (also
known as the Corporatist Model and sometimes as the Rhineland Mod-
el) and a liberal model applicable to countries with lcss market interfer-
enee, low transfers and underdevcloped public safety nets (the AngIo-
Saxon Model). Tbe "Anglo-Saxon Model" typically aims at a lower de-
gree of intervention in general, but then targets assistanee to the poor
people ("means-tested approach"). We furthermore ascribe the name
"Mediterranean Model" to tbe southern European countries, in which
a still low level of expenditure is combined with existing family net~
works. A fifth model, not yet e1aborated, may emerge in the future,
consisting of the new member countries (former socialist countries).
Several soeial institutions have been founded after the transition only;
they lack the financial means for a comprehensive welfare system and
the determination to eatch up with the old member countries. We will
thereforc call this fifth model the "Catching-up Model". Outside Eu-
rope, the US Model has lower levels of social expenditures and regula-
tion, thus sharing charaeteristics with the liberal model in Europe. We
therefore group Canada, Australia, and New Zealand into the "AngIo-
Saxon Overseas Model". Japan, as weIl as the other industrialised Asian
economies, remains an outsider to this discussion.

The Seandinavian Model is the most comprehensive, with a high de-
gree of emphasis on redistribution; social benefits are finaneed by tax-
es. The Nordic Model relies on institutionsworking closely together
with the .government. Trade unions are strongly involved in the admin-
istration of unemployme11t insuranee and training, and the model is
characterised by an active labour market policy and high employment
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rates. The Continental Model emphasises employment and wages as the
basis of soeial transfers. Transfers are finaneed through the eontribu-
tions of cmployers and employees. Soeial partners play an important
role in industrial relations, and wage bargaining is centralised. Redistri-
bution and the inclusion of outsiders are not high on the agenda. Thc
Anglo-Saxon Model emphasises the responsibility of individuals for
themselves,its labour market is not regulated and its competition pol-
iey is rather ambitious. Soeial transfers are smaller than in the other
models, more targeted and means-tested. Labour relations are deeen~
tralised, and bargaining takes plaee primarily at the level of the firm. In
the Mediterranean countries, social transfers are smalI; families still play
a significant role in the provision of security and shelter. Trade unions
and employer represcmativcs areimportant to thc rather centralised
bargaining proeess für wages and work eonditions. Employment rates,
in particular those of women, are low.

Figure 1:Social expenditures as a percentage o[ GD P
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"l'heScandinavian Model is practised in fivc countries, namely the three
coumries with the best (overall) performances ovcr the past 15 years
(Denmark, Finland and Swedcn; they are called the top 3 countries in
Aiginger, 2004) plus Norway and thc Nctherlands. The inclusion of the
Nctherlands in this grollp is the most comcmiolls choice, becausc thc
Dutch model is lcss ambitious, rcdistributes less and placcs lcss empha~
sis on gender cquality (at least up to thc nineties)'. We pool fivc coun~
tries in the Contincntal Model- France, Germany and Italy, which are
the thrcc big continental coumrics, plus Belgium and Austria, two high~
growth countries with top positions in per capita GDpG. Ir is striking

" 50m" amhors classify the N(th'Tlands as " member of the Continental Modell/,roul"
'Tt. is interesting tlut at least four of the six founding memh"rs 01' th" EU belong to this gmup. Th"
Netherlands is on the borderline bctween Ih" Continental and the 5eandinavian Models, and Luxcm-
bourg is betwccn Ih" Continental and the Angln-Saxon Models.
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that the Social Model typology groups Gennany and Franee together
into one groul'. When analysed in terms of intervention (high in Franee,
low in Germany), mode of industrial poliey (seetoral in France, hori-
zontal in Germany) or the importanee of nationalisation and competi-
tion poliey (with Franee favouring national champions, while in Ger-
many eompetition poliey is similar to a holy grail), these two countries
would be ascribed to different poliey approaches. Hut the literature is
undividcd when it comes to the inclusion of Franee and Germany into
the same group of "Social Models". There is a cerrain amount of dis-
agreement as to whether Italy fits better iuto tbis group or into the
Mediterranean groul'. Sinee we have delegated Italy to the Continental
group, the Mediterranean Model comprises Spain, Portugal and Greeee.
The Anglo-Saxon Model is championed in Europe by the United King-
dom. As far as the low degree of regulation and the social system are
coneerned, Ireland exhibits a eertain degree of similarity to the United
Kingdom, but poliey interventions have been intense, as is typical of a
eatching-ul' country: high shares of inward FDI, low taxes for business,
and a regional poliey sul'porting small and medium-sized firms. In Eu-
rüpe, these strategies are now the paradigm for catehing-up eeonomies.
Outside Europe, we group Canada, the USA, New Zealand and Aus-
tralia together, under the heading "Anglo-Saxon Model Overseas".
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Table I:

Performance: Short and long-term growth of GDP
1960/1990 1')90/200~ Uncmplüymcnt rate Emp]oym~nt raT.~
Annual growth in 0;;, 1990 2005 1~~0 2005

Scandinavian Model 3.3 2.3 4.7 5.6 73.3 74.2
Denmark 2.7 2.2 7.2 4.6 76.4 77.2
Pinland 3.9 2.0 3.2 R.4 73.9 68.6
Nerherlands 3.4 2.2 5.R 5.1 64.9 73.6
Sweden 2.9 2.0 1.7 6.H H3.0 73.7
Norway 3.9 3.2 5.2 4.0 74.8 77.7

Continental Model 3.5 1.7 7.3 8.9 64..1 66.2
Germany 3.2 1.7 (J.2 9.5 69.6 70.0
Francc 3.8 1.9 H.5 9.6 61.2 63.8
[raly 3.9 1.3 8.9 7.7 57.4 62.0
Bdgium 3.4 1.9 6.6 H.O 58.3 (,1.R
Austria 3.5 2.2 3.1 5.2 74.6 74.H

Anglo~Saxon Model Europe 2.6 2.7 7.3 4.6 70.7 71.9
Irdand 4.1 6.5 13.4 4.3 54.6 6H.6
Un.ited Kingdom 2.5 2.4 6.9 4.6 71.H 72.1

Mediterraneml Model 4.6 2.8 11.0 9..1 55.7 63.6
Greece 4.5 3.0 6.4 10.4 54.7 55.0
Portugal 4.R 2.1 4.H 7.4 70.0 70.5
Spain 4.6 2.9 13.1 9.2 53.2 64.1

Anglo-Saxon Model Overseas 3.6 3..1 5.7 5.2 72.0 72.9
USA 3.5 3.1 5.5 5.1 72.3 72.9
Canada 4.0 2.8 8.1 6.H 71.2 74.1
Ausrralia 3.H 3.5 7.0 5.2 69.2 72.1
New Zcaland 2.4 3.2 7.H 4.0 53.7 59'{,

EU .15 3.4 2.0 7.5 7.9 64.5 67.2

Japan 6.1 1.3 2.1 4.5 74.H 77.2

Catching-uJ1 Modell 2.5 7.5 61.2
Czech R.epublic 1.3 7.9 65.4
Hungary 3.9 7.0 56.2

EU 15/USA 0.96 0.65 1.36 1.55 0.H9 0.92

Sourc~: 1·:Ut'()SL~1. (AMFCO); ~lIb-aKKrCK;tItcs: weiRhted ~\'~r;lgt': nvCr t:ollntri(~s; EU-15 reported.

3. Surprising similarity in the lang term a~d even more surprising
differences in the short term .

Looking at economic performance in the long term, rhere are surpris-
ingly few differences between the European submodels and there is no
significant differencc in cconolllic growrh bcrwccn thc US aud the EU-
15. H anything, the Meditcrranean countries achicycd a slightly higher
growrh (which is interpreted as a catching~up process), and the Euro-
pean Anglo-Saxon countries suffercd from the plights first of Old
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Lahour and then of the Tron Lady, Margaret Thatcher. The interesting
divide has occurred since the nineties, whether measured from 1990 to
2005 or from 1995 to 2005 (or extended to 2006). Europe' s growth trails
that of the US, and more surprisingly, the cominental countries, France,
Gennany and haly are lagging behind most of all. In contrast, thc Scan-
dinavian countries reached an average growth rate of 2.6% and the
Anglo-Saxon countries in Europe enjoyed growth very near to that of
the USo The greatest surprise in our view is the recovery of the Scandi-
navian model. This is the most camprehensivcsocial model, with the
largest share of taxes and government in GDP. This invalidates the usu-
al foregone canclusion that Europe's growth problem originates in the
high cast of its social system7

•

If we cxtend the performance evaluation 10 other indicators than eco-
nomic growth, the difference becomes even greater. Unemployment is
much lower, and the employmem rate is higher in the Scandinavian
model, specifically if compared to the continental model. The fiscal bal-
ance shows a surplus in the Scandinavian countries, while the cominen-
tal countries a n d the Anglo-Saxon model in Europe as weil as in the
US run up deficits.

4. Carving out Jive strategy elements

If we look at the ecanomic policy of the successful Scandinavian
coumries over the past ten to fifteen years, the success strategy rests on
five pillars.

PilZar 1: Managed and balanced flexibility

Many economists stress the importance of flexibility for firms. Firms
which can hire and fire can adjust production 10 demand. Reducing reg-
ulation and specifically labour regulation is high on the agenda of many
liberal or neo-liberal economic think tanks. But it is not this notion of
flexibility which has been pushed recently in the Scandinavian coun-
tries. 'fhe flexibility of firms is supplcmented and even enabled by se-
curity for individual persons. Those losing their jobs are either offered
new ones or aretraining program. Replacemem ratios (unemployment
benefit in relation to wages) are high, specifically for low incomes. Part-
time work and temporary contracts are rather common, ami connected
with social henefits and individual choices. The share of male employ-

'Thc seeond surprise is that the two ex(reme models h.lVepraved better than the medium model (the
eontinental model). llowevef, it i, not dear whether the recovery of th" Anglo-Saxon eountri .. has
become permanent, or i., ~ refleetion of paar grawth in th" "ecades beiore, or whether it willla,t if
the budget defieit ".g. in the United Kingdam is trimm"d and if eHern al finanee imo !rela",! fad",
out.
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ees in flexible contracts is much larger than in continental countries.
Reduction of work time is often voluntary and reversible and adjusted
to personal choices. Thus it is flexibility for firms and persons, embed-
ded in a system of security, skills upgrading, and choice and gender
equality, which characterises the model. And the decision about the
specific work time and income does not only depend on the needs of
the market, but also on the prcferences of individuals. Government in-
terferes a little bit in the mies (e.g. making pro rata cntitlements oblig-
atory) and guarantees a balance between firms and employees. This new
type of flc~ibi1ity - different from the liberal notion of hiring and fir-
ing from a large pool of low-qualified labour (the Marxian "reserve
army") - is sometimes called flexicurity. I prcfer to call it "managed and
balanced flexibility".

Figure 2: Flexible contracts: Share of part-time plus fixed-term
conlracts
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Pdlar 2: Work pays and training is an obligation

Economies, specifically those und er the stress of rapid change, offer
jobs with varying wages and individuals have different capabilities.
Government tries to limit income differences by offering either subsi-
dies or tax crcdits to those earning low wages. Then it is always better
to work than to rc1y on subsistence payments. Wages are held high in

9J



the short run by tax eredits or subsidies, and people in this situation are
trained on and off the job. The tax wedge is low, increasing the incen-
tive to work for the employee and to hire for firms. Despite higher tax-
es in general, tax wedges in the Scandinavian countries are now lower
than in the continental economies. Business taxes are relativcly low:
wealth and energy are taxed in the Nordic countries. Mobility in re-
training is an obligation, by means of financial instruments but also by
press ure of efficient labour market institutions and trust.

Figure 3: Tax wedge: difTerence between gross and net wages
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Pillar 3: Fiscal prudence plus quality vigovernment

The Scandinavian countries were renowned in the seventics and
eighties for their permissive fiscal policies, undergoing one unSLlccess-
ful fiscal consolidation after the other. Since the mid-nineties they luve
aimed to achieve fiscal surpluses, first by capping the increase in expen-
ditures. They now a11have fiscal surpluses, a success reinvigorated by
accclerating economic growth. Within thc budget thc priority of future
investment and new activities is visible. Quality of budgets is impor-
tant, in the sense of boosting growth-stimulating expenditure. Public
sector management has been insta11ed, schools are efficient and quality
is monirored.
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Figure 4: Budget surplusldeficit
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Pitlar 4: Investment in the future

The Scandinavian countries are investing in research, education, life-
long lcarning and modern technologies such as leT and biotechnolo-
gy. All these expenditures are also targeted in the Lisbon Strategy, but
without success in other countries. The Scandinavian countries are
striving for cxccllence in innovation and education, and regional policy
is innovation-oriented.
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Figure 5: Investment in thefuture (in % ofGDP: R&D, education
and JCT expenditures)
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Pillar 5: Cansistent lang-term strategy

The countries follow a systematic four-partite economic policy-
making process. The strategy is shared by the trade unions, employer's
organisations, economic experts and goyernment. The strategy is con-
tinucd eyen if there is a change in the governing political party. Long-
term strategies are pursued; they are not only discussed but imp1cment-
ed, not only at one level of government but at a11,ancl also in schools ami
organisations. Their societies are indusive, supporting specifically the
poor, ineluding immigrants. Income differences are limited. People trust
in society and the government, aud dunges are interpreted as new op-
portunities, not as imminent danger..

Common elements in extreme models

It is interesting that som.e of these changes (summarised in Appendix
1) are implemeni:ed in the Scandinavian model as weIl as in the liberal
model, albeit at a different level. Wage supplem'ents exist in both mod-
els; the same holds for carrot and stick strategies and policies to balance
the budget by limiting expenditures. But the greatest surprise is that the
Scandinavian economies are able to make their social-economic system
fit für change, in spite of high taxes and government regulation.
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Figure 6: Adaptivity profiles: Scandinavian vs. Continental Europe
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Note: Data rder to 2003, 2004 or 2005; values outside the unit cirele
delineate less regulation, more flexible contracts, lower tax wedge and
lower unemployment, lower deficits and debts (relative to the EU-15
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5. The ability to change and the role 0/ institutions

Why have the continemal economies been unable to change, having
a lower burden of taxes and lower wages at least for the low-skilled seg-
mem? Thcrc is no definitive answer, but let us venture five hypotheses.

The cominemal countries have underestimated the need for change.
This may luve been the case for the large countries, Germany,France,
!taly; since export ratios are rather low in big countries and these eoun-
tries are home to large succcssful finm producing für the world mar-
kets. These coumries had experienced no major crisis in the nineties,
but enjoyed an albeit modest growth. 'fhe cotllltries were further de-
tracted by som.e experiments and shocks: this may have beeil the \ate
and radical privatisation and the reduction in working hours in France,
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unification of very different economies under the pressure of a single
currency in Germany, or regional conHicts and political turmoil in Iuly.
The leading continental economics furthermore had thc "middlc of thc
road" problem: since taxes were not specifically high, social expendi-
rures not excessive and research and education expenditures not really
low, the countries thought they could carry on without policy change
and without monitoring carefully the quality and efficiency of institu-
tions. Deregulation was low on the agenda, dcspitc thc fact that thc
labour markcts in all countries and product markets in France and Italy
wcrc rather strictly regulated. Investment in the future did not increase,
neither expenditure on research nor on education. Thc Scandinavian
countries realised that thcy could finance their - marginaIly trimmed-
we1fare model only if they excelled in future investment and generated
higher economic growth.

Figure 7: Collective bargaining coverage
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The continental countries have not paid attention to the problem that
their institutions are less comprcbcnsivc, and in particular favouring in-
siders. The Scandinavian coumries have more inclusive institutions and
maintained this approach in the nineties: they have always had a high
union density and have succeeded in keeping it high despitc the boom
in flexible contracts (part-time plus fixed-tcrm) as weIl as in increasing
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the eoverage of collective a~reements. This inclusiveness has allowed a
reduction in regulation especially for irregular contracts, since people
have feit sheItered by minimum wages, social assistal1Ce(with high re-
placement ratios für the lowest wage segment in particular) and trust.

Figure 8: Trade Union density
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The economic role of government and the role of experts are
greater in the Scandinavian countries, complementary to the influ-
ence of the Social Partners. This cooperation between government
and social partners is often called tripartite decision-making, in con~
trast to two-partite if only employers and employees cooperate. We
prcfer to call the system four-partite decision-making, since the ex-
perts form a fourth constituent group. Consistent, consensual
decision-making, with two ~roups focusing on special interests and
two agents on more general interests allows a quick response to
changes in the economic environment (e.g. those made necessary by
globalisation). Two-partite systems sometimes favour special interests
and rents, be it rents of oligopolistic firms or of existing employees
in large shc1tered firms. We use the term "sometimes", since there
are examples in which social partners are pursuing general economic
interests on their own (such as integration in the EU or fostering
technological change in the printing industry in Austria) and others
in which they serve more special interests.

97



The development of institutions has in general not been smooth in
most countries. There have been some pacts and partnerships brokered
with and without government, like the Wassenaar and Haarlem Agree-
ments in the Netherlands, and the National Mediation Commission
(Rehnberg Comnllssion) in Sweden. Less successful examples in the
same direction may have been the Alliances for Jobs in Germany, Italy
and Spain. Complcmentary institutions were created such as the Socio-
Economic Council in the Netherlands and the National Economic and
Social rorum in Ireland. Existing institutions like 'fEKES in Finland
were complemented with institutions focusing on smaller firms or re-
gional activities. There have been periods of conflicts, the demise of in-
tersectoral wage negotiations, the opting out of employer's organisa-
tions, the breakdown of bilateral negotiations. Alternative trade unions
were founded to cover new employment contracts (the Netherlands),
conflicts between major firms and SMEs in employer's organisations
occurred. All this meant that external shocks led to conflicts in existing
institutions, and the economies and the social system had to adapt.

Figure 9: Trade Union density and economic performance
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Trade union density is one of the best-documented indicators of the
importance of institutions in general and of the social partners in partic-
ular. It declined from 50 % in 1980 to 39 % on 2000 in the EU-15. This
average figure disguises the fact that it plunged from 36 % to
25 % in the continental countries, while being the highest and de-
ceasing only from 59 % (1980) to 54 % (2000) in the Scandinavian coun-



tries. And the rate was higher in 2000 in the Scandinavian countries than
it was in 1970. On the level of individual countries there is a modest
positive correlation between trade union density and economic per-
fonnance (sec Figure 9). Swcden, Denmark, FinIand, but also Austria
and Ireland have an above average ranking in an indicator on economic
performance (including growth, per capita GDP, employment") and
these countries have the highest trade union density. On the other side
of the equation, France and Spain have low trade union density and low
performance. Coverage of social bargaining - another well-document-
ed indicator on social partnership - increased in the nineties in the Scan-
dinavian countries and decreased in the continental countries.

Why could it be the case that strang, inclusive institutions might be
gooel für performance? The role of institutions in a world of globalisa-
tion and technological change has to adapt from defending the self-
interest of insiders to providing solutions for outsiders and those dis-
advantaged by rapid change (thus leading to growth, employment and
competitiveness). Or let us put it more succinctly: institutions change
from preserving rents to creating positive externalities. Modern Insti-
tutions encourage new abilities and qualifications and are shaping and
balancing flexibility ruIes. Strong, inclusive institutions - thus is our
tentative hypothesis - will be better able to internalise positive exter-
nalities amI to manage t1exible contracts than weak, decentralised insti-
tutions, which can only protect a sm.all and decreasing membership.

6. Summary

Thc European model is no harrier to compet1tlveness, if it is re-
fonned in the direction of fostering change and growth, improving in-
centives and qualifications. This is demonstrated specifically by the
Scandinavian countries, which now comhine - after several crises, de-
valuations, unsuccessful fiscal consolidation - rapid growth and full
employment with a comprehensive welfare system and a high priority
for ecological concerns and fairness.

The su~cessful countries had to undergo substantial changes to be
ahle to adapt their speeific version of the European Socio-Economic
Model to the challenges of globalisation. The strategy rests on five pil-
!ars: managed and balanced flcxibility, making work pay and training an
obligation, fiscal prudcnce plus quality of government, fostering invest-
ment in the future ami pursuing a consistent long-tenn strategy, embed-
ded in trust and strang institutions.

As far as institutions are concerned, the Scandinavian countries have
always had more inclusive instirutions, and fewer insider-outsider

• Scc Aiginger (2004) for ,he compositioTl "f the pel'formancc indic.nol'.
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problems. Tbey luve managed to maintain and to cxploit this proper-
ty: the coverage of colleetive agreements is increasing, trade union
membership is stable, both in contrast to the continental economies.
The inelusiveness of institutions and trust in soeiety has enabled these
countries to deregulate contraets, to makc use of part-time work and
fixed-term contracts without increasing poverty and exclusion. four-
partite decision-making seems to be nH~reopen to radical change than
two-partite pohey making, since at least two partners (government and
experts) will represent general interests. And the strong position of
company representatives and of the trade unions enables the eountries
to cope bettel' with the burden of change and with the reintegration of
"losers" than is the case with governmenr or expert-1cd change. The
burden of change is acceptab1c if it is derived from a positive vision and
if the burden is distributed in a fair way. Complex rcforms - such as in-
creasing flexibility and seeurity at the same time - are feasib1c in trust-
ing societies. Strang and inclusive institutions - including strong trade
unions and strong employers' organisation, will not lwcrexaggerate for
specifie interests, thus preventing Olson's petrification hypothesis. [n
thc ideal case, they will hclp to foster externalities (e.g. innovation, ed-
ueation, lifelong learning) thus making the economies more eompeti-
tive, whilc reducing unemployment, uneertainties and ecologieal prob-
lems.
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APPENDIX

Tablc Al:

Labour relations in different Socio-Economic Models
Tradc union Jen:'1itv C.lfCCr or, j\-,h'-r~b[~d Col1t~ctivc b;,lrgalnjn~

training covet";~g~
1970 Ino 1990 2000 1999 (980 1990 2000

In % P;l!"rici ~':;~~c in %
p:l.l.iuu-

rate hOllT:)

Scalldinaviall Model 52 .S.9 56 54 50 17 7S 75 112
Uenmark 60 7"J 75 74 53 22 70 70 80
!'inland 51 (,"J 72 7(, 50 18 "JO 90 ')0
N etherlands 37 35 25 23 41 15 70 70 80
Sweden 68 80 80 7') (,1 18 HO 80 ')0
Norway 57 5H 59 54 16 70 70 70

Comitu.'1ltal Model 32 36 2'J 2S 35 11 81 114 79
C;ermany 32 35 31 25 32 ') 80 80 (,8
France 22 1H 10 10 46 17 80 90 ')0
ltaly 37 50 39 35 26 8 80 80 80
l1e1gium 41 54 54 56 41 LI "JO 90 90
Au.;t.ria (,3 57 47 37 31 9 95 "J5 95

Anglo-Saxon Model
Eumpe 45 5/ 40 31 49 13 70 40 30
lrdand 53 57 51 38 41 17
Unired Kingdom 45 51 39 31 49 13 70 40 30

Mediterram'all Model 19 17 18 22 10 53 50 68
C;fCCc<: 39 32 27 15 (,
Pürm",al (,1 32 24 17 7 70 70 80
Spa;n 7 11 15 25 11 60 70 HO

Anglo-Saxoll Model
Over,<eas 28 24 17 14 2'J 22 18
USA 27 22 15 13 26 18 14
Canada 32 15 33 n 17 38 12
Australia 44 48 40 25 80 80 80
N"w Zealand 56 6"J 51 23 60 60 25

FU.15 46 50 43 39 311 13 711 77 78

Japan 35 1.1 25 22 25 20 15

Calching-up Model .54 24 12 8 27
C,.cc h R "pu blic 4(, 27 10 25
llun",at·y 63 20 12 1 30

EU 15/USA 1.72 2.25 2.88 2.99 3.00 4.28 5.57
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'I'ablc A2:

Adaptivity indicators: Scandinavian vs. Continental Europe

ScandiIl<lvian. Mndel CüIlliJle.nt.a.l Mode:! Scaw..li,lw-
vian

Modl":l
Contincn-
",I Mnd<1

1990 2005 2005 1990 1990 2CO~ 2005-1990 2005

Labour market regulation
All cnntracts: 199011003 (- ) 2.81 2.32 -0049 3.11 2.58 0.53 -O.l(,

Lahour market regulation
Regular contracts; 1990/2003 (- ) 1.65 2.5') -0.07 2.30 2.38 0.08 0.21

I.ahour market regulation
Temporary contrads;
1')9012003 (-) 3.01 1.67 -1.34 3.')2 2.40 -1.52 -0.7.\

Share 01 pan.-time work
199J12004 (+) 21.77 16.20 4.44 11.50 18.31 5.81 7.8')

Share: of fix-tenn contrarl.s
1')')312004 (+) 10.')9 11.')7 0.98 ').23 12.08 2.85 -0.11

Share 01 f1exibk c(>ntracts
1')9312004 (+) 32.75 38.18 5.42 21.7) 30.39 8.56 7.78

FDlIGDP
1995/2004 (+) 3.17 0.8') -2.28 1.J3 0.')5 ·0.38 -0.06

'fnuIt: opcnness
19')0/2004 (f) 59.80 (.2.08 2.28 42.84 43.21 0.38 18.66

Tax wedge
1')')1/2004 (-) 45.35 43.25 -2.10 47.24 48.56 1.32 5.31

Share 01 pan-time work
Men in n:lation to WOnltD

199312004 (+) 0.27 0.36 0.09 0.15 0.19 0.04 0.18

I.ong-tcnll unem,ployrncnt
1')')2/2004 (-) 1.26 1.35 0.0') 3.49 4.42 0.94 -3.08

Youth um:mployment
1993/2004 (- ) 17.17 11')') -5.18 16.05 16.53 0048 -4.54

l'iscal <leht
in % 01 GDI'; 1991/2004 (-) 58.44 '18.22 -10.12 57.94 77.71 1')]7 19049

Fiscal deficit/surplus
in % of GOP,I')')012005 (+) -4.51 0044 4.96 -4.4') -3.51 0.9') 3.95

Notl":~+ l1lcam not iTJV~~r'I.~d, - mcam inVtTl.ixl if the inJicatür iti l'() b~ ll:'1ed as an fldaptivil.Y indicJ.tor (;ilS in Figure 6).
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PANEL 1:
Case studies: Various ways of involving organised civil society in

poLiey formulation: the role of the economic and social eouneils and of
social partners

By way of introduction, Henri Malossc referred again to the preced-
ing keynote speeches and pointed to the often very different form of
social as well as civil dialogue in theindividual Member States of the
EU. In view of the great ehallenges facing Europe, the question arose
of the extent to which the present systems of organised dialogue had a
future andcould make a eontribution to making Europe more compet-
itive and at the same time ensure societal and social cohesion. In partic-
ular, the social partners as weil as the eeonomie and social councils had
an important role here, even if it was not equally important in every EU
Member State.

Janos T6th described in particular the development of the tripartite
dialogue in Hungary, which was set up on a binding basis, but also
pointed out that in Hungary there was an extensive system of seetoral
social dialogue, which however was only partially active. The Hungar-
ian Economic and Soeial Council included, in addition to the usual
three Groups (Employces, Employers and Group !II), a fourth Group,
namely one representing science. The state exercised a relatively strong
influence;it made suggestions and took part in discussions, but did not
vote at plcnary sessions. The Council also maintained a standing com-
mittee and was supported by a sccretariat, which howevcr had only one
full-time employee. The Council discussed strategie eeonomic and so-
eial issues that were important for Hungary. For example, the govern-
ment had suggested a diseussion on corporate social responsibility. On
its own initiative, the Council was studying the Hvngarian reform
agenda entitled the New Social Agreement. Parliament was currendy
dealing with areform package eoncerning the Council, the tripartite di-
alogue and the seetoral social dialogue, which could eneouragc thc in-
stitutional framework of the Council. More important than this, how-
ever, was the appropriatc quality of work by the bodies mentioned.

Andreas Henkel described the Austrian devclopment of the soeial
dialogue by first going into the historical foundations of thc Austrian
social partnership. An important milestone had been the experience of
the political and therefore demoeratie restrictions bcfore the Second
Wor1d War, which was why after the re-establishment of Austria a new
quality of respeetful cooperation developed betwcen the social part-
ners. Soeial partnership was characterised by a distinctive culture of di-
alogue and negotiation and by the willingness of the associations in-
volved 10 push through eompromises externally and internally and to
represent different interests whilc taking into consideration common
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mediunl-term goals and societal interests. That required a permanent
basis for dialogue and a regular exchange of information. The fumla-
mental features of that partnership were cooperation in seH-manage-
ment and the organisation of all interest groups into democratically le-
gitimised public law bodies. Cooperation was characterised by its vol-
untary nature and informality, by the promotion of common goals and
interests for the con1mon good, by a conciliation of different interests
and consensus insrcad ofconfrontation, by equality as weIl as autono-
my, but nevertheless co operation with the parties. Social partnership in
Austria had contributed decisively to an increase in social pcacc and sta-
bility at a tinle of rapid change. Civil society was being inereasingly in-
volved in the dialoguein connection with new acts of cooperation ami
corcgulation.

Jose Isaias Rodriguez Garcfa-Caro reminded the meeting of a fun-
damental prerequisite for the future of European development:
"Democracy ismature if it is a participatory dcmocracy". That meant
an active citizenship, permanently "remaining on the ball", and the de-
vclopment of adynamie invcntivcness for European development. The
social partners' capacity to act was based on the establishment of the
social dialogue in the Constitution: collaboration predominated instead
of confrontation. Since 1978 civil dialogue in Spain had had a horne in
the Economic and Social Council, and since 1991 there had been a plat-
form of Employers and Employees for Furope. Agreenlents on COI11-

petitiveness and priee stabi1ity ereated eonfidenee for investments. In a
joint declaration with the government, central topics of the labour nur-
ket e.g. fixed-term job contracts were addressed. A year previously, a
round table meeting of the government with the soeial partners lud tak-
en place, which concentrated on central issues of the social dialogue,
which in Spain existed at national, regional and locallevels.

A notably negative pierure for Estonia was drawn by Liina Carr:
there was in fact a tripartite council, but it was not working: the gov-
ernment ought to finance an advisory body, but was not interested. The
President and Secretary-General of the Couneil were ci viI servants and
were thercfore in a position to determine whether progress was made
or not. The last annual repmt dated from 2004. Social dialogue too was
not working, interest in it was slight, and the government was with~
holding structural funding for development. Civil society dialogue,
which was concentrated in a fomm of NGOs, therefore potentially
played a major role. The Internet played a major role in the civil socie-
ty dialogue: on one page ("Today I decide"), ordinary citizens could
make suggestions on po1icies, whieh collld be sllbject to comment for
14 days, the author summarised the suggestions, then a vote was taken
via the Interriet. The relevant ministry had to give a reply within one
month. Thc users were 65% in favour of the system, the officials were
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50% against. If thc proposals forecd thc Ministries to aet, that would
be a good example for good govcrnanec in a partieipatory demoeraey.

The representative of Polish eonsumcrs, Malgorzata Nicpokulczy-
cka, reminded the audienee of the teething troubles of ncw dcmoera-
eies: new struetures, ncw praetiees and a lack of support by the state. In
Poland there was no Eeonomie and Social Counci\. Thc tripartite sys-
tem had been opened up for other NGOs in 2003. Thc political will to
includc civil society remained, however, weak. However, NGOs had to

be able to monitor constantly what government was really doing. The
active involvcment of citizcns was rcquircd for that purpose; it did not
matter wh at name was given to that kind of dialoguc. She then briefly
deseribed the various economic and soeial models and said that in Great
Britain thcre was no Eeononlie am\ 50cial Council and a weak soeial di-
alogue, bLlt on the other hand thcre were 300 000 new jobs, which pro-
vided a certain model for Poland.

In separate eontributiOns to the discussion, a representative from
Bulgaria dcscribed thc organisation of thc Bulgarian Economic and 50-
cial Couneil, whieh discusscd political programmes for the develop-
ment of Bulgaria with thc government. A Freneh representative de-
scribed the laek ·of an institutionaliscd social dialoguein Pranee using
the example of the car sector. Henri Malosse emphasiscd in eonclusion
that partieipatory demoeracy was to be encouraged at all levels. It did
not make any differenee whether it oceurred in aninfonnal or a formal
way, but it had to work. The aftemoon's various eontributions madc it
clear that people had to get to know eaeh other mueh better in Europe,
had to cooperatc more and speed up joint projeets for the development
of Europe.
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PANEL 2:
lnvolvement of organised civil society: civil dialogue and its role in

the renewal of the European projeet

Roger Briesch reminded the audience again of the diverse activities
in the European civil dialogue, as represented above all by the EESC.
With regard to the poor image that Europe had among many sections
of its citizens, he regarded civil dialogue as an entirely essential means
of ereating identity. Previous experience would clearly point in that di~
rection.

For Bruno Vever too there was a dcficiency in the public discussion
on Europe. Nobody knew how it worked, Europe itself had no "histo-
ry of success". That resulted in a lack of trust among the people, which
was why a proposal of rc1evance to ordinary people was necessary in
order to connect peoplc to Europe. The Euro was the first step, and
now the average citizen had to take an active part in politicallife.

There were great differences in Europe between individual states,
therefore also many tried and tested wa ys to communicate with the
public. This proximity to thc citizen was indecd built onthe autonomy
of civil society vis-a-vis the state, but nevertheless it had to reach out
beyond the national state and make the European Community tangible
in the literal sense of the word. That purpose was served on the one
hand by culture, which needed European sponsorship in order to be in-
dependent of US business, and on the other hand by the economic and
social integration of Europe, which for the people was not yet percep-
tible enough.

Mall Hcllam also spoke abollt the future of Europe, and for her Eu-
rope had successfully ensurcd peace and had brought social aud eco-
nomic order. However, in order to get from an cconomic to a political
union, economic success alone was insufficient; it required an active
European civil society. For the new Member States, the EU was a suc-
cess, a social project for everybody, but now a dear idea was needed of
which direction this Europe should be aiming for, that its citizens lOok
seriously. Each dccision required an open debate: That would be pro-
moted by organisational help for civil society, a structured consultation
with NGOs too and finally also an appropriate training in responsible
citizenship. lf civil society was to be the solution and not the problem,
then transparency had to prevail in political decisions, there had to be
sufficicnt time for consultations (threc months) and clarity as 10 which
part of civil society should be consultcd on which political question.

On behalf of his organisation which rcpresented 94 youth bodies,
Diogo Pinto also called for an open dialogue. More and more young
peoplc had taken part in political devclopments, but in order to identi-
fy politically they needed - like a11other citizens - to luve the feeling
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that their needs were being taken into consideration. With regard to the
EU, there was the problem that there was no regular involvement in a
po\itical dialogue. There was no organised dialoguc, only individual
events, at which issues of youth autono111y wcre indeed discussed (al~
so, for examplc, on employmcnt); however there was a lack of a regu~
lar agenda and corresponding follow~up. The demand for a better pol-
icy derived from that absence of a eivil dialogue: a struetured dialogue
could forge links for the future development of Europe, but for that an
expanded partncrship and an appropriatc politieal agenda was rcquired.

Dirk J arre also reported on studies on the needs of young people for
political and soeial participation. He pointed out that during the Aus-
trian Monarehy interesting elements of participatory demoeraey were
already diseernible in the form of a Committee of Estates. Wi11yBrandt
roo had ealled for the introduetion of more demoeraey through eitizen
participation. Publie institutions also needed input lcgitimisation. A
eivil society that demanded greater participation could aet as a bridge
across the existing democratic defieit. In thc relationship between state
and eivil soeiety, thc state was responsible inter alia for questions of the
public good, whereas eivil soeiety could pursue interests of an entirely
private nature, at the same time as it demanded and enjoyed the free~
doms guaranteed by the state. Wh at was important in the proeess of the
developmcnt of eivil soeiety structures was to preserve those freedoms,
whi1c participating to an increasing extent in the business of govcrn~
mcnt. There were natural tensions betwecn the publie good and the in~
dividual interests of eivil society, whieh had to be balanced by consen~
sua11y aecepted eivil society forms of participation. Transparency and
accountability were important measures of responsible government
that was eOInmitted to the publie good. New management processes to

promote more demoeraey by greater partieipation of organised eivil so~
ciety were urgently required for reasons of politieal eredibility and in~
cidentally created important social eapita!.

A hinding and struetured involvement of organised eivil society as~
sumed strong organisations which were not dependent on infusions of
publie Inoney but eooperatcd with the state on a totally independent
basis, whieh had to be more than eonsultation or cooption. Public ad~
ministration had to he more eapable of two~way eommunication, be~
eause partnership was more than a business relationship. The new Eu~
ropean society project had to bc ncgotiated in an open and partieipato-
ry dialogue. 'rhe EU Commission should be responsihle for the devel-
opment of new political proeedures, which then had to be imp1cment~
cd by the Member States to a similar standard. Civil society in partieu~
lar was a1soto be included as part of thc Open Mcthod of Coordina-
tion.

There were calls in the discussion for a positive role for the media.
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Thcre was renewed criticism of the role of states that still trcatcd their
citizcns as subjects: without citi/.cns Lurope would fall flat on its face.
It was, however, also suggested that pcoplc should not just complain al1
thc time. Europe had already achicvcd a great deal, and political
proccsscs had now to be organiscd on thc basis of partnership. Such a
stable dcvclopmcnt of the European identity would also cnable a fur-
thcr eastward enlargemcm 01' thc EU.

In conc1usion, Roger Briesch strcsscd the COlnmon desirc to do
everything for thc successful outcome of thc Europcan Union's consti-
tutional proccss.
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PANEL 3:
Involvemem of the social partners: social and macroeconomic dia-

logue at European level and the development of industrial relations

In his introduetion ]an Olsson examined in partieular the prospects
and cxpcctations of the social dialogue. He regarded the challenges of
social and civil dialogw: as none other than those hcing the EU: glob-
alisation, demographie change and enlargement. The Soeial Dialogue
Programme for 2006-2008, which after a joint analysis was intended to
lead to joint recommendations, therefore dealt with f1exicurity, clemog-
raphy and thc labour market. Priorities eited were the indusion of dis-
advantaged people, lifelong learning, harassmem on the labour market
and management of change. Ir was also necessary to examine the rela-
tionship of the social dialogue to thc EESC.

Peter Coldrick raised the question of how sensible governments and
sensible soeial partners came about. He elaborated on the question with
the following points: couldit be assumed that this happened "by itself"?
llow were "functioning" institutions organised and financed? Were the
organisations ready to listen to each other, or were they only trying to

"push" their points of vicw? What kind of Europe did wc want?
On the basis of the British example, he explaincd that trade unions

acted more responsibly (also when difficult dceisions were taken) the
more responsibility they themselves had in thc decision-making
process.

The social dialogue had not come into being by aeeident but was
based on the Maastrieht 'I'reaty. The decisive hctor behind the readiness
of the employers to cooperate had been thc fact, dut it was to some ex-
tent only under the threat of legislation over which they would have no
say that they had been willing to ncgotiate on the issues of the day (tcle-
working, workplaee stress in the context of the social dialogue). The
readiness of the employers to cooperate in the social dialogue had now
sharply declined with the removal of the "legislative pressure".

Thc neoliberal idea that markets also created adecent soeial system
had failed. The overall eeonomie performance was suffering and the so-
cial dimension was being negleeted. Today we were faced with the de-
cision as to whether we wanted a Europe a la Monnet and Delors or a
neoliberal model following the Ameriean example.

'rhe maeroeconomie dialogue (Cologne proeess) had bcen Iaunched
in order to create a bettcr mutual understanding bctween monetary
poliey, fiseal poliey and wages poliey. At the present moment, we were
still faced with an overeautiousrnonetary poliey, an uneoordinated fis-
cal poliey ancl wage eompetition. Ir was therefore now time to bring
those interdepend~nt policy fjelds dos er together on a politieal anci
technicallevel.
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For Renate Hornung-Draus, the issues of the social and civil dia-
logue were mostly too complex to be formulated in Directives. They
thcrcfore lent themselves less to a regulatory approach than to joint
analyses and rccom mendations. She consideredit important that civil
socicty should not, on the one hand, take on a political role because it
lacked the legitimacy for dut, and, on the othcr hand, it could not be
regulated by the state. She considered the rc1ationship of participatory
to representative democracy as a complementary one. The associations
assul11cd, as it wcrc, thc role of a transmission mechanism. However,
conflicts of interest could only be solved by rcprcscntativc dCl11ocracy.

Ms Hornung-Draus regarded social partnership as a characteristic
feature of European societies. The prerequisite for the functioning of
dialogue was the representativeness of the associations and a culture of
conflict resolution, so that autonomous solutions would also be en-
forceablc. In l11anyof thc cn1argcmcnt countries, so-called "real social-
ism" had led to an interruptionin the culture of the social dialoguc. Ir
was therefore necessary on the one hand to support the setting up of
represcntativc associations and, on the other hand, to strengthen the
culture of listening to each other hctwccn employers and employees,
but also and especia11y berween East and West.

She sawthe motivation for the employers' cooperation in the social
dialogue as being more complex dun the previous speakers; COl11pe-
tences were for example being transferred from the national to the Eu-
ropean level. Thc bottom~up approach with those issues should not,
however, be lost through that transfer, because that could lead to the so-
cial partners being rendered powerless. With rcgard to pay ncgotia-
tions, she thought that the trend was towards greater differentials and
to transferring them to compan y level.

Gerhard Huemer no ted that, in view of the rcstructuring process in
industry, the challenges for sma11and medium-sized enterprises (SM Es)
were becoming ever greater and the issues facing SMEs werc evcr
broader. There was therefore a growing need for SMEs to be included
in the social dialogue, above all because the discussion included topics
which affected SMEs very direcdy bm which exceeded thcir in-house
capabilities. The involvcmcnt of SMFs in the social dialogue was very
patchy ami historically detcrmincd.

The catchword flexicurity played a central role: would wc succeed in
giving workcrs the security they needed to keep in step with structur-
al change? Security for workers was the prerequisite for willingness to
change.

The following priorities arose for SMEs with rcgard to structural
changc: Major companies were increasingly transferring flcxibility to
the SMEs, but SMEs could not offer job security to the same extent as
major companies. Security thcrdore had to be able to be offered on an

111



industry-wide level. The same was true of vocational training: there too
industry-wide approaches were necessary for SMEs. Competition from
the black cconomy represented a particular challenge fm SMEs.

On the social dialogue work programme, Gerharci Huemer no ted
that the subjects had so far been largcly dictated by the Commission,
but that the current one, was much more autonomous. The joint analy-
sis included in thc work programme could be seen as a test for the so-
cial dialogue. The institutional setting of the social dialogue (single is-
sues) made compromises difficult in the sense that there were scarcely
any win-win-situations within the individual points. Compromiscs
would more easily be achieved where who1c packagcs werc being ne-
gotiated ami where give and take going beyond a single issue was pos-
sible.

Vladimfr Matousek said that the Czech trade unions had, as it
were, started from scratch in the 1990s and were still in a process of de-
velopment. As in many Central and Eastern European coumries, trans-
formation (privatisation, restructuring, etc.) presemed the trade unions
with particular challenges. Normal wage negotiation structures had
been attained in some sectors. Mr Matousck went on to speak aboul
three levels of negotiations:

Tripartite negotiations in which the labour market and the pensions
system were dominant issues. The developmel1t of that social dialogue
took place in parallel with the devdopmem of civil society. Social dia-
logue in the Czech Republic was thus a soci~l dialogue in the narrow-
er sense.

Sectoralleve1: collective agreements were concluded at sector (indus-
try) level. There were problems in concluding collective agreements
with general validity.

Company level: in the case of multinational companies the problem
was that, because of excessi ve wage levels, the level of organisation was
relative1y low. Multinationals (e.g. the car industry) had thus become a
problem for the national social dialogue.

Restructuring lud, however, also produccd new self-employed and
bogus self-employed workers, especially in the leT sector and other
business-related services which were also difficult to organise.

The social dialogue at EU level servcd as a point of rcference for the
national social dialoguc. In the Czech Republic, national coordination
and analysis of macro policy, wage policy and productivity trends took
place mainly in dialogue with the central bank.
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PrtlnZ Traxler
University of Vienna

A EUROPEAN SOCIAL MODEL:
THE ROLE OF INTEREST GROUPS

Introduction

Any disCllssion of Europe's social model needs to be approached
from two angles: a nonnative angle and a practical-empirical angle.
Every social model is derived from normative criteria and values. In
practice, though, it makes no sense to discuss utopian ideas. The discus-
sion must, instead, be based on the empirically established conditions
prevalent in Europe. A comparison of different European countries re-
veals an extrenlely wide variety of socialmodels (see Aust et a1. 2000,
Crouch 1999). Nonetheless, the basic pattern of a common European
Social Model can still be identified if one combines the normative angle
with the empirical-comparative angle, and focuses onthe model's cen-
tral purpose, which is economic and socio-political regulation.

To complete the pieture, however, one must also examine the model
from both a static and a dynamic perspective. 'rhe static perspective of-
fers insight into the basic struCture of the European Social Model. The
dynamic perspective is abotll clunges that have taken place within the
model over time, and the challenges that it will face in the future. Be-
low, we will first examine the basic structure of the European Social
Model, ami then look at its dynamics.

Tbe basic structure of the European Social Model

One characteristic, in particular, appears to be central to the Euro~
pean Social Model's structure, as a comparison with the USA shows.
This is the central role that interest groups play in economie and social
policy, lcnding the European Social Model its unmistakable profile. As
closer examination shows, the dass Cllmpromise between trade unions
and employers' representatives is at the heart of the European Social
Model. This compromise has a content-related, a procedural and an in-
stitutional dimension. The content-rclated dimension is dcrived from a
basic compromise which accommodates different political interests
(Figure 1). In its basic outl ine it provides employers with the advan-
tages of social peace, lower transaction costs and more reliable labour
relations. Employees, meanwhi1c, bencfit fronl a stak:e in economic
progress. From the procedural point of view, the comprOlnisc - and
thercfore also the European Social Model itself - is based on mutual
recognition berween the interest groups on the one hand, and state sup-
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port and sponsorship of cooperation between these interest groups on
the other (Figure 2). In tenns of procedure, the European Social Mod-
el is characteriscd by eooperation between employers' representatives,
trade unions and the state, though the way in whieh the state provides
support varies greatly from eountry to eountry. Sueh support might in-
clude the provision of subsidies, compulsory membership, the
strengthening of interest groups' authority vis-a-vis their members, für
instance, in the form of no-strike clauses covering the duration of col-
leetive agreements, and finally, the transfer of regulatory authority to
thc intercst groups, for instance as provided for at EU level by the So-
eial Piotocol of the Maastricht Treaty. This kind of state support is Cnl-

cial to the interest groups' ability to take action given that their basic
function is to provide eolleetive goods. Both mcmbers and non-
members of an interest group bencfit from thc provision of collcctivc
goods, such as the representation of interests vis-a-vis the state. There-
fore, the provision of collective goods does not in itself providc an in-
centive for the beneficiaries to hccolllc Illemhers of an interest group
(Olson 1965). Sinee the European Soeial Model requires a major com-
mitment on the part of thc intcrest groups in the provision of collective
goods, additional support measuresby thc statc are ncedcd. The count-
er-example to this arrangement is thc one found in the USA. US labour
law narrows down the scope of collective agreements to the level of in-
dividual businesses or companies. This precludes cooperation between
unions amI elllployer representatives in the sphere oE collcctivc agree-
ments, with the consequcnce that there are no employers' groups in the
USA.

Having diseussed the above points on the role of the state we can
now move on to the institutional basis of the dass cotnpromise and the
Europcan Social Model (Figure 3). This institutional basis has foul' di-
mensions. Firstly, interest groups contribute to the fonnation of policy-
making at state level through eonsultation and by providing advice.
Secondly, they perform an autonomous regulatory function in certain
poliey areas. These functions are carried out predominantly by el11-
ployers groups and trade unions. The main foeus here is on regulating
labour relations through collectivc agreement. Further training and
business promotion are two other important areas which interest
groups regulate independently. Thirdly, an indusive welfare state itself
is also an institutional eOluponent of the European Social Model. Inclu-
sive in this eontext means that it embraces thc majority of the popula-
tion and covers most social risks. The central role the soeial partners
play in the European Social Model is illustrated by thc fact that inter-
cst groups take part in the running of public social security schemes,
and in some cases also manage the implementation of such schemes in-
dependent1y. The fourth and final dimension is the fonnalised right of
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employee's represcntatives to contribure to the running of businesses
and companies, which is another basic feature of the European Social
Model. Besides the European Worb Council a large nLlmber of repre-
sentation systems exist in the Member States. There are three basic vari-
ations on such representation: Suff representation by trade unions,
works couneils which are formally independent from the trade unions,
thus creating a dual system of employee representation, and thirdly a
mixture of the two. In all three systems a link to the interest group lev-
el is maintained through the elose association with the trade unions. In
the case of the dual system this occurs by virtue of the fact that trade
unions not only put forward candidates for c1eetion to the works coun-
eil, but usually also win the majority of the seats.

Figure 1: The substantive dimension: the basic trade-off

Pay offs for

Business I,abour

Efficiency gains (e.g. n:Juction
of transaction costs)
Social pcacc and
reliable labour relations

Parricipation in cconomic progress
and in cmployrnem regulation

Figure 2: The procedural dimension:

• Mutual reeognition of the soeial partners
• Manifest or latent state sponsorship of joint regulation am] soeial di-

alogue

Figure 3: The institutional dimension:

• Consultation: partieipation of the soeial partners in state-Ied publie
poliey

• Self-govemanee: multi-employer bargaining and other devolvcd
pllblic tasks (e.g. training; pllblic pro grams to aid business)

• The inelusive welfare state, eo-administered by the soeial partners
• Partnership in the company, based on formalized systems of employ-

ce workplace representation

This overview over the institutional basis of the European Social
Model underlines the tri-partite nature of the model, with the state as
the third player alongsidc the interest groups. This leads us to ask why
it is that the state partieipates in the model, and ensures that essential
institutional prcconditions for its functioning are met. This is a valid
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question since, seen at first glance, this model seems to entail substan-
tial disadvantages for state bodies (Figure 4). Partieipation by interest
groups in publie tasks entails a fundamentalloss of power for state bod-
ies and also renders policy-making more diffieult. Tbe inclusion of in-
terest groups also eomplicates the deeision-making proeess beeause
comprehensive compromises need to be found and are often only
reaehed after a time-eonsuming proccss. However, these dis,dvantages
are offset by three distinet advantages resulting from the inclusion of
inter~st groups. First of a11,the state gains systematic aeeess to interest
groups' expertise, which in many eases the state does not itself possess.
Secondly, the indusion of interest groups helps legitimise the deeisions
of the state given that these groups share responsibility for the deei-
sions. Thirdly, involving interest groups oHers an opportunity 10 en-
hanee the eHeetiveness of economie and soeio-politieal regulation
through cooperation. Such gains in effieieney can only be aehieved if
involvcment of the interest groups allows both market and state bilure
to be avoided. Market failure manifests itsc1f in a shortage of publie
goods. For instance, if workforce education and training were leh in the
hands of businesses alone, it is likcly that the supply of qualified work-
ers would lag behind demand both in quantitative and qualitative terms.
Likewise, were these tasks to be carried out by the state, the probable
outcome would be overregulation, leading 10 additional eosts and stan-
dards that fail to nlatch praetieal needs. Handing over responsibility for
this task to interest groups is one way of avoiding this dilemma.

Figure 4: Thc European Model (md the state: costs and benejits

Costs Bcncfits

Restrained state power
Complieated dccision-making

Access to expertise
Enhanced lcgitimacy Partnership
in governance: overeoming both
market failure and state failure

lnvolving in te rest groups is, therefore, assoeiated with major advan-
tages and disadvantages for state bodies. In the long term therefore, the
state will support involvement only insofar as the advantages outweigh
the disadvantages. The interest groups themsc1ves are the deciding fae-
tor in this cost-bencfit rc1ationship, which depends on their capacity to
take on public regulatory functions. The greater the capacity, the ..
greater the bencfit tu the state if it involves the interest groups in pub-
lie duties. There is a dear critcrion for measuring the regulatory capac-
ity of the interest groups. This is the role they play in the regulation of
labour relations through co11ectivc agreement. As a comparison at in-
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ternationallevel shows, interest groups that do not enter into eolleetive
agreements enjoy far less say in economie and social policy at state lev-
el than inrerest groups that do (Traxler 2004). Pur differently, the bor-
der line between politically influential interest groups ami those that
have almost no influence is determined by whether the interest group
is involved in the negotiation of bilateral-collective agreements (agree-
mentsnegotiated between trade unions and employers' representatives
- multi-employer bargaining), or not. Such agreements constitute a
sector-wide, or even cross-sectaral regulatory arrangement. Single-
employer bargaining, on the other hand, denotes a collcctive agreement
which is ncgc;tiated between management and the trade union(s), and
only applies to a particular business or company.

Employers' represcntatives ami trae!c unions only enjoy lasting and
immediate influence on national economic and social policy in coun-
tries where agreement is reached through bilateral-collcctive negotia-
tion. 'fhe reasons for this arc easy tu recognize. Collective agreements
only have macro-economic relevanceif they are applied to an entire
sector or several scetors at ance. Ir is this relevance that lends such great
political weight to cmployers' representatives and trade unions, and
turns them inta importanr partners far governmenr. Under these cir-
cumstances it is in government's interest to coordinate its eeononlic and
social poliey with the collective agreements reached by the interest
groups. However, there is no systematie incentive far government to
eooperate with interest groups if the scope of eollective agreements
does nat extend beyond the individual business (single-employer bar-
gaining). Taken on its own, each one of these agreements is irrelevant
on the macro-economic scale and interest groups lack control over the
regulation of labour relations. In summary it can be said that the Euf.o-
pean saeial madel contains key players. These are the trade unions and
employers' representatives who steer and control poliey on callective
agreements either by reaching collective agreement themselves, or by
eoordinating collective agreements reached at lower levels.

Dynamics and challenges

So far we have dealt with the basic architecture of the European
sacial model. To camplete the picrure we must complcment the static
perspective with the dynamic perspective. The question here is: to what
extent is the European social model capablc of Dlastering the present
challenges? Given that the interest groups are the actual upholders of
the European social model, these challenges primarily cancern them.
There are four basic challenges (Figure 5).-
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Figure 5: Thc dass compromise and its speciJications /rom adynamie
perspective
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The first eha11enge is that the system of multi-level regulation at Eu-
ropean Union level inevitably also applies to interest groups. Some na-
tional employers' assoeiations and trade unions havc three or more hi~
erarchical levels of organisation. On top of this comes the supra-
nationallevel with its multiple sectoral and cross-sectoral formations.
Responsibilities need to be distributed between the different levels - in
line with the subsidiarity principlc - in a way that a110ws each level
scope for action amI ensures such actions eomplcment each other use-
fu11y.lf the current distribution of responsibilities between the nation-
al ancl supra-national level within the European Union is taken as a
yardstick for the distribution of responsibilities within the interest
groups, thena clear imbalanec in favour of the supra-national level
exists within most interest groups.

'rhe second challenge lies in the erosion of multi-employer bargain-
ing. This is thc result of a long-tcrm trend in whieh collective agree~
ments are deccntralised towards thc business and eompany level in re-
sponse to growing demands for flexible regulation of labour relations.
This trend becomes eritical for the European social model onee deccn-
tralisation has reached a point where cmployer groups and trade unions
are no longer in a position to control and coordinatc policy on collee~
tive agreements. An additional problem in this context is the fact that
l11ulti-employer hargaining is hardly known in the majority of the new
Member·States. The diminishing importance of this type of collective
agreement is a problem not least because, as has been explained abovc,
eontrol over colleetive agreement poliey is the key to ensuring that in-
terest groups luve a say in economic and social poliey. The European
Central Bank, for instance, will only consider the social partners to bc
serious partners for eooperation insofar as thcy are actually eapab1c of
regulating wage poliey in Europe.

The third major eha11enge that the European social model and the in-
tcrcst groups face, is the renewal of thc class compromisc. This con-
cerns above all the content of the compromise, in other words, the bal-
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ancing out of interests. The structure of this compromise ami its cen-
tra1 elements, luve already been presented above (Figure 1). These cen-
tral elements need to be adapted tu existing economic conditions, the
dynamic perspeetive. Sinee economie framework conditions change
over time, the interest groups face the lask of constantly verifying and
revising their cOlnpromise (Figure 5). Looking back, (Wo historie forms
of dass compromise can be distinguished. The historically older form
applied throughout the Keynesian era, that is from after the war until
the end of the seventies. Ineomes poliey was the eentra1 regulatory
mechanism of this period lending this form of compromise its distinet
eharaeter. The primary concern of businesses was to contain inflation
and to standardise labour relations to reduce the competition for scarce
labour. For employees the most importantissue was to ensure that
wage inereases were reeognised as a positive factor in stimulating de-
mand and economic growth. Following the deeline of Keynesianism at
the end of the seventies this form of cOlnpromise lost its basis. A new
eompromisc emerged in response to the spread of supply-side econom-
ic policies. This approach was based on a restrained ineomes policy, the
restructuring of production systems towards the flexible produetion of
qua1ity products, as weil as social policy measures to accompany the
above, such as ear1y retirement. This approach was in line with compa-
nies' interest in improving theirlnternational competitiveness and mak-
ing employment relations more flexible. It also served the interests of
employees by securing jobs. The interests of employers and employees
also co.incided over social measures such as early rerirement, whieh
helped businesses rejuvcnatc their work forces, thus increasing prodllC-
tivity, and also served employees' interests by safeguarding jobs. How-
ever, this form of dass compromise now also seems to have run out of
steam. '['he financial crisis of the welfare state as well as increases in un-
employmellt and soeial inequality in Furope testify to this. Focllsing on
quality prodllction, it wOllld appear, does not ereate enough jobs!o
match labour supply.

The interest groups thus face the task of renewing their compromise
with nothing less than the eontinucd existence of the Ellropean soeial
model at stake, given that thc model eannot sUfvive without such a
compromise. This task is made all the more diffiellit by the faer that col-
lective agreement and lahour market po1icies alone will not remedy the
problems of unemployment and social inequality. What is needed is
eoneerted action in a11economic and social poliey fields with the in-
volvement of the interest groups. Such concerted action will be diffieult
to achievc, however, due to the fragmentation of the political process
throughout the European Union. '['his fragmentation is manifested,
first of a11,in shortcomings in coordination bctween the national amI
the supra-nationa1lcvc1, and secondly, by the dispersion of responsibi1-
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ities aeross a plethora of different departments, further eomplieating
concerted action at the sllpra-nationallevel.

'['his leads lIS to the fourth major ehallenge: The institutional ineo-
herenee of the European Union. This is a serious issue givcn thc cxist-
ing asymmetry between eeonomic and political integration. Thc long
term stability of an institution al system dcpends on the ability of that
system to achieve an equal measure of eeonomic, political and social in-
tegration in soeiety. We should certainly not try and turn the Ellropean
Union into a centralised state. Nonetheless,it is indispensable to pur-
sue deeper integration so that thc existing trans-national economic and
social problems can be dealt with systematically at supra-nationallev-
el. The institutional status quo is not up to this task. Instead, there is
the real threat that it will become the motivating force for renewcd eco-
nomic rivalries between nation states. One example of this is the trend
towards tax compctition betwecn Member States, which erodes both
thc crcdibility of the European Union and government finances. Push-
ing for deeper political integration should be an important conccrn for
the interest groups. Opportunitics and possibilities to renew their com-
promise of interests will only be created throllgh political integration.
Existing economic and social problems cannot be solved by applying
the fragmented methocls of labour market policy. Both the European
social model and the lasting influence of the interest groups on cconom-
ie and soeial policy are at stake here.
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WELCOME ADDRESSES

Christoph Leid, President of the Austrian Federa1 Economic Chamber
Richard Leutner, Executive Secretary of thc Austrian Confederation of
Trade Unions (replaced Rudolf Hundstorfer, President)
Alfrcd Finz, State Secretary in the Austrian Federal Ministry of .Finance
(on behalf of the EU-Presidency)

President Leid called for incrcasc:d cHorts to be made: "The aims
that the Lisbon Agenda sets out for Europc arc the right ones. Now we
must alliend a hand in ensuring growth in Europe is givcn a sustain-
able boost. We need growth if we are to aHord our high environmental
and socia1 standards. Growth creates jobs and thus also idcntification
with Europe. " A growth rate of 3 per cent over 5 years would lead to
10 million new jobs, explained MI' Leid. This, he bclieved, would win
over the pubIic. The cooperation agreement between the EESC and Eu-
rochambrcs, which was specifically designed to bring Europe eloser to
its people, would also contribute to this. GIoba1isation was a fact. Eu-
ropean values should hclp shape globalisation. Concretcly, this lneant
introducing a social framework within thc WTO, as weH as a socia1
partnership at international level. If this were achieved there would bc
no reason to fear globalisation.

Executive Secretary Richard Leutner spoke on behalf of the Pres-
ident, MI' Hundstorfer, who arrived later. He gave an account of the
Iong-standing tradition of Austrian social partnership which had begun
in the period aftcr thc Second World War when Austria's industrial base
was' completcly destroyed and the country was occupied by foreign
powers. Representatives from a11camps showed great political respon-
sibility, drawing 1essons from the inter-war period when a climatc of
confrontation led CO civiI war and ultimatcly 10ss of sovereignty. After
the Second World War it was clear that the aims of economic recon-
stmction and political independencc would only be achieved if those
lnistakes were avoided in the future and if policy was formulated in a
spirit of cooperation, dialogue and wi11ingness to reach consensus.

State Secretary Alfrcd Finz believed that the partnership-based ap-
proach the EU had adopted in dcaling with its future development was
an essential precondition to meeting public concerns. Among the many
activities of the Austrian Presidency, MI' Finz poinred out that, for first
time evcr, representativcs of thc socia1 partners had been invited to at-
tend discussions at the March European Council. He also underlined
that the European Council had expressIy welcomed the EESC's initia-
tives co involve organised civil society in the implememation of the na-
tional reform programmes, and he ca11edfor such cHorts to cominue.
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CLOSING REMARKS

Thomas Delapina, Seeretary-General of thc Austrian Advisory
Council for Econol11ic and Soeial Affairs

After two confcrence days dedieated to the discussion of an issuc of
central importanee to Europe's future and its socio-cconomic playcrs,
thc following conclusions can be drawn:

The challenges are enormous and the situation will eertainly not be-
come easier in thc future. Our task will be to eontinue building a com-
mon Europe which not only secures peaee but also stands fur a social
Europe. A Europc that offers people living and working conditions that
meet their expectations and provides opportunities and prospects for
the future.

It is not enough to try and bring Europe closer to the public, in oth-
er words, to try and explain thc cxisting Europe to the public, to COI11-

municate Europe. New ideas, concepts and policies are needed. '['his
will reguire strong and representative economic and social interest
groups which should be involved in the drawing up of such ideas.
- There is a common aim. However, there is 110 ideal model setting out
the way to achieving it, only a range of different national approaches
that luve been shaped by tradition and specific circumstances. An ex-
change of experiences, a dialogue, needs to take place on this. This was
also the aim of this conference.

Setting up associations or institutions such as an ESC does not auto-
matieally lead to success, as experienees with the Estonian Economic
and Social Councillnve shown. Strong, represemative interest groups
that act as a mouth piece for the public are a precondition to succcss.

Our aim, therefore, must be to strengthen the forces that are fighting
to ensure Europe is a project for the people.

On behalf of the Advisory Couneil for Economic and Social Affairs
of the Austrian Social Partners, I would like to thank everyone who
contributed to the success of this conference: the speakers and partici-
pants, all those who hclpcd to organise ami run the confercnce behind
the scenes, especially thc teams of the EESC and the Austrian soeial
partners, and, of course, the interpreters for thcir excellent work, with-
out whom this conference would not have been possible.
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sr.ANCE INAUGURALE

Herben rrumpcl, President de la Chambre du Travail autrichienne
Ruclolf Schwarzböck, [>resident de Ja Chambre Agricolc autrichienne
Anne-Marie Sigmund, [>residente du Comite economique et social
europeen

M. Tumpc1 explique que »cela ne sen en rien I' idee cl'Europe si nous
ne parlons que d'objectifs communs et non pas des instruments neces-
saires«. »Prenons comme exemplc !es objectifs de Lisbonne: l'!':urope
est d'accord sur Ic fait que davantage de croissance et d'emploi sont im-
portants. Mais de quoi avons-nous besoin pour mettre en ccuvre ces ob-
jectifs? Cest la que se situent les faiblesses de l'Ur>. M. Tumpel preco-
nise une discussion de plus grande portee, plus large er qui soit davan-
tage ouverte. La democratie participative n' exige pas 1Oujours un
consensus - une culture du debat positive est importante pour exami-
ner ce que 1l0US avons en commun et ce qui nous separe. Le Comitc
economique er social europeen montre preciscmellt comment des clis-
cussions controversees peuvent sc derouler de maniere construetivc. M.
Tumpcl pense que »1'acceptatioll de ]'UE par les citoyens diminue dans
des domaines essentiels. Ilest d'autant plus important qu'il y ait cgalc-
ment des instruments concrets pour aneindre les objectifs communs«.

M. Schwarzböck prcconise un dialogue permanent OU il n'y ait ni
vainqueurs ni vaincus mais un rapprochement des intcrets Ic meilleur
possible. 11estime que »Ja mondialisation contraint l'Europe a etre pcr-
formante. 1I est plus necessaire que jamais de diseuter d'une maniere
partenariale et de trouver des objectifs communs en dcpit des conflits
d'intCret existants.« Sur ceue question, l'Europe peut servir de modele
a l'ensemblc du monde.

Mme Sigmund souligne Ja necessite d'un dialogue commun. »Je
trouve douloureux d'el1tendre que 'ceux de Bruxelles decident de tout'.
Bruxelles n'est pourtant que le lieu Oll les decisions sc prennent, les de-
cideurs sont pour leur part enracincs dans un contexte national«, expli-
que-t-elle lors de I'ouverture de la confcrence. Elleinsiste sur l'impor-
tance des elements participatifs pour Je modele democratique europeen.
On doit donner aux citoyens Ja possibilitc de participer au processus de
decision europcen a parti r de leurs experiences et de leurs attentes.» Le
dialogue civil est au creur des prcoccupations. Pour cela, nous avons be-
soin de structures qui fonctionnellt«. Mme Sigmund tire pour finir Ja
conclusion suivante: »Qu' est-ce qu' etre Europcen? Une partie de Ilotre
identite europeenne est certainement constituce par le modele econo-
mique et social europeen. Et il convient de le reformer pour pouvoir le
conserver«.
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Frans van Waarden
Universite d'Utrecht

QUELQUES EXPLlCATIONS CONCERNANT LA
»DF,MOCRATIE PARTICIPATIVE« RN EUROPE

1. Quelques clarificatioTls conceptuelles necessaires

Lorsque lc citoyen europeen profane que je suis parcourt les publi-
cations emanant des differentes autorites et institutions europeennes, il
est quelque peu deconcerte par des termes tels que "dialogue social«,
"dialogue civil«, "dcmocratie sociale«, "democratie associative« ou
"democratie participative«. Cela temoigne peut-etre du fosse, maintes
fois dcplore, qui separe les citoyens eur~)peens de l'elite chargee de de-
battre et de dceider des politiqucs amener. Aussi peu croyable gue cela
puisse paraitre, c' est prccisement cette elite qui a invente I'ensemble de
ces termes afin de comhler Ja disranee et de remedier aux malentendus
qui la separent des citoyens europeens!

Quelles diJferenees y a-t-il entre tous ces termes? Comment distill-
guer le soeial du civil ou encore la delllocratie sociale de la democratie
participative? La societe civi1c n' est-elle pas "sociale«? N' emane-t-elle
pas de la "societe«? Peut-on imaginer un "dialogue civi1« 'lui ne soit pas
"social«? Ou hien un dialogue social qui ne soit pas eivil? Et qui d'au-
tre que les acteurs sociaux peut participer a Ja democratie? L'expression
"demoeratie participative« n' est-elle pas, de ce fait, un plConasme? La
democratie peut-elle exister sans la participation? La dernocratie ne
suppose-t-elle pas intrinsequemcnt ]'association des citoyens (dialogue
civil) et des acteurs sociaux aux processus politiq ues?

Je presume que ces termes ont ac'luis un sens specifigue dans »I'eu-
rojargon« qu'emploient entre eux les aeteurs de la scene curopeenne.
Mais pour l'observateur externe, qu'il soit citoyen ou acteur soeial eu-
ropcen, cette terminologie est puur le moins dcroutante. Je n'ai cum-
mencc a apprehender les-cliffcrentes significations gue peuvent emprun-
ter ees termes que lors de Ja conference qui s'est tenue a Vienne. Tres
franchelllent, les divers documents que ks institutions europeennes ont
consacres acette guestion et 'lui ont ere distribues lors cle cette confc-
rence n' ont aucunement contribue a remedier acette confusion. Bien au
contraire, ils l'om mcrne aggravee. Ce n'est 'lu'en ecourant attelltive-
ment ks differents intervellants, en observant de quelle malliere ils uti-
lisent ces termes, s'opposent et se contredisent quant a1.1sens a kur don-
ner que j'ai commencc a y voir plus clair.

Il me semble neanmoins primordial de elarifier quclque peu ce flou
conceptuel. Je vais effectuer une tentative dans ce sens. Nous son.lmes
en presence d'un probleme 'lui a recemment ete mis en evidence, !ors-
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que eertains Etats memhres ont organise des referendums sur la Consti-
tution europeenne. Une elite a souhaitc, negocie, voulu adopter et cle-
fendu un projet auquc1 n'ont adhere ni la plupart des citoyens, ni des
pans importants de la sociere. Les referendums constituenr une forme
de »democratie participative« queles responsahles politiques n'ont, re-
trospectivement, pas trouvc tout J. fait satisfaisante. Suite au referendum
fatidique sur Ja Constitution europeenne, cle nombreux responsables
politiques neerlandais ont perdu leur engouement pour ce type de
consultation.

Comment comhlcr Ie fosse qui separe Ies citoyens et l'elite politique?
La democratie -le gouvernement du »demos« - ne semble pas ctre un
terme suHisant. Un adjecrif doit lui etre ajoure afin de souligner Ie terme
»participation«. Mais (a) qui participe? (b) a quoi (c) comment? Sc10n
quelles modalires ?

a- Qui participe?
De nombreuses reponses peuvent etre apportees a eette premiere

question (qui participe ?): tout le monde, certaines personnes, seules
quelques personnes choisies, selectiotl nees gracc ades criteres tres va-
ries: 1'age, le sexe, Ja profession, la formation, la sagesse. LI.'terme »dia-
logue eivil« semble designer tout le monde, l'ensemblc des citoyens.
Cependant, il pourrait egalement inclure Ics organisations de la societe
civile, tous les types d'associatiotls et de clubs, les syndicats, les associa-
tions d'interet general, voire les clubs cle sport. LI.' terme »dialogue so-
cial« semble se rCferer a une sous-catc'gorie de personnes qui participent
au nurche du travail (les em ployeurs et les travailleurs) ainsi qu'a leurs
associations respectives que sont les syndicats et !es organisations pa-
tronales. I1 est surprenant que le terme »social« soit employe pour cvo-
quer, de fait, l'idenritc »eeonomique« des pcrsonnes visees.

b- A quoi?
Sur quoi porte Ja participation? Fl1e peut intervenir lors de chaeune

des nombreuses etapes du processus decisionnel que sont: le debat pu-
blic inscrit dans des disC1ISsiotlsgenerales ou specifiques portant sur des
domaines d'action precis; l'elahoration du progranlllle des poliriques
puhliq ues; les conseils fournis lors de I'elaboration de cc1les-ci; leur for-
mulation; Ja prise de decision; Je processus normatif et les regles poli-
tiques auxquelles obeit l'ensemhle du systeme (rel1es qU'U~1Cou Ja
constitution); Ja mise en o:;uvre et I'application des politiques (les juges
citoyens et les jurys composes de non-juristes presentant une perti-
nence partieulihe); les rCactions suscitees par les politiques; km evalu-
ation; la responsabilite des dceideurs politiq ues.

En outre, les politiques sur lesquclks les »participants« sont amenes
a exprimer leurs opinions, a donner leur avis, dont ils sont appeles a dc-
eider ou qu'ils doivent comribuer a mettrI.' en o:uvre peuvent (·tre tres
variees. Les normes juridiques - qu'engendre toute politique - sont a
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mcme de regir une grande diversitc de compartements imputables aux
citoyens, gu'il s'agisse de meurtre, d'acte discriminatoire ou du fait de
deposer les ordures trop tot dans la rue en vue de leur ramassage. I1 en
va demcme pour les biens publies qui devraicnt ctre fournis par la col-
lectivitc, tels gue 1cs forces armees gui doivent proteger 1cs citoyens
contre les ennemis externes ou bien Ics feux de signalisation qui se trou-
vent au coin de la rue. Enfin, Ia me me diversite caracterise les dccisions
portant sur le montant et sur le choix des contributions dont nous de-
vrons tous nous acquitter afin de financer ces biens publics, ainsi gue
sur le choix des instruments juridiques dont il convient d'assurer le rcs-
pect.

Les termes »democratie participative« et»dialogue social« n'appor-
tent aucune des precisions necessaires. Ils peuvent evoquer une partici-
pation et/ou un dialogue social ayant pour objet I'une ou l'ensemble de
ces activites. J1 ne semit pas supertlu de clarifier davantage ces notions;
cependant, il convient evidemment de comprendre qu'un certain flou
est souvent maintenu stratcgiquement, afin d'occulter les divergences
d'opinion que suscitent ces questions.

e- Comment? Sc10n quelles modalitcs?
Les modalitcs de participation (eomment) dependent de qui participe

et a quoi. Un cehantillon restreint de personnes choisies pourrait parti-
ciper directement, commc dans le cadre dc Ia democratie locale, ce qui
dem eure realisable sur Ia place centra1c d' Appenzell ou sous le pommier
dc Ia Nouvelle-Angleterre. Mais une assemblee plus vaste teile gue 1cs
quelque 450 millions de citoyens europeens ne pourrait se rcunir ni sur
la plaee centrale ni sous le ponlnlier. Mcme si elle parvenait a s'y
masser, le resultat n'cn serait qu'une tcrrible cacophonie. Des groupes
aussi vastes ont besoin d'autres modalites e1eparticipation.

L'on pourrait avancer que Ia technologie moderne offre a 1a panici-
pation collecrive des outils nouveaux, voire rcvolutionnaires, qui abro-
gent des contraintes teiles que l'espace public disponible sur la place,
dans la rue ou sous l'arbre. I1 s'agit de la »place eentrale« qui existe sur
internet et dont l'espace est physiguemcnt incommensurahlc. Mais il
connalt d'autres limites, les mbnes gue tout autre cspace public: la mc-
diocre attention que lui prcte I'auditoire. Qui pourrait saisir simultane-
ment l'ensemble des centres d'interet, des opinions et des idees de
450 millions de blogueurs presents sur internet? TollS ees veeteurs de
communication essaient d 'attirer l'auention a cor er a cri, mais le lec-
reur potentiel posscde une capaeire d'attention limirce, il est suhmergc
d'infornlations qu 'il finit par percevoir comme une cacophonie.

Il convicnt cependant de souligner g u'un nombre restreint de ci-
toyens reunis dans un espace public peut produire un impact significa-
tif. Une manifestation a laquc11e participent guc1que trente mille per-
sonnes - rassemblees sur la place d 'une ville - s' opposant a une rdarme
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du systeme de proteetion sociale ou J. un gouvernement d'une manicre
generale peut eonstituer un serieux defi pour eeux qui sont au pouvoir;
les responsables politiques neerlandais l'ont constate en 1982 et les
ukrainiens en 2004. La plupart dcs grandes revolutions qui ontmarque
l'histoire - Amerique en 1776, tranee en1789, Russie en 1917, Al1ema-
gne de 1'Est en 19W) ou Ukraine en 2004 - se so nt embrasees paree
qu'une foule - quoique d'amplcur limitee - s'est rassemblee dans la rue.
Les manifestations et les emeutes cle"masses« qui n' en sont pas vrai-
ment parviennent a exereer une pression sur les gouvernements, et ce
d'aurant plus lorsqu'elles sont placees sous les kux de la presse interna-
tionale (comme ee fut, entre autres, le cas lors des reeentes emeutes qui
ont cu lieu dans les ban lieues fram;aises).

La participation de vastes groupcs a l'elaboration des dccisions pu-
bliques neeessite des outils permeuant de rassembler, d'epurer, de selec-
tionner et de rdefinir l'enorme diversite d'interets, d'opinions, de
eroyances et d'idees pour Ia reduire a un nombre limite de denomina-
teurs eommuns.

Pour y parvenir, l'une des methodes envisageables consiste J. simpli-
fier les questions qui se pose nt comme dans le eadre des referendums,
que l'on appelle »demoeratie directe« paree que ehaque citoyen peut y
partieiper, bien que sa faeulte de choix ne soit que tre's restreinte: pour
ou eontre la question, la proposition, Ia constitution. Le probleme re-
side dans le fair que la plupart des questions sont sensib1cment plus
eompliqllees qu' elles ne 1e semblent au premier abord, qu' eUes possc-
dent nombre de speeifieites et d'aspects dont une unique deeision pour-
ra diffieilement tenir conlpte comme il se doit. De plus, ces decisions
impliquent divers eouts et benefices dont une tel1e dccision ne permet-
tn pas d' evaluer aisement le rapport. La Constitution europeenne
constitue un bon exemple. Un seul referendum peut difficilement per-
mettre de prendre une decision appropriee concernant un document
qui contient tant de details et compte des centaines d'articles. L'on peut
y etre favorable ou oppose po ur des raisons tres diverses. Le contenu
de la Constitution n'aura ete analyse que par de rares personnes; c'est
la legitinlite de ses def enseurs, qu 'il s' agisse de Ja Commission euro-
peenne ou des gouvernements nationaux, qlli est en jeu. Mais le refe-
rendum n'offre pas l'opportunite d'apporter une teUe precision. I\insi,
a I'issue du vote qui aporte sur cette Constitution europeenne, de nom-
breux responsables politiques ct »experts« se sont livres a une interpre-
tation du resultat qui, de fait, n'etait que de la speculation. Tln'est guere
surprenant que Ics arguments qu'ils ont avanees correspondaient fort
bien aleurs opinions politiques. Un rCfcrendunl permet done de mani-
puler l'interpretation donnee au resultat d'une consultation.

Si I'on refust d'emprunter cette voie de la simplifieation, il est pos-
siblc de recourir ades outils perrnettant d'agreger, d'epurer et d'effee-
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tuer une selection panni l'imT11ensediversite d 'interets, d' opinions, de
croyances et d'idees pour Ja concentrer en un seul centre decisionnel.
Habituellement, differents interets convergent pour former ce que 1'on
appelle des »organisations intermediaires« qui assurent Ja connexion
entre le citoyen et les responsables politiques. Les instruments de cette
»democratie indirecte« sont:

(1) les parlements, les partis politiques et les elections periodiques des
represel1lants au parlenlent, qui servent generaJement d'intermediaires
et de filtres dans le contexte de la democratie representati ve teile que
nous la connaissons;

(2) une decentralisation territoriale des niveaux dccisionnels comme
elans le cadre federaJiste: adoption de Ja reglementation aux echelons in-
ferieurs et filtrage du bas vers le haut: du quartier vers Ja commune, le
departement, Ja region/province/Etat/Land, le niveau national, euro-
peen et mondia!. Les echelons inferieurs determinenr les matihes qui
doivent etre rcglemenrees a leur niveau et celles qui devraient etre trans-
mises aux echelons superieurs afin eI'obtenir des solutions plus effica-
ces. Dans un autre cas de figure, ce sont les niveaux eI'agregation les plus
eleves qui definissent les questions relevant ele leur competence et ed-
les qu 'ils devraient eleleguerl decentraliser vers les niveaux infcrieurs
elans un souci d'efficacite ou de legitimitc;

(3) une dccentralisation fonctio-nnelle des niveaux de prise ele eIeci-
sion grice a des organisations ou des associations ele elroit pu blic (be-
nCficiant d'un statut jurielique semblable a cclui des communes) situces
aux echelons inferieurs; dans certains pays, de teiles structures sont
competentes en matiere de soins de sante, de gouvernance economique
ou eI'hydraulique;

(4) le pouvoir jueliciaire, notamment le systeme des cours administra-
tives qui pennet aux citoyens et aux associations de droit tant prive que
public de recuser les decisions inelividuelles d'origine gouvernemen-
tale, d'exprimer leurs positions lors du processus et d'exercer une in-
fluence sur Ja politique du gouvernement;

(5) des responsables politiques charismatiques. Leur autorite pro-
viel1l des institutions etatiq ues officielles - et donc, indirectement, leur
acces auxmedias egalement - mais ils conrribuent a ]'exercice eI'agrega-
tion en enon<;ant et en defendant eies »inrerets collectifs« elans lesquels
les citoyens sont susceptiblcs ele se reconnaitre.

Fn plus de ces institutions officielles qui pratiquent le filtrage et qui
sont souvent enumerees dans les constitutions, il existe divers organis-
mes mo ins formcIs;

(6) I'agrcgation progressive par l'intermecliaire d'associations - gene-
ralcmenr monothematiques - pour remonter jusq u'a des associations
qui les chapeautent, puis a des conseils consultatifs (souvent socio-eco-
nomiques) jusqu'au niveau eleprise de decisioD. Ces associations se elis-
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tinguent des partis politiques en ee qu'elles representent une grande di-
versite d'intcrcts (trcs specifiques) propres aux citoyens envisages sous
un angle unique: travailleur, employeur, conso.mmateur, personne res-
piram de I'air pur, pratiquant d'une rcligion, detenteur d'une arme a feu
ou amareur de football. Tl s'agit par exemple des corporations, des
chambres, des syndicats, des associarions commerciales, des groupe-
ments de consommateurs, des organismes de logement social, des asso-
eiations representant divers intertts collectifs (dCfense de I' environne-
ment, de l'automobile ou encore des armes a feu), des organismes cari-
tatifs, des clubs sportifs, etc. Une autre caracteristique distingue ces
structures des panis politiques; dIes ne defendent pas les intercts
qu'cIles representent en se dotant de candidats eh arges de faire campa-
gne en vue d'e!ections populaires mais en essayant d'exercer une in-
fluence sur les responsables politiques (pour des informations supple-
mentaires concernant Ia democratie participative, voir egaJemcnt Ics
travaux de Hirst (1994), Cohen et Rogers (1995));

(7) les medias traditionncls (dont I'indcpendance est generalement
garantie par dcs dispositions constiturionnelles): les journaux, les re-
vues, la radio, la television, etc. qui permettent aux individus d'cxpri-
mer leurs opinions, qu'ils soient journalistcs ou lecteurs;

(8) les nouveaux medias: internet, chatrooms (Iieux de discussion),
blogues; Google et les moteurs de recherche similaires permettent de
trier et d' organiser les informations;

(9) la selection par »Ja rue«: I'espace public est physiquement limite
et visible, ce qui constitue egalement, d 'une certaine far.:on, une me-
thode de selection. Lcs intercts proprcs a un echantillon de la popula-
tion so nt organises dans les rues, les places ou les stades de football
comme si cet echantillon etait representatif de l'enscmblc de Ja popula-
tion. La couverture de ces evcnemcnts par Ics mc·dias souligne et ampli-
fie l'impact de ce phenomcne;

(10) les sondages d'opinion. I1s constituent une alternative privee et
spontanee au referendum et fournissent toujours plus d'information
succincte aux responsables politiques concernant la popularite de leurs
initiatives ainsi que Ja leur propre;

(11) les experts independants (economistes, juristes, experts medi-
caux, diplömes de grandes ecoles) et les dirigeants informels s'orga-
nisent parfois de manihe non officiellc en »communautes epistemi-
ques« qui formulent des decisions publiques et/ou fournissent une gui-
dance intellectuelle que les citoyens peuvent utiliser commc rephes
d'identification et points de ralliement.

En outre, Ja forme et le type des modalites evoquees precedemment
varient. Les instruments officicls q ue sont les panis, lcs deetions er le
parlenlent diffcrent sclon le systeme electoral: scrutin majoritaire ou re-
presentation proportionnelle. Il existe divers degres cle clecentralisation
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federale et de formes que peut prendre le federalisme: il peut etre ou
non source d'harmonie, susciter de Ja eooperation ou de la competition.
Les systemes associatifs peuvent etre pluralistes ou corporatistes.
Quant aux medias, ils peuvent etre detenus et/OLIfinanees par les pou-
voirs publics ou bien ob6r a une gestion commereiale. La propriete
peut etre concentree ou diffuse. Ces elements influent sm l'aecessibilitC
et Ie cout de ces med.ias pom les citoyens. En fonction des divers ele-
ments preeites, 1cs citoyens beneficient d'un aeces plus ou moins bcile
aces medias, a un prix plus ou moins eleve.

L'ensemble de ces caracteristiques dererminera l'efficacitc, I'cffi-
cience et, par consequent, la lcgitimite que representent ces outils dans
Ic eadre de Ja ",.Iemocratie participative«.

Les differentes modalites de "democratie panicipative« peuvent se
substituer les unes aux autrcs tout en demeurant fonctionnelles; eha-
cune possede neanmoins des avantages et des inconvenients specifiques.
La plupart d'entre elles ont ete experimentces au cours de I'histoire. Et
elles n'ont pas donne lieu aux mcmes resultats dans les differents pays
concernes. De ce fait, l'existenee et Ja legitimite de toutes ces instiru-
tions paralleles chargees de coaliser les intercts et les idees varient d 'un
(~tat europeen a l'autre. L'efficacitc et Ja legitimite influent evidemment
sur le bilan, avantages/inconvcnients, qui determine, a son tour, l'effi-
eaeite et Ja legitimite.

La Suisse possede une longue experience positive de la "parricipation
generale« ace gue l'on appelle Ja "dcmocratie directe«, exercee tant sur
la place centrale d' J\ppenzell gue dans le cadre d'un referendum natio-
nal.

Nombre de pays, cerrains grands (I'Allcmagne), d'autres petits (Ja
Suisse), ont tente la voie du federalisme dont la popularitene cesse de
eroltre. Au eours des dernihes decennies, phlsiems pays (l'Espagne,
l'ltalie, Ja Prance, 1c Royaume-Uni) ont decentralise lem systeme poli-
tlq ue.

Puisque cette confcrenee a ete organisee a l'initiative du Comite eco-
nomique et social europeen et des chambres autriehiennes du travail et
de I'industrie, je limiterai desormais mon propos a ce systeme speei-
fique qu'est celui des assoeiations d'interct en ta nt que vectems de Ja
"dclllocratie participative«, systeme auquel ces organes participent eux-
memes.

2. Une solution au deficit democratique reproche Cl l'Europe?

l;intCrct des milieux europeens pom la »democratie parricipative«
doit provenir du "dCficit democratique« que 1'on reproche souvent a
1'Emope. Des modalites supplementaires assurant Ja participation pu-
blique au processus decisionnel communautaire semblent etre eonside-

132



des e0111111enecessaires. Et le rejet par l' electorat de b Constitution eu-
ropeenne dans ceftains hats rnernbres pellt, de fait, etre interprete
comme l'expression d'une defiance des citoyens envers les institutions,
lesprocessus ct/ou lcs responsables politiques europeens. En ce qui me
conccrne, j'ai vote contre Ja Constitlltion lors du referendum neerbn-
dais, en partie en tout cas, parce que je me mefie profondement du pro-
ccssus d'integration europeenne dont Ja force motrice semhle moins
correspondre a un choix politique explicite qu'a un mouvement quasi
autonome d' expansion de la legislation et de la jurisprudence comn1U-
nautaires qui se fonde sur des principes etablis tels q1l(: la necessite de
»conditions de concurrence equitables« sur lcs marches europeens in-
tegres et qui empeche les autorites nationales et supranationales d'exer-
cer une reelle influence sur ce processus. Dans un autre texte, j'ai assi-
mile cette tendance a une theorie quej'ai nommec "la theorie de Ja hi-
cyclette, du rouleau compresseur et du volant« dc I'integration euro-
peenne.

La solution pellt-elle venir de la democratie associative, via !es asso-
ciations d'interet? Apres tout, cette alternative est, depuis longtemps,
couronnee de succes dans plusieurs pays europcens. Peut-elle combler
le fosse qui serare les citoyens europeens des institutions et des respon-
sables politiques conlmunauuires?

11 pourrait en etre ainsi et nous tentons d'y parvenir, par exemple
grace au Comite economique et social europeen. Neanmoins, je distin-
gue cinq problemes potentieIs que j'evoquerai hricvement:

(J) La dis pari te qui caracterise la presence, le developpement, l' effi-
cacite, la popularite et la legitimite de la democratie associative en Fu-
rope.

(2) La qucstion qu'implique le problcrne precedent: dans quelle me-
sure les diverses associations qui pretendent representer des categories
de la population europeenne ou nationale s()lJt-elles reellement repre-
sentatives aux yeux de ces merlles categories?

(3) Dn particularisme trop prononce, une orientation trop monothe-
matique ne nuisent-ils pas a l'imagc globale, a l'inter01 general?

(4) Une trop grande professionnalisation de ces institutions ne peut-
elle pas s'averer dangereuse? En effet, ne risquent-elles pas de reprcscn-
tcr cle moins en moins les citoyens ordinaires et de se consacrer de plus
en plus aux intercts des eliles d' expens qui dirigent ces associations ou
qui sont employees par dIes?

(5) Ce qui foncti(:mne au niveau cle la »ville« (et des pctits Etats-
nations) sera-t-il efficace a l'cchelle europcenne, beaucoup plus vaste?
Des I(ws, la distance entre les citoyens et l'elite politique communau-
taire n'est-elle pas trop grande?

133



3. Un probleme majeur: la disparite des traditions associatives dans
['bisloire europeenne

Dans la presentation qu'il a effectuee lors de Ja preseme conferenee,
M. Franz Traxler amis l'aeeent sm les couts et les benefiees de Ja demo-
crarie associative. Les eoüts er les henCfiees, et par la-meme leur equi-
!ihre, so nt lies a la pertonnance et a Ja reputation des assoeiations. I,eur
effieaeire et leur effieienee dcpendent en premier lieu de leur eapaeite de
gestion: de leur aptitude arasselnhler et a (re)formuler des interets, a re-
gu1cr elles-memes avec efficacite leur eategorie soeia1c et a influencer Ja
politique puhliquc. Leur legitirnite, Ja confiance que leur accordent 1cs
citoyens sont cgalement importantes et cette legirimite derermine, a son
tour, le caractere gerable de ces strucrures. La competence et la legiti-
mite peuvent se renforcer mutuellemem, mais il existe cgalement une
spirale vicieuse. Une perte d'efficacite est susceprible d'affaihlir la
confiance que le public accorde aux structures associatives qui peuvent,
de ce fait, devenir encore mo ins efficaces, er ainsi de suite. Au cours de
leur histoire, les pays europeens onr connu diverses sOftes de spirales
dont a pu emaner un renforcement tant positif que negarif. En raison de
la disparite de ces experiences historiques, Ja popularire de la dem oe ra-
tie associative comml' forme de democratie participative varie sensible-
ment au sein de I'Europe.

Les pays sirues au nord et au centre du eontinent europeen (la Scan-
dinavie, les Pays-Bas, I'Allemagne, l'Autriche) posscdent une riche ex-
perience en matiere de reprcsentation des interets grace aux »corps«,
aux »organismes« ou aux associations d'acteurs economiques. Nombre
de ces structures trouvent leurs origines dans les guildes mcdicvales. A
cette epoque, les economies locales europeennes siruces sur deux grands
axes atlant l'un dl' l'Ecosse a Ja Hongrie, l'autre de Stockholm a Flo-
ren ce, ctaient rcgies par des associations d'acteurs economiques aux-
quelles incomhaient cgalement des missions pubJiques autres qu'econo-
miques. Ainsi, au 13e siecle, l'assoeiation des pl'Chcurs de Hongrie etait
chargee de defendre un tronr,;on des murailles de Ja ville de Buch que
l'on appelle aujourd'hui le Bastion des pecheurs (comme l'a indique
preced emment l'orateur hongrois).

Les associations perrnettanr une expression organisce de la socictc ei-
vile se sont developpees de maniere plus intense dans les panies du
continent europcen Oll le commerce a rapidement eleve une classe
moyenne de marchands pour la placer au meme niveau que 1esdeux or-
dres exisranrs - le clergc et la noblesse - dont elle est devenue 1a rivale
et dont les me mb res devaient leur niveau de vie, leur prosperitc et 1cur
pouvoir a un monopole d'acces aux terres agricoles et a l'au-dela. On
retrouvait cette configurarion le long des principales routes commer-
ciales, du COllrs de certains fleuves tels que le Rhin, le Danube ou la
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Volga et autour des mers de petite taille comme Ja Mcditerranee, 1a mer
du Nord ou la ßa1tique. En fin de compte, la plus forte concentration
de villes COlnlnervantes s'est developpee le long d 'un axe partant du cen-
tre de l'Angletene, passant par Ja Bc1gique,les Pays-ßas, le sud-ouest
de l' Allemagne, la Suisse, Je nord et Je centre de l'Ita1ie, reliant ainsi Ja
mer du Nord et la Baltique a b Mediterrance. Cer axe correspond en-
core aux regions les plus densement peuplces d'Europe dont cmanc une
lumicre si forte, Ja nuit, qu'un astrotnute observant notre continent
pounait la distinguer sous la forme d'un »croissant bleu«. Depuis la fin
du Moyen Äge, la vie economique er politique de ces rcgions a ete re-
gie par des associations. En outre, le »croissant bleu« est I'un des fac-
teurs de Ja formation des \::tats decrits par le politologue norvcgien Stein
Rokkan (1975), afin d'expliquer et de comprendre la naissance de I'Etat
curopeen et des clivages sociaux dont so nt issus divers institutions et
partis politiques (figure nOl).

Figure n"J
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!,Ol's(jlle fes c1assl!s m(~I;erJf'le.)'Oll !'f..',~li.'ie ont rq)/"(Js(~nuJ 1/lJe ("O//{,'III"I"i'IICe ,,.op imp0r!unle pour !'f~'lal r!merge11l, J(J
(.'~)1.1slni(.'lfor~de celt.a-ä s 'es! rap/demenl arre/Je (il (,:'.'11d('flle/ln; (/(J{,'(Jnll"Ilhw!): ce ju.( le cas du nm'd d~~ ('I'elie, {'~I.! /(/

L)/lIS,Ii(', dl~/ Allemagne du swJ-ouesl cl dlllJi!nelw:. /) al/lres !)(Ir.\' 1!',.\'j'JiI,I;l1l'. /'I'(l}/(.'(', (,Inmde-Bretagne, ,\ut'de, .'lu/nche,
}'()!ogne, FI"IIS.\'4", Ulls.\'l(~) oN( (:onn/./ une cen/I'ali.wlio/l dUII.\' !es )"(lg!OIIS du nord t~t fes p(ll'tphtlries.

L'autre facteur, reprcscntc pcrpendiculairement au croissant formc
par 1es villes, correspond a Ja disrance par rapport a Romc, a savoir a
l'influence et a 1a rivalite que reprcsenrent l'Eglise catholique romainc
dominante et I'hcritage (juridique) de l'empire romain. Plus les Etats
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emergents etaient proches de Rome, plus forte etait Ja concurrence avec
le pouvoir papal. Le cas specifique de certains pays tcls que Ja Pologne
et I'lrlande (qui ont choisi 1c catholicisme afin d.'acquerir une identite
distincte des puissances qui les occupaient, a savoir la Prusse et Ja
Grande-Bretagne) mis apart, I'axe de d.emarcation entre les territoires
catholiques et protestants (enterine en 1648 par 1ctraite de Westphalie)
se situe environ a mi-chemin entre la Scandinavie et Rome.

Les guildes et les cooperatives etablissaient des reglelllentations er
fournissaient d'autres prestations publiques (tell es que Ja formation)
dans leur secteur economique, 1cs milices de citoyens dCfendaient les
murs des villes, 1csorganisations caritatives developpaient de rudimen-
taires initiatives d'aide sociale et aux Pays-Bas, des associations Illet-
taient en place des ouvrages de protection contre les inondations mari-
times ou fluviales. Chacun de ces organisllles correspondait egalemellt
a une forme d.e convergence et de participation des intcrcts politiques
(bien avant qu'i1 n'existe de veritable democratie) et ils constituaient
d'importants viviers de recrutement de responsables politiques. (C'est
toujours le cas aux Pays- Bas:nonlbre de premiers ministres arrives au
pouvoir apres la Seconde guerre mondiale etaient d'anciens dirigeants
syndicaux ou responsables d'associations patronales.)

Lors du proeessus de formation des Etats, Ja puissance de ces orga-
nisations eeonomiques et politiques issues de Ja dasse moyenne a rapi-
dement mis un terme a Ja centralisation du pouvoir politique, du moins
dans les pays qui n'etaient menaces par aucune puissance etranghe
ni/ou instabilite frontaliere et Oll n'existaient, de ce fait, pas de fortes
tendances centralisatrices. i\ insi, dans cette partie de I'Europe sub-
sistern toujours quelques petits (:tats (Ja Bclgique, le Luxembourg, Ja
Suisse) et/ou des fedcrations dccentralisees (l'Allemagne, Ja Suisse, Ja
Belgique, l'Italie - particllement).

De part et d'autre de cet axe central de villes commerpntes, la no-
blesse subissait moins la rivalite des dasses moyennes dans les villes
marchandes (Tilly 1992). Dans ees regions, la base de ]'econolllie de-
meurait agrico!e et Ic pouvoir de la noblesse etait ainsi confortc. Ainsi,
Ja centralisation du pouvoir politique fut faeilitce et a engendre des
f:tats (quasi) absolutistes. lIen fut ainsi pour Ja Russie, Ja Pologne, Ja
Prusse, l'Autriche, Ja France, l'Espagne et l'Ang1cterre: 1epouvoir po-
litique trant devenu plus centralise, jJ a restreint »I'espace public de re-
g!ementation« dont beneficiaient !es associations privees.

Dc nos jours, cette difference cxistc cncore, elle a survecu aux divers
changements, notamment i ceux qu'ont apportes la Revolution fran-
~aise et Napoleon (tcls que I'interdiction des corporations et Ja centra-
lisation des Pays-Bas).

Au nord et dU centre de l'Europe, cette tradition fut maintenue et/ou
reintroduite a Ja fin du 1ge et au debut du 20e siede ahn d'endiguer le



conflit des elasses. Dans les pays dorn la tradition historique etait moins
signifieative, les autorites cenrrales ont tente de mettre en place des
srrucrures assoeiatives descendanres et des elements d' autonomie afin
de repondre aux demandes de partieiparion formulees suite a la n~volu-
tion industrielle par les nouvel1cs c1asses cmergentes. C'est en Autriche
que cette tentative a eonnu le plus grand succ(·s. Le proeessus "du haut
vers lc bas« qui a presid6 a Ja creation des associations y demeure per-
eeptible, il eorrespond aux vastes missions et prerogarives d'ordre pu-
hlic d'assoeiations teIles que les chambres du travail, de l'indusrrie, des
artisans ou d' agrieulture. Ainsi, par le passe, Ies responsables politiques
ont consolide 1c röle des associarions en unt que modalites interme-
diaircs de Ja "dcmocratie participarive« en leur attribuant un statut de
droit public, des obligations et des privilegcs lies a ce statut (partieipa-
tion obligatoire, pouvoir fiscal et reglementaire dans le scctcur d'aeti~
vite eoneenle). Les Prussiens ont tente d'en faire de mcmc sous Ie

.deuxicme puis Ie troisieme empire germanique. En 1934, les nazis onr
rendu obligatoire I'appartenanee aux ehambres er aux guildes (appelees
»Innungen«), ce qui a legcrerncnt affaibli Ja legitimite de ces organisllles
qui existent, neanmoins, roujours.

En ['ranee et dans les pays qui ont (·te oceupes par les armees revolu-
rionnaires fraIH,:aises,les corporations ont etc abolies vers 1800. Aucun
"corps inrermediaire« ne devait exisrer entre !e citoyen et l'Etat, car
sous l'Ancien regime, ces corporations oetroyaient des privilCges ce qui
erait contraire au principe revolutionnaire d'egalire formelle devant la
loi. En Pranee, la creation de nouvellcs struetures a la fin du 1ge siccle
fut sensib1cment plus difficile er de nos jours, Ies assoeiations represen-
tant des intercts prives sont encore considerees eomme des porte-
parole d'interets particuliers qui Inanquent de legitimite paree qu'elles
representent une menace po ur ,,1'inter0t public«. Conrrairemcnt aux
Pays-Bas ou a la Suisse, Oll Napoleon avait egalement aboli les guildes,
il n'y eut pas reellement de renouveau signifieatif a la fin du 1ge siede.
Les syndicars fran(,;ais demeurent relarivemenr faibles, malgre le "bruit«
qu'ils provoquent de remps a autre en organisant des grcves ou des ma-
nifestarions dans Ia rue. Leurs membres ne sont pas suffisamment nom-
breux (les taux de syndicalisation sont tres bas), I'organisation est frag-
mentee et !es syndicars n'exerccnt pas une influence importante sur Ie
gou vernement.

D'autres grands (~tats centralises sirues a Ia peripherie de l'Europe
(I'Espagne, la Grande-Bretagne, la Pologne) ont eonnu, pour diverses
raisons, des singularitcs historiques concernant le proeessus de forma-
tion de I'(:tat et la gouvernance assoeiative. Ils ont IH~anmoins un point
eommun, a savoir un reseau d'associations d'interet relativement peu
devc10ppe et/ou une participation limitee de ces associations a la gou-
vernanee publique.
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Les diverses experienees historiqucs dcs europcens avee le seetem as-
soeiatif se reflktent dans les indices de eonfianee qu'aeeordent les ci-
toyens aux associations et a la partieipation que eeIles-ci cnrcgistrcnt;
ces donnces figurent dans le tableau 1.

T,lbleau 1: Les divers niveaux de popularite des associations

CONFIANCF
DK NL GE n A B F I Eaccordcc aux

~~~,-

Syndic;lts 51 62 41 37 39 36 30
-'.-

Associalions caritatives 64 74 6';) 5, 51 (,7 62
PARTIClPATI0N a:

" ..~
1 assoeiation (au moins) R4 79 54 52 52 47 40 33 2R
Syndicat/pani polilique 52 19 11 ') 11 8 4 4 3
Associalion 5 11 I 1 1 1 1 1 1
de consommateurs--_ ..
Assoc. environncmcntale 15 25 9 7 10 4 3 2 I_. ~. ,. ,.., ..

Assoc. dc droils 5 5 2 1 3 3 2 2 2de ]'homme
.. ...~

Club sporlif 37 36 1') 2K 19 19 IR 10 10
Club de loisirs 18 16 12 11 10 4 2 1 0

Si)(lr'C~~~Snci:lal Culturccl Planburc;,lu (2001) SOCi;l,d ~~rlC(d\\lf(~e:l J-tlPPOI1 20DD. NcJcrL:md in Europa, La H<lyt:,
Slu,suiltt:V~r"ij Bure;.l.Udc pbnific"ltiü.l1 :)(H..:illk (~l(:IJll.lJn~II{~ (2001) J{appol1 :'iOCi'll et ClllturcJ 2000, T,('~ P,ly~-R:l." (:11

Furopc

En raison de ces expericnces hisLOriques heterogenes, les citoyens des
divers Etats melllbres de I'UE n'ont pas la menle pcrception de I'utilite
des associations par I'inrermediaire desquellcs ils participcnt a la politi-
quc publigue, generalement dans leur propre pays, et des lors egalement
au niveau europeen.

Du fait dc Ja diversitc de ces contextcs historigues, il ne sera proba-
blelllcnt pas heile de convenir, au niveau europeen, du roje essenticl
joue par les associations dans Ja "democratie participative«. Ainsi, il
n'est guhe etonnant gue les membres fran<;:aisdu Comire economique
et social europcen prCfcrent parler de »dcmocratie participative<' et de
"dialogue civik plut6t que de"democratie associative« ou de"dialogue
social« cr que les Britanniqucs sc montrent sceptiques a I'cgard de la de-
mocratie participativc alors gue les Autrichiens, Ics Ncerlandais et les
AJlemands scmblcnt la considerer commc saCfl~C.
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4. Problemes divers

Les perspeetives d'avenir de Ja dcmoeratie assoeiative sont, en outre,
confrontees a un certain nombre d'autres ddis. Je les evoquerai bricve-
ment.

En premier lieu se pose une question ancienne, a savoir dans quelle
mesure lcs associations reprcsentent dfectivement leur secteur et 1'en-
semble des citoyens; ccttc question acquiert une aeuite nouvelle du fait
des reeents changements qu'a connus l'engagement associatif des ci-
toyens europeens. D'une maniere generale, le nombre de membres et Ic
taux de penctration des associations traditionnelles d 'interet »econo-
mique«, notamment des syndicats, diminuent, tandis que les structures
d'intcret publie (notamment eelles qui ont trait a l'environnement ou aux
droits de l'homme), sont en expansion. Ainsi, Ja representativite de ces
associations economiques est menacee, ce qui est particulihement im-
portant pour le Comite economique et social europcen au sein duqud
ces organisations economiqucs disposent quasiment d 'un monopole.

En outre, ce probleme est en partie dü aux difficultes habituelles qui
concernent I'action collective ct que rcneontrent les associations d 'inte-
ret (Olson 1965). Leur action a souvent un impact public dont benefi-
cient tous les citoyens concerncs. l,es augmentations de salaire, la pro-
tection de 1'emploi, et des conditions de travail plus süres profitent ega-
lement aux travailleurs qui ne sont mernbres d'aucune assoeiation. S'ils
peuvent en beneficier sans effort, quelle raison auraient-ils d'apporter
une contribution (eotisations, respeet des regles etablies par l'associa-
tion)? Ces resquilleurs mena<;ant d'aHaiblir Ja position des associations,
l'une des solutions mises en ceuvre fut la syndicalisation imposee, soit
par des contrats signcs avee les employeurs (systemes d'affiliation obli-
gatoire pour les employcs - "c1osed shop agreements«), soit grace au
soutien legislatif du gouvernement etablissant une obligation d'affilia-
tion comme 1'illustrent les chambres autrichienne et allemande ou en-
core Ics associations syndieales statutaires neerlandaises. Mais ces alter-
natives sont de plus en plus considerces comme diseutables. L'affiliation
obligatoire est-elle compatible avec la libene d'association qui est ga-
rantie constitutionnellement - et qui sera peut-etre un jour inscrite d;ns
une Constitution europcenne? Les partisans de l'affiliation obligatoire
pourraient retorquer en rappc1ant que »l'appartenanee a UD Etat« et ,des
redevanees fiscales destinees aux prestations publiques« sont egalement
imposees. Alors pour quelle raison ne pourrait-on pas cnvisager de
considcrer lcs organismcs d'aHiliation obligatoire COnlIl1edes »munici-
palites de nature fonctionnelle«? En plus des entites territoriales qui
constitllent Ic soubassement des Etats, ces derniers ne pourraient-ils pas
se doter de fondernents fonctionnels? Et si une telle option etait envi-
sageable pour les Etats-nations, pourquoi Ja refuser a l'UE?
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Le second probleme est lie a l' evolution des structures dirigeames des
associations vcrs Ja professionnalisation. Les caracteristiques essen-
tielles de la dcmocratie associative sont l'auto~organisation ct Ja rcpre-
sentation, c'est-a-dire la participation volontairc des eitoyens. Sans cela,
comment les associations pourraient-c1les etre des modalites de partici-
pation ouvertes aux citoyens? Cet aspect est menace par une evolution
a long terme transformant ces organisations originales qui fonction-
naient de maniere ascendante et autonome en structures professionna-
lisees, dirigees par une elite d'experts associatifs. Cette tendance a une
facette positive. La professionnalisation a pennis d' augmenter l'effica-
cite et I'efficience, mais ce fut au detriment de l'implication des mem-
bres. D'autres problemes sont apparus: l'opacite du processus decision-
nc1au sein des associations, du regroupement et de Ja representation eies
interets; le favoritisme, le nepotisme et la corruption dus a l'absence de
mecanisl1les de contrtJle qui encadreraient le pouvoir de l'elite associa-
tive. Certaines ~.;oll1tionspermettraient de remedier a cette »tragcclie«:
des elections periodiques obligatoires au sein eies associations avec plus
d'un candidat pour chaque poste ou bien des personnes exterieures et
des administrateurs designes de maniere contraignante selon le meme
processus qu'un jury de tribunal. Mais en fin de compte, on devrait
peut-etre cOl1lprendre que le dcvcloppement d'une elite clirigeante ne
cloit pas etre freine. [)'une manihe generale, le monde politique a ega-
!cmem connu cette evolution. Il importe que cette elite reste re1ative-
me nt ouverte et flexible,il doit etre bcile de I'integrer et de la quitter.

La troisieme difficulte liee a la participation clenlocratique qu'assu-
rem les associations est la nature monothcmatique de 1a plupart de
celles-ci. N'ayant pas a rechercher un equilibre entre divers interets et
mesures politiques, c1!cspeuvem se montrer »irresponsables« en se fo-
calisant sur un enjeu specifique au detriment des autres. 11s'agit cl'un
fonelemem recurrent de la defiance que 1'0n peut eprouver envers!cs as-
sociations: elles n'agissent et n'agiront pas dans »l'imeret public gene-
ral«. Certains groupes socictaux creeront plus facilement cles organisa-
tions puissantes; elles seront de ce fait privilcgices et pourront eventucl-
lement exercer une intluence cxcessive, faisam ainsi jouer les politiques
publiques en faveur de !curs illteret.~ specifiques. Les groupes de pres-
sion politique suscitent generalement ce type de crainte. Sc10n la »theo-
rie cconomique de la reglementation« (cf. Stiglcr, 1971), c'est la raison
pour laquelle nombre cl'Americains se mefiellt de toute politique ou re-
giementation publique. Une teile reglementation aurainevitablemcnt
ete oriemee par des groupes ayant un interet particuliLTement marque
pour la politique eu question et disposant ele ressources associatives
particuLierel1lent puissantes pour exercer lem influence. En raison cle Ja
predominance des associations, toute disposition reglcmentaire favorise
des interets specifiques. Au cours cle l'histoire, diverses solutions om
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ete mises en ccuvre pom resoudre ce probleme. L'une d'elles consiste a
developper progressivement de vastes associations polyvalentes (cha-
peautant les autres) qui doivent gerer nombre d'intercts propres a une
grande divnsite demembres et qui ne peuvent pas facilement externa-
liser les couts de lcurs politiqucs d dc kurs groupes de pression vers des
operateurs independants, car en raison de Ia pol yvalence dc ces struc-
tures, les operateurs independants ne sont guere nombreux. LEtat a pu
avoir rccours a une autre solution en conviant ces associations d 'interet
specifique a sieger au sein de conseils ou de comites consultatifs. Cette
invitation offre I'opportunite d'entrcr en contact avec les responsables
politiques et d'exercer une certaine influence. En contrepartie, les gou-
vernements ont ouvert ces conseils a nomhre d'intCrCts divers, voire di-
vergents; chacun d'eux s'est retrouve confronte aux autres et a du se de-
fendre. 11en resultc un echange de points de vue, de preoccupations,
d'arguments, etc. devant permettre d'allenuer certaines positions exces-
sivemcnt specifiques et de faciliter l'evolution vers un consensus ou un
compromis Jargemcnt partage qui definit en q.uoi devrait consister I'in-

. .

terct public. Cette idee cst egakment a Ja base du Comite economique
et social europeen: ctre un forum au sein duqucl diverses organisations
monothematiques se rencontre nt et confrontent kurs interf'ts.

Le dernier probleme consiste a se demander si les experiences posi-
tives obtenues a un certain niveau d' agregation peu vent ega1cment
s'avcrer eHicaces ades niveaux de convergence differents. Le succcs
rencontre a un niveau local et national (generalement dans de petits
pays) en matiere de democratie associative cst-il egalement envisagea-
bk au niveau de l'UE? Dans quelles conditions cela peut-il remedie;' au
pretendu dCficit democratique europeen? Je conclmai par quelques
propositions - qui sont davantage des qucstions quc des affirmations-
qui pourraient permettre de renforcer le röle des associations en ta nt
que modalites de Ja democratie participative en Europe:

• reconnaltre formc11cment Ja democratie associative dans une even-
tuelle Constitution europeenne;

• pennettre et faciliter le developpement d'associations plus vastes
(d'envergurc communautaire?), par exemple en leur accordant un
acces privilegie ou monopolistique au processus decisionnel euro-
peen ou en leur attribuant des fonctions, des prerogativcs et une
auto rite exclusives concernant l'autoregulation et/ou le respect des
reglementations dans leur secteur. Dans certains pays, cette strate-
gie gouvernementale s'est averee cfficace;

• renforcer Ja representativite, par exemple en aUlorisant I'affiliation
ohligatoirc;

• il pourrait s'averer necessaire que I'UE assouplisse quelque peu sa
politique de Ja concurrence. Les autorites de concurrence ont ten-
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dance a considcrer que de nombreuses aerivircs mences par les as-
soeiations d'imcrcr ceonomique eonstituent des »restrietions au
commerce«. Si l'UE souhaite qu'une democratie associative viable
constitue une forme de dcmocratie participaüve, elle devrair im-
partir de l'espace aux activites des associations socio-economiques
au sein de sa politique de la concurrence en trouvant un equiJibre
entre les couts lies aux restrictions commerciales et 1es bcnCfiees
apportes par l'implication du monde associatif dans la polirique
publique communautaire.

Laurre solution consisrerait a suivre l'exemple americain. La stricte
legislation antitrust en viguem depuis les an nees 1890 y a entrave 1ede-
veloppement des associations d'inrcret economique. Elles sont loin
d'egaler Ja polyvalence er Ja participarion a l'auroregulation sectorielle
et/ou Ja contribution a la reglenlentation nationale qui caracterisc lcs as-
sociations de certains pays europcens. De ce fair, le rcseau associatif
americain est pluralisre, compose d'organismes qui defendent impassi-
blcmenr leurs propres interets specifiques.

La Commission europeenne a recemment exprinle des inquietudes
concernant la sphhe bruxelloise des groupes de pression. Actuellement,
celle-ci releve davantage du pluralisme americain que du corporatisme
europeen (Streeck 1992). Dans un milieu constitue de groupes de pres-
sion aussi pluralistes, les cvenruels problemes affectant Ja democratie as-
sociarive qui onr ere evoques dans ce document - manqu<.:de reprcsen-
tativite, donlination des experts, opacite, favorirismc, pouvoirs incon-
t[("lles- sonr susccptibles d' etre plus importants que dans des systemes
associatifs qui pourraient se deveJopper plus librement s'ils subissaient
moins de contraintes dues a la politique de la concurrcncc.
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RESULTATS INEGAUX EN EUROPE: EBAUCHE
D'HYPOTHESES SUR LE RÖLE DES INSTITUTIONS

1. Objectif el grandes lignes

Face a Ja faible croissance en Europe et au maintien d'un taux de chö-
mage elevc', la question sc pose de savoir si ce sont les specificitcs du
modele soeial europeen qui om engendre ccs resultats decevants. Le
presem document deerit les caracteristiques du modele soeio-ceono-
mique europeen ainsi que les differences entre les sous-modCles des dif-
ferents pays europeens (Aiginger, Guger, 2006A, B). 11 evogue <:nsuite
les caracteristiques spccifiques du modele nordique et les changemems
et strategies gui ont induit une plus grande prosperite dans ces pays, ces
dix a quinze d<:rnieres ;mnees ~ apres phlsieurs cris<:s dans les annees
1970 et 1980 ainsi qu'au COllrs de la premiere moitie des annees 1990.
En particulier, nous examinerons le role des institutions e11 ce qui
concerne I'amelioration des capacites des pays a faire face au change-
menL L' expose sc structure comm<: suit: le modele socio-economigue
et ses variant<:s sont definis dans Ja partie 2; nous comparons ensuit<: les
resultats des differents modeles dans le long et le court tenne; Ja partie
4 deerit la strategie des pays europc<:ns qui reussissent. Ensuite, nous
analyserons les diffcrences gue presentent les pays seandinaves et 1cs
pays continentaux s'agissant de leur capacite a s'adapter au clungement
et le röle que peuvent jouer dans ce cont<:xte des institutions fortes et
inclusives. Enfin, il est proccde a une synthese du docum<:nt dans la par-
tie 6.

2. Le modele europeen: ses varianies et resultats

Nous dCfinissons le nlodele socio-economique de manihe pragma-
tigu<:, en termes de responsabilite, cl<:reglememation <:t de redistri-
hution (Aiginger, Guger, 20061\, B):

• responsabilitc: la societc ades responsahilites assez etendues s'agis-
sant du bien-etre des individus; elle doit les proteger cl<:Ja pauvrete
et leur fournir une aide en cas de maladie, handicap, ch()mage et
vieillesse. I,a societe pron1<:ut activement l' cducation et la sante et
fournit souvent des services dans ces domaines. Elle souti<:nt les fa-
milles (soit au )]10yen de transferts soit par le biais de prestations
de soins et d'aide au logement);

• rcglementation: les relations de travail sont institutionnalisc<:s; d-
Ies se fondent sur le dialogue social, le droit du travail et les
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convcntions colkctives. Elles sont asseZ f(§glemenrees et sont en
partie fa<;onnecs par Ics partenai res sociaux (a I' echelon des sec-
teurs et des entreprises). I1 existe une reglementation administra-
tive et economique pom les marches des produits. La creation
d'entreprises depend de pennis et en partie des qualifications des
proprictaires ou des gestionnaires;

• redistribution: les transferts, l' aide financiere et les services sociaux
sont accessibles a taus les groupes; les di [ferences de revenus sont
limitces par des transferts financiers redistributifs, Ja fiscalitc, I'im-
pöt foncicr et l'impßt sur les Jegs.

Ces trois caracterisriques de base indiquent que le modele emopeen
reprcsente plus qu 'un modele social au sens strict. En effet, i1influe ega-
lement sur la production, l'emploi et la productivite et par consequ~nt
sm la croissance, 1a competitivite et tOllS les autres objectifs des poli-
tiques economiques. En outre, k modele europeen a une influence sur
Ies relations sociales, les institutions culturclles et Ie comportement,
I'apprentissage ainsi que sur la crearion et la diffusion des connaissan-
ces. Enfin, et specifiquement en rapport avec cet expose, il definit Ja ca-
pacite de faire face aux chocs exterieurs et aux changements tels que la
mondialisation. C'est pourquoi nous preferons parkr de nl0dele socio-
economique plutßt que d'un simple modele social.

Le modele socio-economique de I'Furope peut paraitre assez homo-
gene de I' exterieur, il y acependant de nombreuses differences impor-
tantes entre les pays. I1 est frequenr de fairc Ja distinction entre le mo-
dele scandinave (souvent appek modde nordique), le modele continen-
tal (egalemem appcle lnod<:'!ccorporatiste et parfois modele rhenan) et
Ie modele liberal applique dans Ics pays connaissant un contrale du
nurchc rcduit, des transferts peu C1eveset des filets de sccurite publics
peu dcSvcloppcs (Ie modele anglo-saxon). Dans le modele ang]o-saxon,
un niveau d'inrervention plus faible est generalement recherche, et c'est
I'aide aux personnes defavorisees qui est visce (»approche sous condi-
tians de ressources«). Nous avons egalemenr qualifie de »modele medi-
tcrraneen« celui des pays d'Europe mcridionale, dans lesqucls une
consommation encore modeste va de pair avec I'existence de reseaux fa-
miliaux. Dans Ie futur, un cinquieme modde, non encore dcveloppe,
pourrait apparaitre au niveau des nouveaux Etats membres (Ies pays ex-
socialistes). Plusiems institutions sociales n' ont cte creees qu' apres la
transition mais elles ne disposent pas de moyens financiers suffisants
pour devclopper un vaste systeme de protection sociak et dIes man-
quent de determination po ur rattrapcr 1eniveau des anciens Etats mem-
bres. Nous appcllerons donc ce cinquicme modele Ie »modele de rattra-
page«. Hors Europe, 1e modele des Etats-Unis prcsente un niveau de
depenses sociales plus faihle et un moindre degre de reglcmentation, il
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partage done des caracteristiques communes avec le modele liberal en
Europe. Cest pourquoi nous regroupons le Canada, l'Australie et Ia
Nouvelle-ZeIande dans le »modele anglo-saxon d'outremer«. LeJapon,
de meme que les autres cconomies industrialisees d'Asie ne sont pas
concernes par cette discussion.

Cest lc modele scandinave qui est Ic plus complet; il accorde une tres
grande importance a la redistribution et les avantages sociaux sont fi-
nances par les impöts. Le modele nordique repose sur Ia eollaboration
etroite des institutions et du gouvernement. Les syndicats sont forte-
ment impliqucs dans l'administration de I'assurance chomage et de Ia
formation, et le modele est caracterise par une politique active du nur-
che du travail et par un taux d'emploi eleve. Le modele continental ac-
corde de l'importance a I'emploi et aux remunerations en tant que base
des transferts sociaux. Les transferts sont finances par les cotisations des
employeurs et des employes. Les partenaires sociaux jouent un role im-
portant dans les relations industrielles et [es negociations salariales sont
centralisees. La redistribution et l'inclusion des exc1us ne sont pas des
priorites. Dans le modele anglo-saxon, l'accent est mis sur la responsa-
bilite individuelle de chacun, Ie marche du travail n'y est pas reglemente
et la politique de concurrence y est assez ambitieuse. Les transferts so-
ciaux sont plus faibles que dans les autres modeles, plus cibles et accor-
des sous condition de ressourees. Les relations de travail sont decentra-
lisees, et les negociations ont lieu essentiellement a l'echelle de l'entre-
prise. Dans les pays mediterraneens, les transferts sociaux sont peu ele-
vcs; les families detiennent toujours un role important pom ce qui est
de fournir securitc et logement. Les syndicats et les representants des
employeurs occupent une plan: importante dans le processus relative-
ment centralise de negociation en matiere de salaires et de conditions de
travail. Les taux d' emploi, en particulier celui des femmes sont bas.
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Figure J: Dipenses sociales exprimies en pourcentage du P[B
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Le modele scandinave est applique dans cinq pays, a savoir, d'une part,
les trois pays ayant obtenu les meilleurs resultats (globaux) ces quinze
dernihes annees (1eDanemark, la !"inlande et la Sucde, dits les »top 3«
dans Aiginger, 2004), er d'aurre part, la Norvege et les Pays-Bas. L'in-
dusion des Pays- Bas dans ce graupe est le choix le plus controverse, car
le modele ncerlandais est moins ambitieux, redistrihue moins et met
moins I'accent sul' l'egalite entre hommes erfemmes (du moins jusqu'aux
annees 1990)·. NollS ~egroupons cinq pays dans le modele continental -
Ia Prance, I'Allemagne er 1'ltalie, qui sont les trais grands pays continen-
taux, ainsi que la Belgique et l'Autriche, deux pays a forte croissance en
te te du classement du PIß par habitant1c• 11esr interessant que la typo-
logie du modele soeial rassemble l'Allemagne et la France dans un meme
groupe. A differents cgards, le niveau d'intervention (Cleve en France,
faible en Allemagne), le type de politique industrielle (sectorielle en
France, hori70ntale en Allemagne), I'importance des nationalisations ou
Ia politique de concurrence (1a France privilegie les »champions natio-
naux« tandis que pour l'Allemagne, la politique de concurrence esl sa-
crce), ces deux pays relevel'aient d'approches differentes. Mais la littera-
ture est unanime pour inclure Ja France er l'Allemagne dans le meme
graupe de »modele social«. Il existe une ccrtaine divergence quant a sa-
voir si l'Italie s'integre mieux dans ce groupe que dans lc graupe medi-
tel'l'aneen. Puisque nous avons place l'Italie dans le graupe continental,
le modele medirerraneen inclut l'Espagne, le Portugal et la Grece. Le
Royaume-Uni est le pl'incipal l'epresenranr du modele anglo-saxon en
Europe. Vu son faible degre de reglcmentarion er son sysreme social, 1'lr-
lande prcsentc des similarires avec le Royaume-Uni, mais les intel'ven-

')Certains autfurs classrnt lts Pays-Ras dans It groupc du mndc.'lc contincntal.
1011esl. inl.(~n:%;lTlt. dc constatcr qu1au moins qu:..ltre des six membres fondateur.s de l'UE appartic.nnc.nt
a CL I=;:roupc. Lcs Pays-Ras sc trouvent :..lUX confins des 1110ddes continental et 1J(~andinavc, c..~tk .I.uxc..~m-
hourg se situc cntre les mndelcs. continental et ilnglo-saxon.
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!ions publiques y ont ete intenses, et I'on y lrouve des earactcristiques
de pays en phase de rattrapage: une part imporrame d'IED (investiss<.>
ments etrangers directs), une fiscalite faible pour les entreprises er une
politique regionale qui soutienr 1esperires Cl moyennes entreprises. En
Europe, ces strategies constituenr a presenr 1eparadigme des cconolllies
en phase de rattrapage. Ilors Furope, nous regroupons le Canada, les
:t.tars-Unis, 1a Nouvelle-Zclande et l'Australie dans ce que nous appe-
Ions 1e»modele anglo-saxon d'oulrelller«.

1:1bleau 1:

R{su!tats: cmissarJce du PIß a court el {( long terme
1%011990 199012005 'l':HJX d(~Ch(')I'rl:lg~ Taux d\:lI1p.loi

Croi~s'1ncc .1I1nucllc eil %, 1990 2005 1')')0 200.~

Modele scalldillave 3.3 2.3 4.7 5.6 7J.J 74.2
Dancmark 2.7 2.2 7.2 4.6 76.4 77.2
Finlandc 1.') 2.0 3.2 S.4 73.'1 68.6
Pays-Ths 3.4 2.2 5.8 5.1 (,4.9 73.6
Sll(xlc 2.9 2.0 1.7 11.8 8\.0 73.7
Norvcgc 3.9 3.2 5.2 4.0 74.8 77.7

Modi:le cOlltillelltal 3.5 1.7 7.3 8.9 64.1 66.2
Allcmagnc 3.2 1.7 6.2 9.5 69.6 70.0
Francc :U J.() S.5 ').6 61.2 63.8
Italit, 3.') 1.3 S.9 7.7 57.4 (,2.0
ßclgiquc 3.4 1.9 (d, 8.0 58.3 61.8
Autrichc 3.5 2.2 .1.1 5.2 74.6 74.8

ModNe allKlo-saxoll d'F.llrope 2.6 2.7 7.3 4.6 70.7 71.9
Irlandc 4.1 (L5 13.4 4.3 54.6 118.11
Koyaumc-Uni 2.5 2.4 (L9 4.11 7l.H 72.1

Modelt' mediurranün 4.6 2.8 11.0 9.1 55.7 63.6
Grecc 4.5 3.0 (,.4 10.4 54.7 55.0
Portugal 4.8 2.1 4.8 7.'1 700 70.5
EsragTle ,1.11 2.'1 JJ.J ').2 53.2 64.1

Modi:le tlTlKlo-saxoll d'olltremfl' 3.6 3.1 5.7 5.2 72.0 72.9
US 3.5 3.1 5.5 5.1 72.3 72.9
Canada 4.0 2.8 8.1 6.8 71.2 74.1
Australie 3.S 3.5 7.0 5.2 6').2 72.1
Nouvdle-Zelande 2.4 3.2 7.S 4.0 53.7 5'1.6

liU-15 J.4 2.0 7.5 7.9 64.5 67.2

Japon 6.1 1.3 2.1 4.5 74.8 77.2

Modelt' de rallmpage 2.5 7.5 61.2
Republique tchequt' 1.3 7.') 65.4
IIongrie 3.'1 7.0 56.2

EU 15/USA 0.96 0.115 1..16 1.55 0.8') 0.')2
-~.,","~~~~'-

Snurct=: FUI().'iLl.1. (AMEC()); .'1()u.'1;;{I,~n~f.;;l.ls~ mnYCllIll~ l'()ndhe(~ .'i11r le.'i p;l.y:'; lJF. l.'j rnt:rll i()l1rH'~(,
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3. Etonnantes similarites dans le long terme el difterences encore plus
surprenantes dans le court terme

Lorsg ue l' on exallli ne les resultats econollliq ues dans le long terme,
il existe relllarquablement peu de differences entre lcs sous-modeles eu~
ropeens et s'agissant de croissance econolllique, il n'y a pas de diffe-
renee significative entre les Etats-Unis et I'U E-15. L'on constate gue les
pays mediterraneens ont realise une croissanee legerelllent supcrieure
(ce qui est interprctc comme un processus de rattrapage), et que les pays
anglo-saxons d'Europe ont connu des situations diffieiles d'abord a
]'epoque de l'ancien parti travailliste et ensuite sous le pouvoir de Ia
danle de fer, Margaret 'J'hatcher. Gest a partir des annees 1990 qu'un
ecart se fait jour, qu'il soit mesure de 1990 a 2005 ou de 1995 a 2005 (ou
2006). La eroissanee de l'Europe est a Ja traine de celle des Etats-Unis,
et chose eneore plus surprenante, les pays continentaux, la .France, l'Al-
lemagne et l'Italie sont !anterne rouge. En revanche, les pays scandi-
nave~ ont atteint un taux de croissance moyen de 2.6% et les pays an-
glo-saxons d'Europe ont beneficie d'un taux de croissance trcs proche
de celui des Etats-Unis. Le plus surprenant selon nous, c'est Ja reprise
enregistree par le nl0dCle scandinave. Des 10rs <ju'il s'agit du modele so-
cialle plus glohal, Olt Ja part de l'illlptJt et celle du gouverncment dans
le PTB so nt les plus Clevees, cela brisc I'image generalelllent prccon\ue
qui veut q ue le probleme de Ja croissance de l'Europe provienne du cout
eleve de son systeme sociaill.

Lorsque l'on Ctend I'evaluation des performances ades indicateurs
autres que !a eroissance economique, les differences s'accroissent en-
COlT. Le chömage est beaucoup plus faible et le taux d'emploi plus eleve
dans le modele scandinave, plus particulihelllent en comparaison avec
le modele continental. Les finances publiqucs affichent un surplus dans
les pays seandinaves tandis que les pays continentaux et le modele
anglo-saxon en Europe Wut COlnme aux Etats-Unis enregistrent un
dCficit.

4. Cinq elements de strategie se degagenl

En examinant la politique economique des pays scandinaves qui ont
produit de bons resultats ces dix a quinze dernihes annees, nous
constatons que le succes de !a strategie repose sur cinq piliers.

11 La sccondc surprise rcsidt: dans le fait que les dcux llloddt:s extremes ont obtenu de 111filJcurs rb;ul-
tats que .Ie T!'H)(Ii.L:1e moyen (modele contincnta.l), '11 Tl\~St. c('pendant pas evidtnt de Silvoir si Ia reprise
daTls!es pays anglo-saxons est pCrDl8,neTlI,C, si c\:SL le reflc! d'une faible (.roiSS;l.ni..:(~ <lU cours dcs dccen-
Tlies prtccdcntcs) ou encon.~ si cct. {tal. reul. S(~maintcnir en ca~ dc reduction du ddirit hudgctaire, 110-

tamrncnt au RoyauI11t U,ni cl. k fin<lncC'lllcnt cxtcriellr en lrlande disparall.
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Pilier 1: une flexibilite gerte et equilibn;e

De nombreux cconomisres soulignenr l'imporrance de la tlcxibiJire
pour les entreprises. Les enrreprises qui onr la possibilire d' embaucher
er de licencier, peuvent adapter leur producrion a Ja Jemande. L'assou~
plissement de la reglementation, et en particulier de la reglementarion
du travail, revih un caractere prioritaire au sein de nombreux groupes
de reflexion liberaux ou neoliberaux. Mais ee n'est pas cette notion-la
de flexibilite qui a ete mise en avant recemment dans les pays scandi-
naves. La flexibilite des entreprises est assortie de mcsures de securire
pour les perSOllIles considerees individuellement, voire rendue possible
par ces mesures. L'on propose aux personnes perdant leur emploi soit
un nouvel emploi soit un programme de reeydage professionnel. Les
taux de remplacement (indemnites de ch6mage par rapport aux salaires)
sont eleves, en particulier pour les faibles revenus. Le rravail a temps
particl er les contrats a duree derermince sont repandus er lies aux pres-
tations sociales et aux choix individuels. La proportion de rravailleurs
masculins ayant un contrat flexible est beaucoup plus elevee que dans
les pays continentaux. La reducrion du telnps de travail est souvent vo-
lontaire et reversible ainsi qu' adaptee aux choix personneis. Le modele
est donc caracrerise par une flexibilite au niveau des entreprises er des
personnes qui s'inscrit dans un systeme de securite, d'amelioration des
eompetences, de choix et d'egalitc honune-femme. Les deeisions en ma-
tiere dc temps de travail er de revenus ne dependent pas uniquement des
besoins du marche mais egalement des prCferences personnelles. Le
gouvernement s'immisce quelque peu dans la reglementation (notam-
ment en rendant obligatoires les droits sociaux au prorara) et garantit
un equilibre entre les entreprises er les employes. Ce nouveau concept
de flexibilire - different de 1a notion liberale ou unemain-d'ceuvre
abondante (l'«armee de reserve« marxienne) peut erre embauchee et li-
cenciee - est parfois appele flexicurite. Je prefere I' appcler "flcxibil ite
geree et equilibrce«.
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Figure 2: Cuntrats flexibles: proportion de contrats a temps partiel et a
dude diterminec
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Pilier 2: le travail est rbnunerateur et les formations sont obligatuires

Les eeonomies, en particulier eelles qui sont sous la pression d'un
changemem rapide, offrent des emplois a sa1aires varies et les perSOI1t1es
y possedent des competenees differentes. Le gouvernement cherche a
limiter les differences de revenus en proposant a ceux qui rec;oivent un
salaire faible wit des subventions soit des eredits d'imp6ts. Ily a eepen-
dant toujours plus d'avantages a travailler qu'a eompter sur les indem-
nites de subsistance. Les salaires sont maintenus a un niveau eleve dans
le court terme par les credits d'impöts ou les subventions et les per-
sonnes dans eette situation suivenr des formations tant durant Ieur
co 11 trat qu'en dehors. La pression fisC<lleest faible, ee qui incite les in-
dividus a travailler er les entreprises a embaucher. Malgre des irnp6ts en
general plus eleves, la pression fiscale dans les pays scandinaves est a
present plus faible que dans les eeonomies continentales. Les imp6ts sur
les soeietes sont relativemeIlt faibles: la fortune et I'energie sont taxe es
dans les pays nordiques. S'agissam du reeyclage professionnel, la mo-
bilite est imperative, soutenue par des instruments financiers mais ega-
lement par l'efficacite des institutions du marche du travail et un climat
de confianee.
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Figure 3: Pression fiscale: difjtJrences enlre fes safaires bruts et nets
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Pilicr 3:prudence budghaire ct compclence des gouvernements

Les pays scandinaves etaient connus dans les annees 1970 et 1980
pour kurs politiques budgetaires permissives, essuyant une consolida-
tion budgetaire infructueuse aprcs l'autre. Depuis Je milieu des annees
1990, ils ont cherehc a rcaliser des excedents budgclaires, tout d' abore!
en plafonnant I'augmemation des depenses. A prcsem, ils realisent tous
des exccdenrs budgetaires, succcs revigore par la croissance ccono-
mique qui s'est acceleree. Dans le budget, lapriorite donnce aux futurs
investissements et aux nouvelles activites est visible. La qualite des bud-
gets est importame, dans le sens de promouvoir les depenses initia-
trices de croissance. La gestion du seeteur public a ete etablic, Ics ceo-
les sont efficaces et la qualitc fait l'objer d'un suivi.
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Figure 4: Excedenll de{icit budghaire
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Pilier 4: investissemenls dans l'avenir

Les pays scandinavcs invcstissent dans la recherche, j'6ducation, l'ap-
prentissage tout au long de Ia vic et ks technologies modernes tc11es que
les TIC et Ia biotechnologie. Tous ces investissements font egalement
l'objet de la strategie de Lisbonne, mais sans sucecs dans les autres pays.
Les pays scandinaves recherchent l'cxcellence dans le domaine Je I'in-
novation et Je l'education, et Ia politique regionale est axee sur I'inno-
vation.



Figure 5: Investissement dans l'avenir (en % du PBI: deperzses
consacrees a la ReiD, l'education et aux TIC)
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Pilin- 5: une str{ltegie a lang terme cohirente

Les pays respectent un processus quadripartite d' Claboration des po-
litiques cconomiques qui est mcthodique. La strategie est rcpartie entre
les syndicats, les organisations d Iemployeurs, les experts cconomiques
et le gouvernement. La strategie est poursuivie meme en cas de change-
ment du parti politique au pouvoir. Des strategies a long terme sont re-
cherchccs; dIes font l'objct de discussions, mais sont aussi mises en ceu-
vre concretement, non seulement i un niveau, mais i tous les niveaux de
gouvernement, ainsi que dans les ecoles er Ics organisations. Leurs so-
cietes sont inc1usives, soutenant en particulier les pauvres et favorisant
l'inc1usion des immigrants. Les differences de revenus sont limitces. Les
citoyens font confia~ce i la societe et au gouvernement, et les change-
ments sont per<;us comme de nouvellcs opportunites et non comme un
danger imminent.

Des elements commurzs dans les modeles extremes

11est interessant d' observer que certains de ces dlangements (resu-
mes dans I'annexe 1) sont mis en ceuvre dans le modele scandinave ainsi
que dans Ic modele liberal, bien qu'i une cehelle differente. Dans 1cs
deux modCles, I'on retrouve des complements salariaux; il en va de
mcme pour les strategies de Ja carotre et du baton et po ur les politiques
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visam a equilibrer le budget en Iimitant les depenses. Mais ce qui est le
plus surprenant, c'est de ~oir que les economies scandinaves sont capa-
bles de parvenir a un systeme soeio-eeononlique apte au changement,
en depit de la lourc!cur de la fiscalite et de Ja reglelnentation publique.

Figure 6: Profil des Jtlcultes d'adaptation: modele scandint1Ve ptlr
rapport dU modi:le d'Europe continentale
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Note: Les donnees sc rapportenr a 2003, 2004 ou 2005; les valeurs en
dehors du cercle unitaire representent une moindre reglemenration, des
contrats plus flexibles, une pression fiseale reduite, un taux de ch6mage
moins eleve, des deficits et deues plus faibles (par rapport a la moyenne
de I'DE 15).

5. La faculte d'adaptation et le roll.' des institutions

Pourquoi !es cconomies continentales onr-elles ete incapables de
changer, bien que beneficiant d'une moindre charge fiscale et offrant
des salaires moins elevcs du moins pour Ja tranche des travaillcurs peu
qualifics? IIn' y a pas de rcponse rm~cise, mais nous avaw;;ons cinq hy-
potheses.
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Les pays continentaux ont sous-estime Ic besoin de changement. Cda
a peut-ctre ete le cas pour les grands pays cornrne l'Allemag-ne, la Prancc
et l'ltalie, etant donne que 1cs taux d'exportation sont plutöt faibles
dans les grands pays et gue de grandes entrepriscs prosperes, produi-
sant pour le marche mondial, y sont installees. Ces pays n' ont pas
connu de crise importante au cours des annees 1990 et ont bcncficie
d'une croissance bien qu'elle ait ete modeste. I1s ont ctc plus affaiblis
suite a certaines experiences et chocs tels que la privatisation tardive et
radicalc ainsi gue la reduction des heures de travail en France, I'unifica-
tion d'economies tres differentes sous Ja pression d'une monnaie uni-
que en Allemagne, ou les conflits regionaux et l'agitation politigue en
!talie. En outre, les principales economies contincnta1cs ont souffert du
syndrome du »juste milieu« etant dOlU1eque les impöts n'etaient pas
particulihement eleves, les depenses s(JCia1esn' etaienr pas exagerees et
les depenses en matiere de recherche et d' education pas vraiment negli-
geab1cs. Ces pays ont cru pouvoir continuer sans modifier 1curs poli-
tiques et sans assurer un suivi consciencieux de Ja qual itc et I'cfficacite
des institutions. I.a dcreglemenration n'a pas reprcsel1te une priorite
malgre le fait quc dans tüus les pays, les marches de ['emploi etaient n:-
glementes dc maniere plutat stricte tout comme les marches des pro-
duits en France et !talie. 1.'on n' a note aucun accroissement en ce qui

Figure 7: Couverture des negoCit1lions collectives
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concerne les investissements dans I'avenir, ni pour ce qui est des dcpen~
ses en matihe de recherche ou d'cducation. Les pays scandinaves ont
realise qu'ils ne pouvaient firnncer leur modele dc bien-etre - un rien
tronquc - que s'ils excellaienr au niveau des investissements dans I'ave-
nil' et engendraient une croissance cconomique plus forre.

Les pa-ys continentaux n'ont pas tenu conlpte du fait que leurs insti-
tutions sont moi ns globales, et qu' en parriculier c1les favorisent les ac-
teurs internes. Les pays scandinaves sont dotes d'institutions plus in-
c1usives et ont maimenu cette approche au cours des annces 1990: ils ont
toujours eu une forte densite syndicale qu'ils ont reussi a garder elevee
malgre la forre progression des contrats flexibles (a telnps partie! et a
duree determince), ils sont parvenus egalement a accroltre Ja couver-
ture par Ja negociation collective. Cette attitude inc1usive a pennis d'as-
souplir la reglementation surtout pour les contrats irreguliers, ctant
donne que !es travailleurs se sont sentis proteges par les salaires mini-
mum, I'aide sociale (avec des taux de rem placement eleves en parricu-
lier pour Ja tranche Ja plus basse des salaires) et Ja confiance.

Figure 8: DcnsiLe syndimle

70 : Modele sGl.nclin;lVC - .. Mudele cllIltiIlLntal Autrichc - - \..IE-15

50 ------

Yi ... - ... - ......-'
.10 : --
20

1')70 1980 1990 )000

Le röle cconomique du gouvernement et des experrs est plus ilnpor-
tant dans les pays scandinaves, il complete I'action des panenaires so-
ciaux. Cette cooperation entre le gouvernement et les partenaires so-
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ciaux est souvent appclee structure decisionnelle tripartite, en compa-
raison avec Ja bipartite quand seuls les employeurs et les employcs coo-
perent. Nous preferons appeler 1csysteme structure dccisionnelle qua-
dripartite, les experts y constituant le quatrieme groupe. Un processus
decisionne1 cohercnt et consensuel Oll deux groupes se concentrent sur
1cs intcrcts particuliers et deux parties sur des intcrcts plus gcncraux,
permet de repondre rapidell1ent aux changements de l' environnement
economique (notamment a ceux devenus necessaires suite a la mondia-
lisation). Les systemes bipartites avantagent parfois 1csintcrcts panicu-
liers et les rentes, que ce soient les rentcs des entreprises oligopolis-
tigues ou ceux des employes dfectifs de grandes entreprises protegees.
Nous employons le terme "parfois«, crant donne qu'il existe certains
cas ou les partenaires sociaux poursuivem par eux-mcmes des intcrcts
economiques gcncraux (teIs que I'integration dans I'UE ou Ja promo-
tion du dcveloppement technologique dans le secteur de l'imprimerie
en Autriche) et d'autres OU ils servent des interets plus particuliers.

Dans la plupart des pays, le dcveIoppement des institutions ne s'est
en general pas dcroule sans heurts. Il y a eu ctTtains pactes et partena-
riats (lui sc sont ncgocies avec et sans les gouvernements, teIs les accords
de Wassenaar et de IIaarlem aux Pays- Bas et la Commission nationale
de mediation (Commission Kehnberg) en Suede. D'autres exemples du
meme style, tcls les Alliances pom le travail en Allemagne, en Italie et
en Espagne, ont rencontre moins de sueces. Des institutions comple-
mentaires ont ete creees telles le Conseil socio-economique aux Pays-
Bas et le Forum national cconomique et social en Irlande. Des institu-
tions existantes telles gue TEKES en Finlande, ont etc f1anguces d'ins-
titutions axces sur les petites entreprises 01.11cs aetivitcs regionales. Il y
a cu: des pcriodes de contlits, I'abandon des ncgociations salariales in-
tersecrorielles, des organisations d' employeurs qui se sont retirees du
jeu, la rupture des ncgoeiations bilaterales. De nouveaux syndieats dif-
ferents ont Ctc crees pour s'oecuper des nouveaux contrats d'emploi
(aux Pays-Bas), des conflits entre de grandes entreprises et les PME
sont survenus dans les organisations d'employeurs. Tout cela signifie
q1.1edes ehocs exterieurs ont dec1enehc des conflits dans les institutions
existantes et que les cconomies et les systemes sociaux ont dü s'adapter.
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Pigure 9: DensiLe syndicale el resultats economiques
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La densite syndicale constitue I'un des indieateurs le rnieux docu-
mente sur l'irnporrance des institutions en general et des parteluires so-
ciaux en particulier. EIIc est tornbee de 50 % en 1980 a 39 % en 2000
dans I'DE-15. Cette rnoyenne dissirnule le fait gue la den site a chute de
36 % a 25 % dans les pays continentaux, alors que dans les pays scan-
dinaves ou elle est la plus Clevee, elle n'a regresse que de 59 % (1980) a
54 % (2000). En outre, dans les pays scandinaves, Ic pourcentage etait
plus eleve en 2000 qu'il ne I'etait en 1970. A l'echelle des pays pris in-
dividuellernent, l'on constate une legere correlation positive entre la
densite syndicale et les resultats economiques (voir figure 9). La Sucde,
le Danernark, Ja Finlande mais egalemeIlt l'Autriche et I'Irlande se c1as-
sent au-dessus de Ja rnoyenne pour un indicateur econornique12 qui tient
cornpte notarnrnent de la croissance, du PIB par habitaut, de I'emploi.
C'est dans cesmernes pays que la densitc syndicale est la plus elevee. A
I'inverse, la France et l'Espagne out une faible densite syndicale et pro-
duisent de faibles resultats. La cou verture de Ja negociation sociale - au-
tre indicateur bien documente en rnaticrc de parrenariat social - a pro-
gresse dans les aunees 1990 dans les pays scandinaves ct regresse dans
Ics pays continentaux.

En quoi des institutions fortes et inclusives pourraient-elles influen-
cer favorabJement les resultats? Dans un c011texte de mondialisation et
de mutations technologiques, Jes institutions doivent revoir leur role,
pour pouvoir offrir des solutions aux perSOIlIles exterieures et a celles

Il Voir Aiginger (lOO/q pour 1.1COmpn:'lil;nn ~k I'indicatcur de r~:C;lJllaIS.
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qui sont desavantagees face 'lUX ehangements rapides (aEn de promou-
voir Ja croissance, I'emploi et la cornpetitivite) et non seulement dCfen-
dre les intercts des inities. Pour etre plus brcf: les institutions doivent
creer des "externalites positives« au Iieu de proteger les rentes. Des ins-
tirutions modernes encouragent les nouvelles competences et gualifiea-
tions et elles determinent et equilibrent les reg1cs cle f1exibilite. Des ins-
titutions fortes et inclusives - soit I'hypoth(~se que nous avan<;ons - se-
ront plus aptes a internaliser des externalites positives et a gerer des
contrats flexibles que des institutions faibles et deeentralisees gui ne
peLlvent que ddendre un groupe restreint et declinant.

6. Synthese

Le modele europeen ne constitue pas un obstacle a Ja competitivite,
a eonclition qu'il soit rCforme dans !c sens de la promotion du ehange-
rnent et de la eroissance ainsi gue de I'amelioration des ineitations et des
qualifieatio!lS. La preuve en est fournie en particulier par !CS pays scan-
dinaves, qui associent a present - apres plusieurs crises, devaluations et
consolidations budgetaires infruettleuses - une croissance rapide et le
plcin emploi avec un vaste systeme d' assistance sociale ainsi qu Iavec,
pIaces au premier plan des priorites, un souci eeologique et d'eguite.

Les pays qui ont enregistre de bons resultats ont du subir cles chan-
gements signifieatifs pour pouvoir ajuster !cur propre version du mo-
dele soeio-economique europeen aux clCfis de Ja mondialisation. I,a
strategie repose sur einq piliers: f1exibilite geree et equilibree, remire le
travail remunerateur et les formations obligatoires,prudence budge-
taire et eompetence des gouvernements, promotion des investissements
dans I'avenir et la poursuite d'une strategie a long terme coherente, an-
eree dans Ja eonfiance et des institutions fortes.

S'agissant cles institutions, les pays seanclinaves ont toujours ete do-
tes d'institutions plus inclusives et connu moins cle problemes lies i
I'exclusion. Ils ont reussi a maintenir et i exploitcr cette caraeteristigue.
Le champ d'application des conventions eollectives s'etend et Ic taux de
syndicalisation est stable, contrairement a ce qui se passe clans les eeo-
nomies eontinentaJes. Le caracthe inclusif des institutions et la eon-
Eanee en la societe ont pennis aces pays de dereg!crnenter les contrats,
de tirer parti cles contrats a ternps partiel et i duree determinee sans
accroltre Ja pauvrete et l'exclusion. La structure decisionnelle quadri-
partite sernble plus propice a un changement radiea1 qu'une struerure
bipanite, etant donne qu'aux moins deux parties (le gouvernement et
Ics experts) vont representer les interets gcneraux. En outre, la fone
presenee des representants cles entreprises et des syndicats permet aux
pays de mieux supporter le poids des changements et cle mieux s'occu-
per cle Ja reintegration des »perclants« qu' en eas de changement laisse
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aux mains du gouvernement Oll d'experts. Le poids du changement est
acceptable s'il derive d'une vision positive et si le fanle<lU est reparti
cquitab1cment. Des reformes complexes - teiles que I'accroissement de
la flexibilitc et de Ja seeurite dans le me me remps - sont realisab1es dans
des societes OlI prcvaut Ja eonfiance. Des institutions fones et inclusi-
ves - notanl1nent des syndicars et des organisations d' employeurs puis-
sants - ne vont pas exagerer dans le sens des interets specifiques, er dc-
mentir ainsi I'hypothese de sclerose institutionncl1c d'Olson. Dans le
meillem des eas, eiles vont appuyer la promotion des externalites (no-
tamment I'innovation, I'cducation, l'apprentissage tour au long dc Ja
vie) et remIre ainsi les cconomies plus cumpetitives tout en reduisant 1c
chömage, 1cs incertitudes er les problemes ccologiques.
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ANNEXE

Tableau Al: :

Relations de travail dans les dzjJerents modi:les socirH!conomiques
Dcnsitc synJicalc FÜrTTJatiorl daTl);; UTI i..:'Hlr~~ (~nllVer'\jrl~ d(~."n~g,n

c;lrritr~l Oll d\:mploi ci:atiüm: c,üllcctivC!j
1970 19H0 1'190 2000 l~l)') l'iRO 1990 2000

(~n % 'J'aux Nhrc moyen cn l%
d~:p<l.r'l.i- d'Il(~lJT'~."
Clpatli..m par an

Modele .,c,ltIdi'I</ve 52 59 56 54 .50 17 75 75 112
DallcIlIark 60 79 75 74 51 22 70 70 80
f'inlande 51 69 72 76 50 1R ')0 90 90
Pars-Bas 37 15 25 n 41 15 70 70 80
SlI"dc 6H 80 HO 79 61 18 80 80 90
Nürvege 57 58 5') 54 16 70 70 70

Modi!le cotltitlentlll 32 36 29 2.5 35 11 111 114 79
Allcmagne 32 35 31 25 12 ') 80 80 68
Prancc 22 18 10 10 46 17 80 90 90
hali.. 17 50 )') 35 26 8 80 80 RO
13dgiqllc 41 54 54 56 41 13 90 90 90
i\u\ri<:h" 63 57 47 :17 31 9 95 95 ')5

Modele lltlglo-sllxotl
d'Europe 45 51 40 31 4') 13 70 40 JO
Irlande 53 57 51 18 41 17
Royaume-Uni 45 51 19 11 4') Ll 70 40 30

Mudde mhJit<'rranün 1') 17 111 22 10 53 .50 r;1I

Gre<:c ]') 32 27 15 6
Portugal 61 32 24 17 7 70 70 80
Fspagnc 7 11 15 25 11 60 70 80

Mudde atlglo-saxon
,{-'oulremer 211 24 17 14 2') 22 111
Us 27 21 15 13 26 18 14
Canada 32 35 .B 2H 37 38 P
Aus!ralie 44 4R 40 25 80 80 RO
NOllvelle Zdanclc 5(, (,') 51 n 60 60 25

r;(1-15 46 50 43 39 311 1J 711 77 78

J"pon 35 31 25 22 25 20 15

Mudde ,j" rattrap'lge 54 24 12 8 27
Repllbliquc !<:hi"luC '16 27 10 25
llüngric 63 20 12 1 30

FU-15/US 1.72 2.25 1.88 1.')9 3.00 4.28 5.57

162



Tableau A2: :
Tndicateurs d'adaptabilite: modele mmdinave par rapport au modNe

continental d'Europe

Modi'je sCll1din'l\"C MoJi'...lc contiIlc.ut,,1 M()d;::l~,
:o;c;lndinotvc

nlnd~l~
cOIltineIlLal

1990 10CS 10:5-1990 1990 1005 1005-1 ')90 2005

Rc?,lcmcntation du marche
du travail

Tou, contrat'; 1990/2003 (-) 2.HI 2..12 -0.49 3.11 2.5H -0.53 -0.26

R(gkIlic..~.T1LHiorl dl! march{
du lravail

Contrat, ordinairc,; 1990/2003 ( ) 2.65 2.59 -C.07 2.30 2.38 O.OH 0.21

K,;g;kmentation du rnan:h"
du Iravail

ContralS lcml'orairc,; 1')')0/2003 (-) 3.01 1.67 1.34 3.92 2.40 -1.52 -0.73

Part du travail a temp' partid
1')')31200'1 (+) 21.77 26.20 4.44 12.50 18.32 .0.81 7.R9

Part' des contrats i dun;c d<'tcrminl:c
J 99)/2004 (+) 10.99 11.97 o.n 9.23 12.0H 2.H5 -0.11

ParI, <ks c..:onl.ral.s n(~xihlcs
199312004 ( I ) 32.75 38.1~ 5.'+2 21.73 30.39 8.56 7.78

IDE/PIß
199512004 (+) :\.17 0.R9 -2.28 I ..B 0.9.0 -O.3H -0.06

()uVi..Ttllrc..: drs m~rch(~s
1990/2004 (+) 5').HO 62.0H 2.2H '12.H4 43.21 0.38 18.66

Prcssion fi,cal"
1991/200,1 ( ) 45.35 43.25 -2.10 47.24 48.56 1.32 -5 ..11

Part du travail i tCI11P' partie!
llümn1cIJ par rapport il.llX IcmT1l(~s

1993/2004 (+) 0.27 0.36 8.0') 0.15 0.1'! 0.04 0.18

Chiima?,c a Ion?, terme
199212004 (-) 1.26 1..\5 0.09 3.49 4.42 0.94 -3.0H

Chtm1agc d(~s j(~~mcs
1')')312004 (-) 17.17 11.99 5.18 16.05 16.53 0.48 ·-4.54

Dene budgetaire
en % du 1'113; 1991/2004 (-) 58.44 4H.22 -10.22 57.94 77.71 19.77 -29.49

Fxe",kntlddieit blJd~(tain:
cn % du PTB, 1')')0/2005 (I) -'1.51 O.'!'! 4.96 ·4.49 3.51 0.99 3.95

Note; + moycnncs non invcrs(~cs, - u)0Yi..~THlC~ iT,I\"tT~(-t.~~ d<lll~ k c;1::; ()I'J l'iTldi(:i\\I.~ur (~S1. (~rnplo'y~'j~n \.ant tllJrindic;H~lJr'

d',HbpLlbilil/: (voir Fig;llT'e 6).
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PANEL DE DISCUSSION 1:
Etudesde eas: Les differentes formes d'assoeiation de la soeiete civile

organisce a la formulation des politiques: le [()Ie des Conseils economi-
ques et sociaux et des parteI1aires soeiaux

En introduction, Henri MalossI.' fait eneore une fois rCfcrenee aux in-
terventions de fond presentees preccekmment et attire l'attention sur Ja
eonfiguration souvent tres diffcrente du dialogue soeial ainsi que du
dialogue civil dans chacun des Etats membres eil.' I'U E. VU les grands
dCfis auxquels l'Europe doit faire face, Ja qucstion sc pose de savoir dans
quelle mesure les systemes actuels du dialogue organise sont porteurs
d'avenir et peuvent contribuer a renche l'Europe plus comperitive tout
en garantissant une cohcsion soeiale. Ce so nt particulicrement les par-
tenaires soeiaux ainsi gue les Conseils cconomiques et soeiaux qui ont
iei une eertaine importance mcme si elle n' est pas la meme dans ehaeun
des Etats membres de l'UE.

Janas T6th dccrit surtout le developpement du dialogue tripartite en
I--Iongrie qui a force obligatoire mais attire egalement l'attention sur
l'existence d'un systeme de dialogue sectoric1 ramific qui n'est qu'en
partie aetif. Le Conseil economique et social hongrois eomprend en
plus des trois groupes habitueIs (salarics, employeurs et troisieme
groupe) un quatricme groupe qui represente les scientifiques. L'Etat y
exeree une influenee relativement importante: il fait des propositions,
partieipe aux diseussions mais il ne vote pas a l'assemblee pleniere. LI.'
Conseil dispose ega1cment d'une eommission permanente et d'un secre-
tariat qui n' est toutcfois eompose gue d 'une personne employce a
temps plcin. 11examine des questions economiqucs et socialcs stratc-
giques, importantes pour Ja I Iongrie. Le gouvernement a par exemple
propose une discussion sur la responsabilite soeiale des entreprises. LI.'
Conseil s'est penchc de sa propre initiative sur 11.' programme de rc-
forme hongrois intitule »Nouvel accord social". Actuellement, le Par-
lement traite d'un paguet de rcformes rclatif au Conseil, au dialogue tri-
partite et au dialogue social seetoricl qui pourrait renforeer 11.' rüle du
Conseil dans le eaeire institutionnel. La bonne qualitc des travaux des
organismes eites est toutefois plus importante.

Andrcas Henkel dccrit I'evolution du dialogue soeial en Autriehe en
ahm-dant tout d'abord les bases historigues du partenariat social autri-
ehien. Le bloeage politigue et donc dcmocratique qui a prccede Ja
deuxicme guerre mondiale fut un cvcnement important qui a eondi-
tionne 11.' developpement d'une eoopcration respeetueuse et de qualite
entre les partenaires soeiaux apres le retablissement de I'(,~tatautrichien.
Le partenariat soeial est earaeterise principalement par une eulture par-
tieuliere de dialogue et de ncgociati()n et par le fait que les organisations
impliquces sont disposces a aeeepter des eompromis externes et intcr-
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nes et a representer des interets differents en prenant en compte des ob-
jeetifs eommuns a moyen terme et des eonsiderations soeiales. Ce sys-
teme neeessite une base de diseussion permanente et un echange d 'in-
formations regulier. Les caracteristiques prineipales de ce partenariat
sont la cooperation au niveau des col1ectivires locales et regionales et
l'organisation de tous les groupes d'interct dans des organes de droit
public qui disposent d'une legitimite demoeratique. La cooperation est
earaeterisee par les elements suivants: eile cst volontaire et informel1e,
elle eneourage dcs objectifs et des intercts communs en faveur du bien
commun, elle privilegie la conciliation des intercts et le eonscnsus plu-
töt que Ja confrontation, ainsi que la parite et l'autonomie vis-a-vis des
panis tout en cu1tivant une interdependance avec eux. En Autriche, le
partenariat soeial a contribue de maniere decisive a la eroissance, a Ja
paix et a la srabilite soeiales, tout en pennettant l'existenee d'unc dyna-
mique de changement. La societe civile est de plus en plus impliquee
dans ce dialogue dans le cadre de nouvel1es cooperations et coregula-
tlons.

lose Isafas Rodriguez Garcia~Caro rappelle que "la demoeratie est
mure lorsqu'elle est panieipativc« et il en fait une condition sine qua
non pour que l'Europe puisse sc developper a I'avenir. Cette democra-
tie supposc une citoyennete aetive, le fair d'etre toujours "sur la breche«
et de cultiver une ingeniosite dynamique permettant de developper
l'Europe. Comme le dialogue social est inscrit dans la constitution, les
parteluires sociaux ont de grandes eapacites d'action: c'est Ja collabora-
tion qui regnc plutöt que Ja confrontation. Depuis1978, Ic dialogue ci-
viI en Espagne a trouvc une eneeinte dans le Conseil eeonomiquc et so-
cial et il existe depuis 1991 unc plate-forme des employeurs et salarics
pour l'Europe. Des accords sur la eomperitivite et la stabilite des prix
ereent un climat de confianee pour les investissements. Dcs questions
centrales relatives au marche du travail, par exemple les eontrats de tra-
vaiJ a duree determinee, sont abofl1ees dans une declaration commune
avee Ie gouvernement. Il y a un an, une table ronde arcuni le gouver-
nement et les panenaires sociaux autour du dialogue social qui s'excrce
au niveau national, regional et loeal cn Espagne.

Liina Carr dresse un tableau etonnamment negatif pour l'Estonie: il
existe certes un Conseil tripartitcmais il ne fonctionne pas. 11eonvien-
drait que le gouvernement finance une eommission consultative mais <;a
nc I' interesse pas. Le President et le Secretaire general du Conseil sont
des fonetionnaires et ont done le pouvoir de decider s'ils vculent faire
avancer les choses ou pas. Le dcrnier rapport amme! date de 2004. Le
dialogue social ne fonctionne pas non plus ct ne suscite que peu d' inte-
ret. Le gouvernenlent bloque les ressources strueturcl1cs de developpe-
menr. Le dialogue avec la societe civile, concentre dans un forum
d 'ONG, a donc potentiellement une imporrante mission a remplir.
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L'internet y joue un grand rhle: sur une page web (»Aujourd'hui, c'est
moi qui deeide«), Ics ~itoyens peuvent faire des propositions politiques
qui restent ouvertcs aux eommentaires pendant 14 jours a I'issue des-
quels I'auteur elabore un resumc des propositions. On proch-le a un
vote par internet pour finir. Le ministl::re eompetent en la matihe dis-
pose d'un mois pour donner une reponse. 65'% des utilisateurs sont
favorables a ce systeme tandis que 50% des fonctionnaires y sont dCfa-
vorables. Si les propositions etaient eontraignantes et qu'elles obli-
geaient Ics ministeres a agil', ce systeme sC'fait un bon exemple de bonne
gouvernanee dans une democratie participative.

I,a representante des conSOJ1lmateurs poJonais, Malgorzata Niepo-
kulczycka, rappelle quelles sont les maladies infantiles des nouvelles
democraties, a savoir les nouvelles structures, les nouveaux types de
comportemem et un somien insuffisant de Ja part de l'Etat. I1n'y a pas
de Conseil economique el soeial en Pologne. Le systeme triparrile a Cte
ouvcrt a d'autres ONG eIl 2003. La volontc politique cl 'impliquer la so-
eiete eivile reste toutefois faible. 11eonviendrait pourtant que les ONG
puissent en permanence contr61er ce que le monde politique fait reelle-
ment. Une participation active des citoyens est necessaire pour cela et
le nOJ1l que J'on donne a ce type de dialogue importe peu. Elle decril
ensuite briCvement les differems modCles cconomiques et sociaux
et COIlstate g u' en C rande-Bretagne, malgre I' absence d 'un Conseil
economique et soeial ct la faiblesse du dialogue soeial, on compte
300000 nouveaux emplois, exemple dont souhaite s'inspirer la Pologne.

Lors de Ia discussion generale, un reprcsentant de la Bulgarie deerit
I'organisation du Conseil economique et soeial bulgare, lequel entre-
tient un dialogue avee Ie gouvernement au sujet des programmes poli-
tigues qui visent le devcloppel11enl du pays. Un represemanl de la
France llepei nt l' absence d 'un diaJogue soeial institutionnalise dans son
pays en prenant I'exemple du secteur automobile. Hcnri Malosse fait
obscrver en conclusion gue la democratie participative doit elre eneou-
ragee a loUS les niveaux. Que l'OIl ait reeours pour cela ades procedu-
res formelles ou informelles n'a pas d'imponance du moment que cela
fonctionne. Les differentes interventions de I'aprcs-midi montrent clai-
rement qu' on doit apprendre en Europe a beaucoup mieux sc connal-
tre, qu'on doit davantage travailler ensembk et faire avancer des projels
communs qui favorisent Ic dcveloppemem de l'Europe.
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PANEL DE DISCVSSION 2:
Participation cle Ja soeiete eivile organisee: Le dialogue civil et son

role dans Ja renovation du projet europeen

Roger Brieseh rappelle a nouveau les nOlnbreuses activites du dialo-
gue civil europeen tel qu'il s'incarne au sein du CESE notamment.
TItant donne b mauvaise image que certains citoyens ont de l'Europe,
le dialogue eiviI lui semble ctre un element tout a fait essentiel pour
creer une identite. Les experiences faites jusqu'ici indiguem clairemem
qu'il convient de travaillcr dans ceue direction.

Bruno Vever estime egalemem gue Ja discussion publique sur I'Fu-
rope accuse un dCficit. Personne ne sait conuuent I' Furope fonctionne,
elle n'est pas elle-merne un symbole de reussite. Les citoyens n'ont par
consequent pas suffisamlnent confiance en eile. 11est donc necessaire de
faire une proposition dont ils se sentem proches pour resserrer leurs
liens avec l'I':urope. L'euro fut le premier pas, les citoyens doivent do-
renavant activemem participer a Ja vie politique.

En Europe, il existe de grandes differences entre les Etats et donc ega-
lement de nombreuses pratiques qui om fait leur preuve pour creer une
proximite. Cette proximite se ronde certes sur I'autonomie de la societe
~ivile par rapport a I'Etat mais elle devrait aussi depasser Ie cadre natio-
nal afin de rendre l'Europe veritab1cmellt tangible pour les citoyens.
Pour ce faire, on peut avoir recours d'une part a Ja culture qui a besoin
d'un mecenat cu~opeen pour etre independante de I'industrie am6ri-
caine et d'autre part a I'integration econonlique et sociale de I'furope
qui n' est toujours pas suffisamment tangible po ur les citoyens.

Mall Hellam se penche egalement sur I'avenir de l'Europe. Selon
elle, l'Europe a garanti Ja paix avec succes et apporte un ordre social et
economique. TOLltcfois, pou1' a1'1'iver a une union politique a parti1'
d'une union economique, les seuls succcs cconomigues ne sont pas suf-
fisants, une societe civile europeenne active est egalement necessaire.
Pour les nouveaux memb1'es, I'VE a ete un succes, un projet social pou1'
tous; desormais, il est necessaire d'avoir une idee elai1'e de la direction
dans laquelle va cette Europe qui prend ses citoyens au serieux. Chaque
decision necessite un debat ouve1't: celui-ci est favorisc par des aides a
l' organisation octroyees a la societe civi1e, par une consultation struc-
turee qui implique egalelnent 1cs ON G et enfin par une education ca-
pable de rendre les citoyens responsables. Si I'on veut que Ja societe ci-
vile soit une solution et non pas un probleme, il convient que Ja trans-
parence caracterise les p1'ises de decision, que suffisamment de temps
soit consac1'e aux consultations (trois mois) et gue I'on sache cbirement
quelle partie de la sociere civile doit et1'e consultee pour teile ou teile
question politique.

Diogo Pinto revendique egalement un dialogue ouve1't pour les



94 organisations de jeunes repn~sentees par son organisation. De plus
en plus de jeunes partieipent aux evolutions politiques. Pour qu'ils
s'identifient politiquement, ils ont toutefois besoin de sentir, comme
tous les autres citoyens, que leurs besoins sont pris en eompte. Par rap-
port a l'UE, le probleme reside dans le fait qu'il n'y a pas d'implication
reguliere dans un dialogue politique. Le dialogue n'est pas organisc, il
n'y a que des manifestations ponctuellcs lors des quelles les questions de
l'autonomie des jeunes sont eertes discLltces (par exemple egalement au
niveau de l'emploi) mais un agenda permanent et un suivi adcquat font
defauL Gest ce manqLle de dialogue civil gui conduit a exiger une meil-
leure politique: un dialogue structure pourrait jeter des ponts pour le
developpement futur de l'Europe. [1 faudrait pour cela un partellariat
dargi et un agenda polirique eorrespondant.

Dirk Jarrc- parle egalement d' etudes qui font etat du besoin des jeu-
nes d'etre impliques politiguement er soeialement. Il rappelle que sous
Ja monarchie aurriehienne, des elements interessants de democrarie par-
ticipative eraient dcji pereeptiblcs sous Ia forme d'une diete des etats.
Willi Brandt avait egalement revendique qu'on ose renfurcer Ja demo-
cratie irravers une partieipation accrue des citoyens. Les institutions
publiques ont egalement besoin d'etre legitimees grace a une participa-
tion exterieure. Une sociere civilc qui revendique cl'etre clavantage irn-
pliquce peut reduire le deficit democratique existant. En ce qui con-
cerne Ia relation t,tat-societe civile, l'Erar est entre autres competent
pour les questions d'int6ret commun tandis que la socierc civilc atout
a fait le droit de ddendre les int6rets particuliers tout en revendiquant
lcs libertes garanties par l'Erar et en en faisant usage. Dans le processus
de developpement des structures de Ja sociere civilc, il importe que ces
libertes soient garanties meme si Ja societe civile esr de plus en plus ap-
pelee a participer aux activitcs gouvernementales. Entre l'intcrct com-
mun et les interets particulicrs, il y ades tensions naturelles qui doivent
etre equilibrces par des furmes de participarion de la soci6te civile ac-
ceptees de manicre consensuelle. La transparence et l'obligation de ren-
dre des comptes condirionnent de manicre clecisive la qualire d'une
gouvernance responsable, engagee en faveur du bien commun. Pour
que la politique soit cr6dible, il esr necessaire cle meure en place au plus
vite de nouveaux processus de gouvernance qui promeuvenr la d6mo-
cratie par une plus grande participation de la societe civile organisce.
Par ailleurs, ees processus creent un capiral social important.

Une participation obligatoire et srructurce de Ja soei6te civile organi-
see suppose de puissantes organisations qui ne dcpendent pas cle Ja
manne publique er qui coope'rent avec l't,tat en toute autonomie. Cette
coop6ration doit prendre une forme qui soit davantage que la consulta-
tion ou la cooptation. Pour cela, l'administration publique doit etre
plus ouverte au dialogue parce que le partenariat est davantage qu'une
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relation cOll1merciale. I,e nOllveau projet de soeictc europcen doit (-tre
ncgocic dans 1e eadre d'un dialogue ouvert et participatif. A cet cgard,
Ja Commission europcenne devrait etre responsable du developpement
de nouveaux instruments politiques de procedure que 1es I~tats mem-
bres mettraient ensuite en u:uvre en veil1ant a ce que 1e niveau de qua-
lite soit 1em(-me partout. La socictc civile doit etre en particulier impli-
guce dans lc cadre de la methode ouverte de coordination.

Dans la discussion, il est preconise que les ll1edias jouent un r61e po-
sitif. Le role des J~tats qui traitent encorc !es citoyens eomme lcurs su-
jets est a nouveau eritiquc ear sans ses citoyens, l'Europe se casserait le
nel':. U conviendrait de ne pas seulemenr se lamenter car l'Europe a deja
realisc heaueoup de clwses, il importe desormais que les processus po-
litigues soient fa<;onnes de manihe plus partenariale. Dn tel developpe-
ment stable de l'identite europeenne permettrait cgalement J'clargir
I'DE plus a l'Est.

En conclusion, Roger Briesch souligne Ja volonte COll1ll1unede tout
emreprendre en favellr de la reussite d'un processus constitutionnel eu-
ropeen.
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PANEL DE DISCUSSION 3:
Participation des partenaires sociaux : Le dialogue social et !e dialo-

gue macrocconolllique au niveau europeen; lc developpement des rela-
tions de travail

Dans son introduction, J an Olsson aborde surtout !es perspectives
du dialogue social et les attentes qu'il suseite. A ses yeux, les dCfis aux-
quels !e dialogue social et civil est confronte ne sont pas differents de
ceux que I'U E doit relever: la mondialisation, les transformations de-
mographiq ues et I'elargisselllent. Le programme du dialogue social
rour 2006-2008, qui doit conduire ades recommandations communes
aprcs analyse conjointe, traite de Ja flexicurite, de la demographie et du
marehe du travail. Les prioritcs suivantes y sont mentionnees: integra-
tion des groupes defavorises, appremissage tout au long de la vie, har-
celement sur le Iieu de travail et gestion du changemcnt. I1 convient par
ailleurs d'examiner quelle relation le dialogue social entreticnt avec le
CESE.

Peter Coldrick se demande comment arriver a avoir des gouverne-
ments et des partenaires sociaux responsables. I1 explieite ces questions
a l'aide des elements suivants: Peut-on partir du prineipe que cela ad-
vient spontanement? Commcnt 1es institutions qui fonctionncnt bien
sont-elles organisees et finaneecs? Les organisations sont-dles pretes a
s'ecoutcr reciproquement ou essaient-ellcs uniquement d'imposer leur
propre point de vue? Quelle Europe voulons-nous?

En prenant l'exemp!e anglais, il explique que plus Ics syndicats ont
de responsabilites dans le processus dc dceision, plus ils agissent de ma-
niere responsable, y compris lorsqu' i1s doivent prendre des decisions
difficiles.

Le dialogue social n'est pas !e fruit du hasard: il trouve son fonde-
ment dans lc traite de Maastricht. Si les employeurs ont accepte de coo-
perer dans le cadre du dialogue social sur les questions d'alors (tC!etra-
vail, stress au travail), ce fut en quelque sorte parce qu'on les amenaces
de promulguer des lois qui nc leur eonfereraient aucune possibilite de
participation. Suite a la disparition de Ja "pression legislative«, Ja dispo-
sition des employeurs a eooperer a fortement diminue aujourd 'hui.

Le concept neoliberal selon lcquelles marches creent un systeme so-
cial acceptablc a eehoue. La performance economique d'ensemble en
souffre et Ja dimension sociale est negligee. Aujourd'hui, nous devons
dccider si nous souhaitons une Europe a la Monnet et a la Delors ou un
modele neoliberal sur I'exemple des Etats-Unis.

Le dialogue macroeconomique (processus de Cologne) a ete mis en
place pour creer une meilleure coordination entre les politiques mone-
taire, fiscale et salariale. Aetuellelllent, nous nous trouvons encore face
a une politique rnonetaire trop prudente, a une politique fiscale non

171



eoordonnee et a une situation de dumping salarial. Tlest done temps de
rapprocher au niveau politique et technique ces domaines politiques in-
terdependants.

Selon Renate Hornung-Draus, les queslions relatives au dialogue
soeial Cl civil sc distinguent surtout par le fait qu'elles sont le plus sou-
vent trop complcxes pour etre formulees dans des directives. De ce fait,
c!les se pretent moins ii. des dispositions reglementaires qu'i\. des ana-
lyses et recommandations communes. Renate Hornung-Draus estime
important d'une part que Ja societe civilc n'assume pas le roje de Ia
politique ~ en effet, elle ne dispose pas de la legitimite necessaire pour
cela -, et d'autre part que son röle ne puisse p~~setre edicte par l'Etal.
Elle estime que la demoeralie participative et Ja demoeratie representa-
tive se conlplerent mUlUellement. Les organisations syndicales et patro-
nales font en quc!que sorte fonction de mccanisme de transmission. Les
conflits d'imeret ne doivent cependant etre resolus que par la democra-
tie representative.

Mme Hornung-Draus considere le partenarial soeial comme un trait
caraetcristique des societes europcennes. Une conditionprealable au
fonctionnement du dialogue est 1a reprcsemativite des organisations
symlieales Cl patronales et une eulwre de resolution des conflits de fa-
<r0n a ce que des solutions autonomes puissent etre mises en ceuvre.
Dans nombre des pays de l'dargissement, le socialisme rcc! a provoque
une mpture dans Ja culture du dialogue soeial. Tl convient done d'une
part de soutenir la mise sur pied d'organisations representatives et d'au-
lre part de renforen la eullUre d'ecoute mutuelle entre lcs employeurs
et les salaries mais aussi et surtout entre I'Est et l' Ouest.

Fl1e explique la disponibilite des employeurs a coopern dans le dia-
logue soeial d'une nnniere plus nuancee que l'orateur preecdellt en in-
voquallt notamment 1c fail que des competenees ont ete transferees du
niveau national au niveau europeen. 11conviendrait eependant que ce
transfert ne eompromette pas I'approche du bas vers le haut suivie pour
ces questions, faute de quoi les partenaires sociaux risqueraiellt d' etre
subrepticement deposscdcs de leur pouvoir. En ce qui concerne les ne-
gociations sa1ariales, Renate Hornung-Draus estime que Ja solution
consiste a proceder de maniere encore plus differenciee et a dclcguer en-
core plus de pouvoir aux entreprises.

Gerhard Huemer dcc!are que compte tenu du processus de restrue-
tu ration de I'industrie, le defi a relever est de plus en plus grand pour
les petites et moyennes entreprises (PME) et les questions qui les
con~ernem SOlltde plus en plus nombreuses. Tlen resultc pour les PME
Ja nccessite croissante de s'impliquer dans 1c dialogue social, surtout et
precisement parce que la discussion porte entre autres sur des questions
qui, tOllt en les concernant de maniere tres direete, dcpassent leurs ca-
pacites internes. L'implieation des PME dans lc dialogue social est tres
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differente en fonetion des pays et conditioIl1H~e par I'evolution histo-
nque.

A cet egard, le concept de flexicuritc joue un role central. Parviendra-
t-on a fournir aux sa1aries la securitc dont i1sont besoin pour effectuer
les changements que lcs restructurations impliquent? La securite est
une condition prealable pour que lcs salaries adhhent au changement.

En raison des restructurations, les priorites suivantes s'imposem aux
PME: Les grandes entreprises s'en remettent de manihe eroissame aux
PME pour gerer 1aflexibilite mais ces dernicres ne peuvent pas assurer
la securitc des salaries a l' interieur de I'emreprise dans la meme mesure
que 1es grandes entreprises. II faudrait donc que la seeurite puisse etre
offerte a un niveau interemreprises. Tl en est de mcme pour la forma-
tion eontinue: dans ce domaine, des approches interemreprises sont
egalemem necessaires pour les PME. La concurrence exercee par I'eco-
nomie souterraine represente un ddi particulier pour les PME.

Au sujet du programme de travail du dialogue sociaI, Gerhard Hue-
mer remarque que 1es themes avaient cte jusqu'ici largemem fixes par la
Commission. En revanche, le programme actucl a ete decide de manicre
beaucoup plus autonome. L'analyse conjointe qui fait partie du pro-
granlIl1e de travail doit etre considcrce cornme lln testpour Ie dialoglle
social. La configuration institutionnelle du dialogue socia1 (questions
spccifiques) rend Ies compromis difficiles dans la mesure OU au sein de
chaque qllestion, il est difficile de degager des situations gagnants-
gagnants. Des compromis pellVem etre plus facilement trouves Iorsque
des paquets entiers som ncgocies car il y a alors suffisanunent de the-
mes pour que des concessions reciproques soient possibles.

Vladimir Matousek rapporte que dans Ics annees 1990, Ies syndicats
tcheques ont commence en quelque sorte de zero et qu'ils se trouvent
toujours dans un processus de developpemenr. Comme dans de nom-
breux pays d'Europe centrale et orientale, les transformations (privati-
sations, restructurations, ... ) placen t les syndicats devant des dCfis par-
ticu1iers. Dans qllclques secteurs, on est parvenu entretemps ades
structures de negociation salariale »normales«. M. Matousek aborde
trais ni veaux de negociation:

Dans Ie cas des ncgociations tripartites Oll dOl1linent les questions re-
latives au marche du travail et au systeme de retraites, le deveIoppement
du dialogue sucial s' effectue paral1clcment au devc!oppement de la so-
ciete civile. Le dialogue social est en Republique tcheque un dialogue
social au sens strict du terme.

Au niveau sectoricl, les conventions col1ectives sont conclues a
I'echdle des branches industrielles. La conclusion de conventions col-
lectives ayant une validite generale pose probleme.

Au niveau de I'entreprise, le degre d'affiliation a des organisations
syndicales dans les emreprises transnationaIcs est relativement faible en
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raison des trcs bons salaires. De ce fait, les emreprises transnationales
(par exemple dans l'industrie automobile) posem probleme dans le dia-
logue soeial national.

Les restructurations ont cu pour consequence l'apparition de nou-
veaux travailleurs indcpendants ou de "faux independams«, en particu-
lier dans Je secteur des technologies de 1'information et de la communi-
cation er dans d'autres services Lies aux entreprises, et ces travail1eurs
sont egalemem difficiles a syndiquer.

Le dialogue social au niveau de l'DE sert d'orientation pour la
conduite du dialogue social national. En Republique tchcque, la coor-
dination nationale et I'analyse des themes que som la macropolitique,
la politiquc salariale et le developpemcnt de la productivite s' effectuent
surtout dans le cadre du dialogue avec la Banque nationale.
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Franz Traxler
Universiti de Vienne

UN MODELE SOCIAL EUROPf,EN: LE RÖLE DES
ORGANISATIONS REPRESENTATIVES

Introduction

Ref1echir au modele social europcen necessite d'adopter une double
perspective, a savoir une perspective normative et une perspeetive pra-
tique et empirique. En effet, taut modele soeial decoule de eriteres et de
valeurs nonnatifs mais d'un point de vue pratique, discuter de questions
puremem utop~(jl.~e~n'a au~un sens: ~e tels debats,doivent plut{lt, s'ap-
puyer sur les reahtes attestees empmquement en .curope. A cet egard,
les modeles sociaux presentent une tres grande diversite au sein merne
de l'Europe (cf. par exemple Aust et a1. 2000, Crouch 1999). Nean-
moins, lorsqu'on combine Ia pcrspective normative et la perspeetive
eomparative empirique, on peut identifier [es grands traits d 'un modele
soeial europeen eommun en se concentrant sur sa fonction eentrale, en
I'oeeurrence Ja regulation economique et sociale.

Par ail1eurs, on n'obtient une image complete du mockle soeial euro-
peen q u' en lc consideram aussi bien d 'un point de vue statique que dans
une perspective dynamique. Le point de vue statique donne une idee de
Ja strueture de base de ee modele. La perspective dynamique dOI1Tle
quant a el1e aeees aux transfonnations du modele dans Ja duree et aux
defis qu'il doit rclever a l'avenir. Nous presemerons d'abord 101 strue-
ture de base du modele social europcen puis aborderons sa dynamique.

La structure de base du modele social europeen

Le modele social europcen possede un trait caraet6ristique qui lc dis-
tingue notamment du modele amcricain, a savoir le rtllc essenriel que
jouem les organisations patronales et syndicalcs dans Ja politique eco-
nomique et socialc. Ce sont donc ces organisations qui conferent au
moclCle social europcen son profil unique. Comme une analyse plus
poussee Je montre, la base du nl0dele repose sur un compromis de classe
entre les syndicats et les organisations patronalcs. Ce compromis
concerne a Ja fois lc contenu des aecords, les proccdures et les aspeets
institutionnels. Au niveau du comenu, il s'agit d'un eompromis poli-
tique de base entre les interets (figure 1). Dans l'ensemble, il apporte
aux employeurs I'avantage de la p:lix sociale, d'operations a moindres
coüts, et d 'une plus grande previsibilitc des relations de travai1. Les tra-
vailleurs ont pour leur part I'avantage de profitcr du progres cconomi-
que. En ce qui concerne lcs procedures, le compromis, et donc lc 1110-
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Jde social europeen, se fonde d'une part sur la reconnaissance mutuelle
des organisations syndicales et patronales et d' autre part sur le fait que
l'Etat ;outient et encourage 1cur cooperation (figure 2). Du point de vue
des proeedures, le modc·1e social europeen est caracterise par Ia coope-
ration entre les organisations patrona1cs, les syndicats et l' Etat. En com-
parant les pays, on constate de tres grandes differenees quant au type de
soutien apporte par l'Etat: il peut entre autres prendre la forme de sub-
ventions, d'une affiliation obligatoire, du renforcement de l'autoritc des
organisations vis-a-vis de leurs membres, par exemple en lcs obligeant
legalement a eviter tout eonflit pendant Ia duree d'applieation des
conventions collectives et en leur confiant des competences de regula-
tion, comme le Traite de Maastricht I'a institue au niveau de l'UE dans
le protocole sur la politique sociale. De telles aides en provenanee de
l'Etat sont essentielles a Ia capacite d'action des organisations patrona-
les et syndicales paree que leur fonction de base consiste a fournir des
services collectifs. Aussi bien 1cs membres des organisations que ceux

. .

qui n' y sont pas affilies tirent avantage de ces services collectifs, par
exemple Ja representation clc 1curs interets aupres de l'Etat. La fourni-
ture de ces services par les organisations ne constitue donc pas une in-
citation a s'affilier a cel1es-ci (Ol$On, 1<)65). Le modele social europeen
qui demande aux organisations un engagement particulierement impor-
tant dans la fourniture de services collectifs rcnd donc necessaire un
soutien etatiq ue supplementaire. Le systeme americai n rcprC~sente le
contre-modele de cettc arehitecture: 1c Jroit du travail y restreint ainsi
par exemple le champ d'application des conventions eollectives a cl1<1-
que entreprise ou etablissement pris isolement et exclut donc la coope-
ration des syndicats et des organisations patron ales dans le domaine de
Ia politiquc des conventions collectives, si bien qu'il n'existe pas d'or-
ganisations patronales aux Etats-Unis.

Ces reflexions sur 1c rtJle de l'f:tat nous amenent au fondement ins-
titutionnel du compromis Je elasse et donc du modele social europeen
(figure 3). Ce fondemcnt institutionncl eomprend quatre dimensions.
Les organisations remplissent tout d'abord une fonction consu1tative et
de conseil dans le cadre du processllS Je deeision de l'f.:tat. I1 leur in-
combe cnsuite une fonction autonome de regulation dans des domaines
politiques specifiques, surtout assumee par les organisations patronales
et les syndicats. La reglementation des conJitions de travail par les
conventions collectives est lc domaine principal OU s'exercc eette fonc-
tion. D'autres domaines importants OLL les organisations assurent une
regulation autonome concernent notamment la fonnation initiale et
continue, ainsi gue les mesurcs prises pour stimuler l' economie. Le fait
que l'Etat-providence assure une fonction inclusive cst un autre ele-
ment institutionnel Ju modele social europeen. ,,1 nclusif« signifie dans
ce contexte gue l' (.:tat-providence protege la majorite de la population
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et couvre la phlpart des risques sociaux. lei, l'importance cenrralc des
organisations de partenaires sociaux pour le nlodele social europcen ap-
para]t dans Ic hit qu'eHes participent a I'administration des systemes
publies de securite sociale ou qu'eHes les administrtnt en partie de ma-
niere autonome dans les domaines d'action qui !cur sont confies. Rnfin,
le droit de participation officiel dont jouissent les representanrs des tra-
vaiHeurs au sein de I'entreprise ou de I'etablissement compte parmi les
elements fondamentaux du modele social europeen. Outre I' institution
du Coulite d'entreprise europeen, il existe de nombreux systcmes de re-
pn~sentation dans les pays memhres. On peut distingucr principalcment
trois variantes: la representation du personnel par les syndicats, les co-
mites d'entreprise qui sont formellemem independants des syndicats,
d' ou I' existence d'un SYStelne dual de represenration des salaries, et les
fornles mixtes. Tous ces systemes ont en commun le fait que les syndi-
cats font lc lien avec les organisations. Dans le cas du systcme dual, les
syndicats se presentent aux elections du comite d'entreprise et rempor-
tent en rcgle generale Ja majeure partie des mandats.

Figure 1: Le contenu: compromis de bitse

.Employeurs Salarics

Gains cn termes d'efficacitc (par cxemplc
reduClion des eouts des operations)
Paix socialc et relations cle
travai! fiab!es

Participalion au progri:~s
cconomiquc ct a 101
reglernenLalion du travai!

Figure 2: res proddures

• Reconnaissance mutuelle des partCllaires sociaux
• Soutien manifeste ou latent appone par I 'Etat a Ia rcglementation

commune et au dialogue social

Figurc 3: JA dimension institutionncllc

• Consultation: participation des partenaires sociaux a Ja politique pu-
blique menee par l'Etat

• Auroadministration: convenrions collcctives sectorielles et autres
missions publiques deleguees (par exemple formation, programmes
publies de soutien aux entreprises)

• L'Etat-providence assume une fonction inclusive et il est cogere par
les parreluires sociaux

• Partenariat dans I'enrreprise, base sm des systemes officiels de reprc-
semation des travaiHeurs sur le lieu de travail
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Cet aper~u du fondement institutionnel du modele social europcen
fait ressortir son earaetcre tripartite: aux cotes des organisations patro-
nales et syndieales elles-mellles, I'Etat represente Ie troisiellle aeteur.
Cette situation nous eonduit a nous demandcr pourquoi I'Etat participe
a ce modele et fournit de surcroi't des bases institutionnel1es essentielles
a son fonetionnement. Cette question se pose SUrtout parce que du point
de vue des organes de l'Etat, il selllble que ce modele presente apremiere
vue des inconvenients illlportants (figure 4). La partieipation des orga-
nisations patronales et syndieales aux affaires publiques represente d' une
part une perte de pouvoir imponame pour les organes de l'Etat. D'au-
tre part, Ia forllluJation des politiques leur est renduc plus difficile: I'illl-
plication de ces organisations cOlllplique 1c processus de deeision parce
que de !arges comprolllis doivent etre trouves et qu'ils n'emergent sou-
vent qu'apres un processus long et fastidieux. Face aces inconvcnients,
cette implieation presente LOutcfois trois avantages. D'abord, l'Etat ob-
tient un aeces systcmatique a l' expertise des organisations patronales et
syndicales, expertise dont il ne dispose pas lui-mcme sur de nombreu-
ses questions. Ensuite, l'implication des organisations eontribue a Ja le-
gitimation des deeisions de l' I::tat car ces partenaires partagent ainsi ega-
lement Ja responsabilitc des decisions. Enfin, die offre egalement l' op-
portunite d'accroi"tre, grice a Ja cooperation, l'eHicacite de Ja regulation
eeonomique et sociale. Un tel gain d'dficacite adviem Iorsqu'on reussit
a evitcr aussi bien Ia defailJance du n1arche que eelle de l' (.:tat en impli-
quant les partenaires sociaux. La ddaillanee du marche sc manifeste par
une offre insuffisante de services pu blies. Si on bisse par exemple les seu-
les entreprises assumer Ja responsabilite de la formation initiale et conti-
nue de Ja main-d'ceuvre, I'offre de main-d'rruvre qualifiee reste en de~a
de la demande aussi bien d'un point de vue quantitatif que qualitatif. Si
I' Etat assurne eette mission, une surreglernentation peut advenir sous Ja
forme de dispositions etariques qui provoquent des couts supplementai-
res et qui ne satisfont pas aux exigences de l' exereice des professions. Une
issue possible a ce dilcmme consiste a deleguer cene mission de regle-
mentation aux organisations patronales er syndieales.

Figurc 4: Lc modele eurupün cl /'Elat: wuts et beneficcs

Colits lkn{fices

Diminution du pouvoir de l'Etat
Proccssus dc dceision eompliqu0

Acci:s a I'expertise
Aeeroissemcnt dc Ja kgitimiLc,
partcnariat dans Ja conduitc dc Ja
politiquc qui permet dc surmontcr
a Ja fois lcs ddaillanees du march0
et eelles dc I'(;tat
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Du point de vue des organes de l'Etat, I'implication des organisations
s'accompagne aussi bien d'avantages que d'ineonvenients considc-
rabies. A long terme, l'Etat ne va done tendre a y avoir recours que dans
la mesure OUles avantages I'emportent sur les ineonvenients. Les ele-
ments decisifs qui dcterminellt ce rapport eout/bcnefiee SOllt les orga-
nisations elles-lllcllles. Tout depend ici de kur capaeite a assumer des
fonctions publiques de reglementation. Plus cette capacite est grande,
plus Ie gain de l'Etat est important lorsqu'illes impliquc dans des mis-
sions publiques. A eet egard, il existe un erithe evident auquel se
mesure la capaeite de reglementation des organisations: c' est le role
qu' eiles jouent dans la reglementation des eonditions de travail dans le
cadre deseonventions eolleetives. COIllIll(: 1(:montre une eomparaison
internationale, les organisations qui ne eoncluent pas de eonventions
eolleetives ont bien Illoins de chances d' avoir un droit de regard sur la
politique economique et soeiale de l'Etat que eelles qui en concluent
('l'raxler, 2004). Autrement dit, la ligne de demareation entre lcs organi-
sations qui disposent d'une influence politique et eelles qui en sont pra-
tiquement depourvues est marquee par I'existenee ou non de eonven-
tions colleetives bilaterales qui s'appliqucnt i tout un seeteur (conven-
tions eollectives entre organisations). Ces conventions sont negociees
entre les syndicats et les organisations patronales. Elles etablissent une
rcglementation sectorielle ou mcme transversale quc I'on appelle
»multi-elllployer bargaining« en anglais. A. l'inverse, Ia eonvention
eolleetive »maison« (ou »single-elllployer bargaining«) designe eelle
qui n'a etc eonclue entre la direction et les syndicats gue pour une seule
entreprise Oll succursale.

Les organisations patronales et les syndieats n'ont une influence du-
rable et pertinente sur la politique cconomique et soeiale de l'Etat quc
dans les pays ouils eoneluent entre eux des conventions eollectives bi-
laterales seetorielks. Les raisons en SOlltevidentes. T ,es eonventions eol-
ketives n' ont de signification maeroceonollliq ue q ue lorsqu' eiles Si ap-
pliquent a un ou plusieurs secteurs. C'est eette importance econollliquc
gui confhe aux organisations patronales et aux syndicats un poids 1'0-
litique qui leur permet de devenir des partenaires de eooperation im-
portants aux yeux de I'P,tat. Dans ces conditions, il est dans ]'intcrct de
l'Etat de coordonnc:r sa politique economique et soeiale avee Ia poli-
tique des conventions eollectives des organisations patron ales et syndi-
eales. 1.' I~tat n' est en revanche pas syst~matiq uement incitc a cooperer
avec les organisations Jorsque le ehamp d'applieation des conventions
collectives ne va pas au-deli des entreprises individuelles. 1)'un point
dc vue macroeconomique, clncune de ces conventions collectives »mai-
son« n'a en effet aucune signifieation en soi et les organisations man-
quent elles-memes de moyens pour contr61er la reglementation des
conditions de travail. Cela signifie qu'il y ades acteurs eies dans Ic mo-
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dclc social europeen, a savoir les syndicats et les organisations patrona-
les qui conduisent er contrülent la politique contractuelle en concluant
eux-mbnes des convcntions collectives ou en coordonnant la conclu-
sion de conventions collectives a un niveau inferieur.

Dynamique el defis

[,es considerations dcvdoppees jusqu'ici ont atrirc I'attention sur
I'architecture de base du modele social europeen. Pour parfaire cettc
irnage, il convient de completer certe observation statique par une pers-
pective dynarnique. La question qui se pose est de savoir dans quelle
mesure le modele social europeen est capable de surmonter Ies defis ac-
wels. Les organisations d'ernployeurs et de travailleurs etant les veri-
tables piliers du modele social europeen, c'est a dIes de relever ces de-
Fis au premier ehef, lesqucls sont principalement au nombre de quatre
(figure 5).

Figun: 5: I.e comprornis de classe el ses ülrilcteristiques dans une
perspecLivc dynarnique
Moddc dc politiquc PrincipJ.lr.'\ mnYl~n.",
{conomiquc d';\cr.lnll.'; p()liliql,~~:_' -'----'----- _
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pcrml!:lI;~n1. (k slilr\\d(~r Li
dt~n);l.I,d(~
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orthodoxe (politiquc dc
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r'r1t.~Sl.Jrt~:) ,~ociak:s

d' ilCC(lrnpalo;:Dcmcnt

AITl(diof<lliou de 1a S{curitc Je j"emp]n;

comp(:titi.vitt, intcrn;'1tiol1alc;

tlexibiliü' du tr~v,lil et
du marchc du trav;'l.il

Premierement, l'Union europcennt repost sur un systeme de regula-
tion a plusieurs niveau x, ce qui vaut hien enttndu egalement pour les
organisations representatives des employeurs et des travail1curs. Certai-
nes federations nationales d' employeurs et de syndicats rassemblent a
dIes selJles trois niveaux hierarehiques ou plus. A cela s' ajoute Ic niveau
supranational sous ses multiples configurations sectorielles et imersec-
toriel1cs. Tlconvient de repartir les eomp6tences entre Ics diHerents ni-
veaux sclon Ie principc de subsidiarite, de sorte que ehaque niveau soit
en mesure d'agir et que Ies interventions des differents niveau x se com-
pletent judicieusement. Si l' on prend Ia repartition actuel1e des compc-
tences entre I'echelon national et supranational au sein de l'Union eu-
ropeenne comme critere dc repartition des'competenees dans les orga-
nisations, I'on constate dans Ja plupart des organisations un descqui-
libre en faveur de I' echelon supranational.
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Le deuxieme d6fi concerne l'erosion tenclancielle cles eonventions
collectives. eette erosion resulte clc la tenclance observee clcpuis long-
temps cleja a la clccentralisation cles conventions colJeetives en direction
des entreprises et des etablissements. Cette tenclance doit ctre interpre-
tee comme une reaetion face aux exigcnees eroissanres de regulation
flexible des eonditions de travail. Cette evolution representc un risque
pour lc modCle social europeen si la decentralisation est poussee au
point que les organisations cl'employeurs et les synclicats ne sont plus
en mesure de cOl~trßler et cle coordonner cl'une maniere generale Ia po-
litique suivie en nlatihe de conventions collectivcs. Dans ce contexte sc
pose un autre probleme, a savoir que les conventions collectives so nt
pratiquement inexisrantes dans Ia 1'1upan des nouveaux Etats membres.
L'imponance declinante de ce type de cOllvention collective est proble-
matique en ce sens gue pour les raisons exposees precedenlmcnt, lc
contrßle exerce sur la politique menee en matiere de conventions col-
lecti ves est la cle de Ja participation des organ isations cl'employeurs et
de travailleurs a Ja politique cconomique et sociale. C'est ainsi par
exemple que les partenaires sociaux ne representent un interlocuteur se-
rieux pour Ia ßanque centrale europeenne gue clans la mesure Oll ils sont
effeetivenlent capables de reguler Ja fonnation des salaires en Furope.

I.e troisieme grand defi auquc1lc rnodCle sacial europeen et ses orga-
nisations sont eonfrontes concerne le renouvellemcnt du compromis cle
classe. L'enjeu porte essentiellement sur le contenu de ce compromis, a
savoi r I'equilibre des interets. Lcs e!C'nlents intangibles clc ce compro-
mis, c' est-a-dire ses composantes essentielles, ont ete exposcs plus haut
(figure 1). D'un point de vue dynamique, il cst necessaire d'adapter ces
eomposantes de base aux eonclitions economiques du Inoment. f~tant
donne que le cadre eeonomigue Cvolue avec le temps, lcs organisations
sont dans l'obligation de revoir et de reviser constamment leur compro-
mis (figure 5). Retrospeetivement, on clistingue deux spceifications his-
toriques du compromis de dasse europc·en. La specifieation historique-
ment la plus aneiennc recouvre I'ere economique clu keynesianisme, de-
puis l'apres-guerrejusqu'a la fin des annees 70. Le mccanisme regula-
teur centra! eil' eette phase etait Ja politique salariale, qui donnait !ieu a
une forme particulihe de ponderation des interets: la priorite pour lcs
entreprises etait cl'essayer d'endigller I'in±htion et cle normaliser les re-
lations cle travail eil' maniere a attenucr Ja conCUlTence autour cl'une
main-cl'ccuvre rare. L'importanr pour les travailleurs etait que les aug-
mentations de salaires soient reconnues comme un beteur positir per-
mettant de stimlllcr Ja clernande et la croissanee economiqlle. Avec le de-
clin clu keynesianisme a la fin des annees 70, cette variante de l'equi-
libre cles interets a ete privee cle son rondement. En reaetion a la propa-
gation de politiques economiqlles orientees vers I'offre, une nOllvclle
forme de poncleration cles intcrcts a vu le jour. Elle reposait sur une po-

181



litiquc dc moderation salariale, sur la reconversion du systeme de pro-
duction vers Ja production flexible de produits de qualite et sur des me-
sures sociales d 'aeeompagnement teIles que les retraites antieipees. Une
teIle approche satisfaisait d 'une part l'interet des entreprises, desireuses
d'ameliorer leur competitivite internationale et d'assouplir les relations
de travail; d'autre part, el1e repondait a l'interct destravailleurs quant a
la securite de l'emploi. Les mesures de politique sociale telles que les re-
traites antieipees satisfaisaient a la fois les intercts des employeurs et des
travail1curs: d'une part, clles aidaient les entrcprises a rajeunir leurs ef-
feetifs et partant a realiser des gains de productivite; d' autre part, dIes
repondaient aux attentes des travailleurs en matihe de garantie de I'em-
ploi. Cette forme de ponderation des interets semble elle aussi depassee
aujourd'hui, comme le montrent Ja crise financihe de l'Etat-providence
mais aussi I'augmentation du ehElInage et des inegalites sociales en Eu-
rope. On peut en conclure que la eoncentration Sllr une production
flexible et de qualite cree trop peu d'emplois par rapport a la main-
d'cellvre disponible.

Les organisations patronales et syndicales sont done dans l' obligation
de revoir le compromis etabli entre les differents interets. Ily va pure-
ment et simplement de la survie du modele social europeen, qui ne sau-
rait exister sans une teIle ponderation des interets. Cette rache est com-
pliquee par le fait que les problemes rencontres en termes de eh6mage
et d' inegalite soeiale ne peu vent pas etre resolus uniq uement avee les
moyens de Ja politique des conventions col1ectives et de la politique de
l' emploi. Une concertation entre tüus les secteurs de Ja politique eco-
nomique et sociale, avec la participation des organisations patronales et
syndicales, serait necessaire. Mais une teIle conecrtation apparai't diffi-
cilelllent realisable en raison de Ja compartimentation du processus po-
litique dans l'Union europeenne. D'une part, il existe des deficits de
coordination entre le niveau national et supranational; d'autre part, la
concertation politiquc au niveau supranational est eompliquee par le
eloisonnement des eompetences en une multitude de seeteurs distincts.

Cela nous amene au quatrieme grand defi: le manque de coherence
institutionnelle de l'Union europcenne. Ce manque de eoherence est
extrcmement preoccupant en raison de I'asymetrie existant entre inte-
gration economique et politique. Le postulat de base est que la stabilite
durable d'un systernc institutioTlnc1 depend de sa eapaeite a assurer dans
une mesure egale J'integration economique, politique et sociale de sa so-
eiete. 11ne saurait bien sur etre question de transformer l'Union euro-
peenne en un Etat central. Mais il est imperatif d'approfoTldir I'integra-
tion politique de l'Union europeenne de teIle sorte que les problemes
economiques et sociaux transnationaux existants puissent egalement
etre traites elc maniere systematique au niveau supranational. Ce ne sera
pas possible avec Ic statut quo institutionnel, qui mcnace au contraire
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d'exaeerber de nouvc11cs rivalitcs nationales d'ordre economique. Les
tcndanccs a Ja coneurrcnee fisca!e entre les (~tats, qui sapent !a eredibi-
lite de !'Union europeenne et Ja capacite finaneiere des pouvoirs pu-
blies, illustrent bien ce probleme.

Les organisations patronales et syndieales devraient avoir a cceur
d'approfondir I'integration politique. En effet, 1eurs ehanees et leurs ea-
paeites de renouveler leur compromis de c1asse dependent de maniere
d6tcnninante de l'approfondissement politique de l'Union europeenne.
Lcs Illoycns dont dIes disposent etant en effet strictement limites aux
instrumcnts dc Ja politique du nnrehe de l'emploi, elles ne disposent
pas de la hase necessaire pour mai'triscr 1cs problernes eeonomigues et
sociaux. 01' ce sont le modele social curopeen et I'influcnee durable de
ees organisations elles-mernes sm la politique economique et socia1c gui
sont leI cn JCU.
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OISCOURS OE BIENVENUE

Christoph Leitl, President de la Chambre cconomique [cdcrale autrichienne,
Richard Leutner, Secretain: exeeuti[ de la Con[cdcration syndicalc
autriehienne (au nom du prcsident Kudolf Hundstorfer)
Alfred Pin7" Seeretain: d'Ctat du Ministere [cdcral des Finances de Ja
rcpublique d' Autriche (au nom de Ja 1'rcsidence aurrichienne)

M. Leid, president, appelle a dcployer dcs eHons accrus en dcclarant
que »Ies objeetifs du processus de Lisbonne sont bons pour l'Europe,
mais il nous faut maintenant tous nous mettre a I'oeuvre, afin que la
croissance redernarre durablement en Europe. La croissanee nous est
necessaire pour pouvoir atteindre les normes soeiales et environnemen~
tales elevces que nous nous sommes fixees. Oe plus, Ja croissance est
creatrice d'emplois et contribue de ce fait a I'iclentification a l'Europe«.
Une croissance cle 3 % permet de creer 10 mi11ions d'enlplois en einq
ans, ce qui est un argument convaincant po ur 1cs gens, sclon M. Leid.
L'aeeorcl de coopcration conclu entre le CESE et Eurochambres, qui
doit contribuer a rapprocher l'Europe du citoyen, contribue egalement
aces avancees. La mondialisation est une rcalite qu'il faut organiser en
y integrant des valeurs europcennes, ce qui suppose notamment l'intro-
duction d'un cadre social au sein de l'OMC et 1c dcvclo1'1'ement cl'un
partenariat social international. Dans de telles conditions, il n'y a plus
de raison d'avoir peur de Ja mondialisation.

Richard Leutncr, Secrctaire executif, qui reprcsente dans I'attente de
son arrivce M. Hundstorfer, president, commente Ja longue tradition
de partenariat social en Autriche, qui a 1'ris naissance apres la deuxieme
guerre mondiale, alors que I' infrastructure industrielle de 1 '/I. utriche etait
dctruite et que quatre forees d'oeeupation ctaient prcsentes dans le pays.
Les representants de tous les camps, tres conscients de leur respons abi-
litc politique, ont alors tin~ Ies enseignenlents de l' entre-deux-guerres,
OD un climat de eonfrontation avait conduit a Ja guerre civile et finale-
ment a Ia perte de souverainete. 116tait c1air que 1cs objectifs cle la re-
construetion cconomique et de l'indcpendance politique apres Ja deuxie-
me guerre mondiale ne pourraient etre atteints que si I'on cvitait de re-
produire ces fautes et que si les interventions politiques etaient inspirees
par un esprit de cooperation, une volontc cle dialogue et cle consensus.

M. f"inz, Secretaire d'F,tat, dec1are pour conc1ure que I'esprit de par-
tenariat dans lequc1I' U E aborclc son dcveloppement futur est une condi-
tion essentielle pour aller au-devant des preoeeupations des citoyens.
Parmi Ies multiples activitcs cle Ja prcsidence autrichienne, il mentionne
1c fait que pour la premiere fois, des representants des panenaires so~
ciaux ont ete eonvics aux deliberations du Conseil europeen de mars. 11
rapp elle que le Conseil europeen a expressement saluc les initiatives du
CE SE visant a assoeier Ja socictc civile organisee a Ja mise en oeuvre des
programmes nationaux de reforme et invite a poursuivre ces eHons.
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DISCOURS DE CLÖTURE

Tholllas Dclapina, Secretaire general du Conseil eonsultatif pOUl'les
questions eeonomiques et sociales autrichien

Au terme de ces deux journees de eonference au cours desquelles
nous avons debattu d'une question centra[e pour I'avenir de I'Furope et
po ur les acteurs socio-eeonomiques, nous pouvons dresser le bilan sui-
vant:

Nous sommes confrontcs a cles cldis maj<:urs et Ja situation ne va cer-
tainement pas s'ameliorer a l'avenir. Notre mission restera de eons-
truire une Furope commune qui, ne sc contentant pas de garantir Ja
paix, cvolue en une Europe sociale, une Europe qui oHre aux citoyens
des conditions de vie et cle travail eonformes aleurs aspirations, ainsi
que des opportunitcs et des persp<:etiv<:sd'avenir a la hauteur de eelles-ei.

Four cela, il ne suffit pas cle vouloir rapproeher l'Europe des ci-
toyens, <:nd'autres termes de vouloir leur expliquer l'Europe aetuelle,
de eomnmniquer sur l'Europe. Four eela, i[ faut de nouvelles idees, de
nouveaux projets et de nouvelles politiques, et il faut surtout des orga-
nisations des aeteurs soeio-ceonomigues fortes et representatives, qui
soient etroitement assoeices a kur elaboration.

11existe donc un objeetif eommun, mais pour l'atteindre, il n'y a pas
d<:modele ideal, mais differentes approehes nationales, en fonetion des
traditions et des situations specifigues. Cela doit donner lieu a un
eehange d'expcrienees et a I'etablissement d'un dialogue, ce qui ctait
egalement le bm de eette eonfcrenee.

C<:qui s'est passe dans le cas du Conseil cconomique et social esto-
nien a en tout eas montre que la creation d'associations ou d'institutions
comme un CES n'est pas toujours a elle seulc une garantie de reussite.
La condition du sueees est liee a la presence d' organisations represen~
tatives fortes servant de porte-parole aux citoyens.

L'important est donc de eonsolider e<:sforees qui luttent pour faire
de I'Europe un projet pour les citoyens.

Au nom du Conseil consultatif pour les questions eeonomiques et
soeiales des parteluires soeiaux aLltrichicns, je tiens a remereier cordia-
lement tous eeux qui ont eontribuc a Ja bonne marehe de eette eonfe-
rence: les orateurs et les partieipants, tous ccux q ui ont travaillc en eou-
lisse a l'organisation et au dcroulement de cette manifestation, en par-
tieulier les equipes du CESE et edles des parteluires sociaux autri-
ehiens, et bien enten du les interprctes pour leur remarquable travail,
sans lequc1 eette eonference n'aurait tollt simp1cment pas tte possible.
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